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Der Bürgermeister macht
sich mal wieder abstraktere
Gedanken, und zwar über
Glück und was Menschen
dafür halten. Wobei er durch-
aus angetan ist von der Idee
aus Buthan, das normale
Bruttosozialprodukt durch
das Bruttoglücksprodukt zu
ersetzen. Ganz schlecht lägen
bayerische Städtchen dabei
wohl nicht. Seite 11
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KPV-Hauptausschuss und Landesvorstand:

Energiewende
quo vadis?

Die brisante Frage „Umsetzung der Energiewende –
was kommt auf die Kommunen zu?“ stand im Mittel-
punkt der jüngsten Sitzung des KPV-Hauptausschus-
ses und Landesvorstandes in München unter der Lei-
tung von Landrat Stefan Rößle. Dieser begrüßte als
Gesprächspartner aus dem bayerischen Umweltmini-
sterium Dr. Klaus Keisel, Leiter des Referats „Ener-
gie und Umwelt“ und die Leiterin des Planungsstabs
Ulrike Lorenz.

Wie Dr. Keisel eingangs her-
vorhob, „spielen die Kommunen
eine zentrale Rolle bei der Um-
setzung der Energiewende in
Bayern“, weshalb man den kon-
struktiven Dialog auch mit den
kommunalen Spitzenverbänden
anstrebe. „Wir wollen alle Bürger
in den Prozess einbinden“, beton-
te Keisel.Auch hoffe und erwarte
man, dass sich die kommunalen
Energieversorgungsunternehmen
künftig verstärkt beim Thema er-
neuerbare Energien engagieren.
Die Kommunen seien wichtig
beim Ausbau der Infrastruktur
und bei der Stärkung der dezen-
tralen Energieversorgung. Auch
die Landesplanung müsse be-
rücksichtigt werden.

Ausbaupotenziale

Wie Keisel darlegte, sieht das
unter der Federführung des
bayerischen Wirtschaftsministe-
riums sowie unter Mitwirkung
des Umweltministeriums und der
Staatskanzlei erarbeitete Energie-
konzept unter anderem die Nut-
zung der Ausbaupotenziale bei
den erneuerbaren Energien in
Bayern und den Bau neuer Gas-
kraftwerke als Ersatz für wegfal-
lende Kernkraftwerke vor. Damit
soll eine gesicherte, jederzeit ver-
fügbare Leistung bereitgestellt
werden können. In zehn Jahren
soll die bayerische Stromversor-
gung zu 50 Prozent aus erneuer-
baren Energien gedeckt werden.
Geplant ist, dass sich der Frei-
staat spätestens 2022 aus der
Atomkraft verabschiedet.

Keisel zufolge „sehen wir beim

Ausbau der erneuerbaren Energi-
en die größten Potenziale bei der
Photovoltaik und der Windkraft“.
DerAnteil der Photovoltaikstrom-
versorgung soll von 4 % auf über
16 % erhöht und der Anteil der
Windenergie an der Stromversor-
gung auf bis zu 10 % gesteigert
werden. Derzeit liege man hier bei
etwa einem Prozent.

Windkraftanlagen

Mitte 2011 gab es in Bayern
440 Windkraftanlagen mit einer
Leistung von etwa 580 Mega-
watt. „Wir wollen in den näch-
sten zehn Jahren weitere 1.000 bis
1.500 Windkraftanlagen errich-

Mit einem Präsent und einem herzlichen Dankeschön fürdie erfolg-
reicheArbeit verabschiedete KPV-LandesvorsitzenderStefan Rößle
(Mitte) den scheidenden KPV-Landesgeschäftsführer Werner Bu-
meder. Dieser wird sich als Abteilungsleiter künftig aller CSU-Ar-
beitskreise annehmen. Seine Nachfolgerin, die Wasserbauingenieu-
rin Christiane Juckenack, war u. a. am Wasserwirtschaftsamt Hof,
in der Bayerischen Landesvertretung in Berlin und im Bayerischen
Umweltministerium tätig. Nach einer dreijährigen Elternzeit wid-
met sie sich nun einer neuen Herausforderung. Bild: DK

ten“, erklärte Keisel. Als ersten
wichtigen Schritt hierzu habe das
Umweltministerium Erleichte-
rungen bei den Genehmigungs-
verfahren vorgestellt. Hierbei
spielten der Emissionsschutz und
der Naturschutz eine gewichtige
Rolle. Für beide Themen sei das
Umweltministerium zuständig.

Wie der Referatsleiter verdeut-
lichte, „wollen wir in Bayern ge-
eignete Windenergieflächen er-
mitteln“. Wünschenswerterweise
wäre dies eine Fläche von 2 % der
Landesfläche, auf denen Wind-

kraftanlagen bei der Planung und
Errichtung aus emissionsschutz-
rechtlicher und naturschutzfachli-
cher Sicht nur geringe Hemmnis-
se erfahren würden. Genehmi-
gungsverfahren für Windkraftan-
lagen sollten auf dieser Fläche
verkürzt werden können - von
derzeit 10 Monate auf drei Mona-
te. Im Moment sei das Umwelt-
ministerium dabei, gemeinsam
mit dem Landesamt für Umwelt
und den Regierungen eine solche
Flächenkulisse zu entwickeln.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kommunale 2011 in Nürnberg:

Lösungen für
Gemeindebedarf

Premiere für IT-Fachkonferenz -
Rund 270 Aussteller und hochkarätige Referenten

Zahlreiche Kommunen stehen vor drängenden Auf-
gaben. Eine schlankere Verwaltung, Investitionen in
die Infrastruktur, erneuerbare Energien, höhere En-
ergieeffizienz, Breitbandkommunikation – die Kom-
munale 2011 und der Kongress des Bayerischen Ge-
meindetags geben diesen Themen am 19. und 20.
Oktober 2011 in Nürnberg ein Diskussionsforum,
das alle Beteiligten zusammenführt.

Mit ihrer Fokussierung auf
kommunale Entscheidungsträger
zählt die Kommunale zu den er-
sten Adressen in Deutschland,
wenn es darum geht, Produkte
und Lösungen für den Gemein-
debedarf effizient und effektiv zu
vermarkten. „Deutschlands größ-
te Fachmesse für Kommunalbe-
darf hebt sich von den Entwick-
lungen im einschlägigen Veran-
staltungsmarkt positiv ab“, betont
Friedhelm Lenz, Leiter des CCN
CongressCenter Nürnberg. „Sie
ist der Garant für Zuverlässigkeit
und Erfolg. Darauf können Aus-
steller wie Besucher bauen.“

Kongressprogramm

Erwartet werden rund 270Aus-
steller, über 5.000 Fachbesucher
sowie zahlreiche hochkarätige
Fachleute beim vom Bayerischen
Gemeindetag gemeinsam mit
dem Deutschen Städte- und Ge-
meindebund organisierten Kon-
gressteil. Auch heuer haben die
Spitzenverbände ein brandaktuel-
les und hochinteressantes Kon-
gressprogramm auf die Beine ge-
stellt. Die Themenpalette er-
streckt sich von der Energiewen-
de und der Entwässerungssatzung
über das Feuerwehrbeschaffungs-
kartell und die Bürgerbeteiligung
bis hin zur Dienstrechtsreform,
Friedhofssatzungen sowie der ak-
tuellen Entwicklung bei den
Kommunalfinanzen.

Einer der Schwerpunkte der
Kommunale sind „Erneuerbare
Energien“. Gerade für Kommu-
nen sind sie ein unverzichtbarer
Bestandteil der Zukunftsplanung
geworden. Dies gilt vor allem für
Biogas und Geothermie, weitere
Kernpunkte von Kongress und
Messe. Die wichtigste Antwort
auf die ökologischen Grenzen
des Wachstums sind Einsparung,
Effizienzsteigerung und erneuer-

bare Energien – und darüber in-
formiert die Kommunale um-
fänglich.

Dezentrale Anwendungen

So stellt der Bundesverband
BioEnergie e.V. im Rahmen ei-
nes Praxisseminars clevere Lö-
sungen für dezentrale Energiean-
wendungen vor. Zudem findet
die Preisverleihung des Wettbe-
werbs BioEnergie-BundesLiga
(BEBL) statt. Hierbei wird im
interkommunalen Vergleich das
Engagement einer Stadt bzw.
Gemeinde in Bezug auf den Ein-
satz von Bioenergie bewertet.

Nach der erfolgreichen Pre-
miere vor zwei Jahren steht das
Fachforum „IT für die öffentli-
che Verwaltung“ mit starken

(Fortsetzung auf Seite 4)

Jahrestagung des Deutschen Landkreistags:

Infrastruktur in der Fläche
Der Ausbau und die Sicherung der Infrastruktur in
der Fläche standen im Mittelpunkt der Jahrestagung
des Deutschen Landkreistages im thüringischen Ei-
senach. Über 200 Landräte und Delegierte aus den
Landkreisen diskutierten u. a. mit Bundesverkehrs-
minister Dr. Peter Ramsauer und der Ministerpräsi-
dentin des Freistaats Thüringen, Christine Lieber-
knecht, über demografische Entwicklung, Wirt-
schaftspolitik, Verkehrsinfrastruktur, Breitbandver-
sorgung, Energiewende, aber auch die bevorstehen-
den Standortentscheidungen der Bundeswehr.

DLT-Präsident Landrat Hans
Jörg Duppré (Südwestpfalz), der
für weitere zwei Jahre im Amt
bestätigt wurde, sprach sich u. a.
für die Einführung eines Geset-
zes-Checks Ländlicher Raum
aus und wandte sich entschieden
gegen Metropolstrategien zur
einseitigen Entwicklung von
Ballungszentren zulasten des
ländlichen Raumes.

Herausforderungen

Duppré erläuterte, dass die
Fläche vor großen Herausforde-
rungen stehe, was die wirtschaft-
liche, demografische und infra-
strukturelle Entwicklung betref-
fe. „Eine der zentralen Heraus-
forderungen für Landkreise,
Städte und Gemeinden in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten
ist der demografische Wandel.
Insgesamt ist die Fläche zumeist
Verlierer dieser Entwicklung und
daher mit besonderen Herausfor-
derungen konfrontiert.“

Ziel müsse es daher nach wie
vor sein, den Menschen in allen
Teilräumen gleichwertige Le-

bensverhältnisse im Verhältnis
zu verdichteten Gegenden und
Ballungszentren zu sichern und
sie nicht von den wirtschaftli-
chen Entwicklungsmöglichkei-
ten abzuschneiden, wobei der
Erhöhung des Arbeitsplatzange-
bots in der Fläche eine Schlüs-
selrolle zukomme. Wie Duppré
erläuterte „ist darunter Chancen-
gleichheit zu verstehen, die re-
gional sehr unterschiedlich aus-
gefüllt werden kann. Gleichma-
cherei wollen wir nicht.“

Einseitige Metropolstrategie

„Wir wollen keinen Landesteil
aufgeben. Ziel muss sein, zu ei-
ner selbst tragenden Entwick-
lung in allen Teilräumen zu ge-
langen und die jeweiligen regio-
nalen Entwicklungspotenziale
zu unterstützen. Einseitige Me-
tropolstrategien sind in diesem
Zusammenhang pures Gift“,
fuhr der Präsident fort. Vor die-
sem Hintergrund sei eine Kür-
zung von Fördermitteln – etwa
bei der Städtebauförderung –
problematisch, weil Zukunftsin-

vestitionen in die öffentliche In-
frastruktur dringend nötig seien,
auch und vor allem im ländli-
chen Raum.

Ferner seien flexible Lösungs-
ansätze sowie gesetzliche Rah-
menbedingungen notwendig, die
den Kommunen Raum für Krea-
tivität lassen und auch das Ab-
weichen von Standards erlauben.
„Die Selbstgestaltungskräfte vor
Ort müssen gestärkt werden. Lö-
sungen für die zum Teil gravie-
renden Herausforderungen kom-
men zuallererst von den Akteu-
ren vor Ort. Dieses Engagement
muss seitens der Politik unter-
stützt und darf nicht abgewürgt
werden!“, bekräftigte Duppré.
Vor diesem Hintergrund spiele
etwa die Forderung nach Regio-
nalbudgets in kommunaler Hand
eine große Rolle, um den Einsatz
von Fördermitteln stärker auf die
regionalpolitisch sinnvollen Pro-
jekte zu konzentrieren. Auch
dürfe der Bund im Zuge der für
Ende Oktober erwarteten Ent-
scheidungen zur zukünftigen
Stationierung der Bundeswehr
betroffene Konversionskommu-
nen nicht allein lassen, sondern
müsse sie z.B. im Rahmen der
bestehenden Förderpolitik finan-
ziell zusätzlich unterstützen.

Der DLT-Präsident dankte
Bundesverkehrsminister Ram-
sauer in diesem Zusammenhang
für dessen Engagement zur Stär-
kung des ländlichen Raumes im
Rahmen der „Initiative Ländli-
che Infrastruktur“. „Darauf auf-
bauend muss die Bundesregie-
rung ihre Maßnahmen noch weiter

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeisterin
Jutta Breitenmoser
87647 Kraftisried

am 12.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Thomas Knauer
95182 Döhlau

am 13.10.

Bürgermeister
Josef Häckl

93346 Ihrlerstein
am 16.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Alwin Lichtensteiger
87766 Memmingerberg

am 13.10.

Bürgermeister
Matthias Schneider

97531 Theres
am 16.10.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Babl

84149 Velden
am 7.10.

Bürgermeister Helmut Ritter
95168 Marktleuthen

am 17.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Wilhelm Wagenpfeil
94544 Hofkirchen

am 8.10.

Bürgermeister Ludwig Landwehr
87668 Rieden-Zellerberg

am 12.10.

Bürgermeister Anton Winkler
89432 Binswangen

am 6.10.

Bürgermeister
Bernhard Sammiller

85104 Pförring
am 11.10.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Henne-Unimog:

Kommunaler Praxistag 2011
in Neumarkt i.d.OPf.

Der Unimog-Generalvertreter Henne-Unimog veranstaltet dieses
Jahr am 6. Oktober in der Jura-Halle in Neumarkt i.d.OPf. seinen
Kommunalen Praxistag. Dort können Vertreter der Kommunen den
Mercedes-Benz Unimog und seine vielfältigen Auf- und Anbauten
in der Praxis kennenlernen und sich über die neuesten Entwicklun-
gen informieren. Darüber hinaus wird es einen Fachvortrag über das
Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz geben. �

Deutscher Städtetag:

Steuern und Inklusion
Präsidiumssitzung in Konstanz

Im Rahmen der jüngsten Präsidiumssitzung des Deutschen
Städtetages in Konstanz hat der Deutsche Städtetag eindringlich
an die Bundesregierung appelliert, keine Steuerentlastungen mit
neuen Steuerausfällen für die Kommunen zu beschließen.

Wie der Präsident des kommu-
nalen Spitzenverbands, Mün-
chens Oberbürgermeister Christi-
an Ude hervorhob, „haben die
Kassenkredite der Kommunen
nach neuesten Zahlen die Schwin-
del erregende Rekordhöhe von
42,9 Milliarden Euro erreicht. Das
heißt: Kommunen können in die-
sem Ausmaß laufende Ausgaben
etwa für Kinderbetreuung oder
Unterkunftskosten für Langzeitar-
beitslose nicht mehr aus ihrem
Haushalt bezahlen. Steuersenkun-
gen würden in dieser Lage die
Probleme der Städte noch ver-
schärfen.“

Kein Spielraum mehr

Falls es tatsächlich zu Steuer-
senkungen kommen sollte, müs-
sten den Kommunen, die mit 15
Prozent an der Einkommensteu-
er beteiligt sind, die Verluste aus-
geglichen werden. Wie der Bund
das aber alles finanzieren wolle,
bleibe bisher sein Geheimnis, er-
klärte Ude. Die Städte hätten in
der Vergangenheit immer deut-
lich gemacht, dass sie Steuersen-
kungen nicht generell ablehnen.
Viele Kommunen könnten ange-
sichts ihrer kritischen Haushalts-
lage jedoch neue Steuerverluste
auf keinen Fall verkraften.

Ude begrüßte den Aufwärts-
trend bei der Gewerbesteuer,
die sich nach den Einbrüchen
vor allem im Jahr 2009 wieder
rasch erhole. Bis zum Jahresen-
de 2011 wachse ihr bundeswei-
tes Volumen voraussichtlich auf
etwa 39 Milliarden Euro und
rücke damit wieder nahe an den
Wert von 2008 vor der interna-
tionalen Finanzkrise heran. Al-
lein im ersten Halbjahr 2011 ha-
be die wichtigste Steuer der
Städte nach einer Umfrage des
Deutschen Städtetags bei rund
100 Städten um 19 Prozent zuge-
legt – eine Entwicklung, die sich
bis zum Jahresende voraussicht-
lich wieder abschwächen werde.

Viele Altdefizite

„Die Städte sind trotz der guten
Entwicklung der Gewerbesteuer
aber noch längst nicht über den
Berg. DieAltdefizite drücken vie-
le Kommunen gewaltig, und neue
Herausforderungen warten be-
reits: Die Schuldenbremse in den
Ländern darf in den nächsten Jah-
ren nicht auf Kosten der Kommu-
nen durchgesetzt werden“, for-
derte Ude. Schulden auf andere

zu verlagern sei keine seriöse Al-
ternative zur Konsolidierung in
den Landeshaushalten, sondern
würde die Handlungsfähigkeit
der Kommunen weiter einschrän-
ken. Das ginge zu Lasten der Bür-
gerinnen und Bürger, warnte der
Städtetagspräsident.

Chancengleichheit

Mit Blick auf die Umsetzung
der UN-Behindertenkonvention
begrüßt der Deutsche Städtetag
deren Ziel, Menschen mit Behin-
derungen ihr Recht auf Bildung
ohne Diskriminierung zu sichern
und so Chancengleichheit zu si-
chern. Die Städte, so die Vize-
präsidentin des Deutschen Städ-
tetags, Frankfurts Oberbürger-
meisterin Petra Roth, seien be-
reit, an der Umsetzung des Über-
einkommens, dem der Bund
und die Länder zugestimmt ha-
ben, konstruktiv mitzuwirken.

Der Deutsche Städtetag appel-
liert an die Länder, das pädago-
gische Gesamtkonzept der selbst
bestimmten und gleichberechtig-
ten Teilhabe in ihren Schulgeset-
zen zu verankern und ein Gelin-
gen dieser Inklusion auch finan-
ziell sicherzustellen. Roth: „Um
gemeinsame Bildung für behin-
derte und nicht behinderte Men-
schen erfolgreich zu praktizie-
ren, sind beispielsweise zusätzli-
che Integrationshelfer, Thera-
peuten und Sozialpädagogen,
aber auch eine intensive Fortbil-
dung der Lehrer an den allge-
meinen Schulen unersetzlich.
Die Rahmenbedingungen müs-
sen stimmen, sonst gerät die In-
klusion zum Lippenbekenntnis.“

Die Städte begrüßen Roth zu-
folge das Prinzip der Inklusion
und sind sich der Verantwortung
für behinderte Kinder und Ju-
gendliche voll bewusst. Bund
und Länder müssten die von ih-
nen eingegangenen Verpflich-
tungen aber vollständig erfüllen
und somit auch für die Folgeko-
sten aufkommen. Das gelte für

zusätzliche Aufwendungen im
Bereich der Schulträgeraufga-
ben, wie zum Beispiel die barrie-
refreie Gestaltung von Schulge-
bäuden, die Ausstattung mit ge-
eigneten Lernmitteln und die
Gewährleistung entsprechender
Schülerbeförderung. Diese Auf-
wendungen seien nach Maßgabe
der jeweiligen Landesverfassun-
gen konnexitätsrelevant. Denn
auch für die Inklusion gelte das
Prinzip: „Wer bestellt, bezahlt.“

Schutzmechanismus

„Wenn dieser Schutzmechanis-
mus für die Kommunen ausgehe-
belt wird, ist auch eine gelingen-
de Inklusion der Kinder und Ju-
gendlichen in Gefahr. Deshalb
fordern wir die Länder auf, die
Behindertenrechtskonvention
verfassungsgemäß umzusetzen
und keinen Streit zwischen Län-
dern und Kommunen auf dem
Rücken der behinderten Kinder
anzuzetteln“, lautete der Appell
der Vizepräsidentin. Die Städte
seien in Sorge, dass die wichtige
Aufgabe der Inklusion in den
Schulen durch Länder nicht ange-
messen verwirklicht werde. Der
Landtag in Bayern habe im Juli
bereits ein Gesetz verabschiedet,
das keine Finanzierung für die zu-
sätzlichen Aufgaben und das not-
wendige Personal beinhalte. DK

Herbstklausuren der Landtagsopposition:

Knackpunkt 3. Startbahn
SPD, Grüne und Freie Wähler wollen CSU ablösen

Bildung, Arbeit und Soziales als politische Schwerpunkte
Die Fraktionen von SPD, Grünen und Freien Wählern eint der
Wille, die CSU bei der Landtagswahl im Herbst 2013 nach ei-
nem halben Jahrhundert aus der Verantwortung zu drängen.
Dies ist der einhellige Wille der drei Oppositionsfraktionen nach
ihren heurigen Herbstklausuren. Vor allem in den auch von den
Regierungsfraktionen bestätigten Schwerpunkten Bildung, Ar-
beit, Soziales und Landesentwicklung sehen die drei Kontrahen-
ten die Chance, an die Macht zu kommen, sind jedoch in Sach-
fragen uneins.

Euphorie entzündete sich ins-
besondere bei der SPD, nachdem
Münchens Oberbürgermeister
Christian Ude in eigener Initiati-
ve angekündigt hatte, er wolle
2013 als Ministerpräsidenten-
kandidat gegen Horst Seehofer
antreten. Fraktionsvorsitzender
Markus Rinderspacher und Par-
teichef Florian Pronold waren
begeistert und der Parteivorstand
beschloss, dem Parteitag im Ok-
tober die formelle Nominierung
Udes vorzuschlagen.

Im Sinne der 2010 beim Füh-
rungswechsel verjüngten Frak-
tions- und Parteispitze Rinders-
pacher und Pronold will die SPD
„Bayern - aber gerechter“ ma-
chen. Im Herbst sollen die Kon-
zepte im Einzelnen vorgelegt und
im Landtag diskutiert werden.
Die Gemeinschaftsschule soll als
„Schule von unten“ als Ganz-
tagsschule in Zusammenarbeit
mit Lehrern, Kommunen und El-
tern in weitgehender Autonomie
weiterentwickelt werden.

DieFinanzierungdiesesSchwer-
punkts sowie die Investitionen
für Infrastruktur, Kommunen,
Arbeit und Soziales will die SPD
in einem „vernünftigen, finan-
zierbaren Programm“ vorlegen,
wie Haushaltssprecher Volkmar
Halbleib mitteilte. Zur Deckung
der Mehrausgaben müssten ge-
gebenenfalls Subventionen an
anderer Stelle eingespart werden.
In derAbsicht, eine Neuverschul-
dung zu vermeiden, stimmte die
SPD mit der Koalition und Fi-
nanzminister Georg Fahrenschon
(CSU) überein.

In den einzelnen Sachberei-
chen gibt es nach wie vor Diffe-

renzen, sowohl in der Koalition
als auch zwischen den Opposi-
tionsfraktionen.

Spektakulärer Knackpunkt
bleibt der Bau der dritten Start-
bahn des Münchner Flughafens.
CSU und FDP sind dafür und die
SPD scheint bereit, sich ihrem
Ministerpräsidentenkandidaten zu
fügen, der es strikt ablehnt, sein Ja
zu diesem Projekt zu verleugnen,
zu dem ein Parteitag nein gesagt
hatte. Grüne und Freie Wähler
verkündeten, die dritte Startbahn
sei mit ihnen nicht zu machen.

Für die in Würzburg tagenden
Freien Wähler kündigte Vorsit-
zender Hubert Aiwanger an,
„wir werden in den nächsten
zwei Jahren unsere eigenstän-
dige Politik machen“ und ohne
Koalitionsaussage in den Wahl-
kampf ziehen. Erst danach sei
zu entscheiden, mit wem die
„Schnittmengen“ für eine Koali-
tion - ohne dritte Startbahn - am
größten seien.

Die Freien Wähler setzen nach
wie vor auf ihre kommunalen
Wurzeln. In ihrer Kommunal-
kampagne zugunsten einer weit-
gehend autarken Umstellung der
Gemeinden und Städte auf er-
neuerbare Energien haben sie
laut Bericht ihrer Landwirt-
schaftsexpertin Ulrike Müller in-
zwischen 50 von 71 Landkreisen
„beackert“.

Für die in Amberg beratenden
Grünen bedauerte Fraktionsvor-
sitzende Margarete Bause die
Zurückhaltung der FreienWähler.
Die Grünen wollen stärker als
diese in den neuen Landtag ein-
ziehen. Mit der SPD „kämpfen
wir aufAugenhöhe“, betonte Frau
Bause. Mehrheitsmeinung der
Fraktion sei, „auf keinen Fall mit
der CSU“ zu regieren. In Konkur-
renz auch zu Freien Wählern und
SPD wollen die Grünen zum
Schwerpunkt Energiewende zei-
gen, dass sie der Basis und damit
den Kommunen am nächsten
sind.

Zu den mit der CSU besonders
umstrittenen Themen gehört die
Bildung. Da herrscht in der Op-
position weitgehende, doch nicht
volle Übereinstimmung, wie das
dreigliedrige Schulsystem abge-
schafft und weiterentwickelt wer-
den soll. Für die SPD propagierte
deren Bildungsexperte Martin
Güll den Übergang vom drei-
zum zweistufigen System, also
von Grundschule, Haupt- und
Mittelschule zur Gemeinschafts-
schule als Sprungbrett zum Gym-
nasium. Eltern und Kinder woll-
ten hochwertige Schulabschlüsse,
die so am besten zu bekommen
seien. Das müsse nicht zum
Schulsterben in kleinen Gemein-
den führen. Die wohnortnahe
Schule sei auch so zu machen.
Der Staat müsse helfen, dass kei-
ne Klasse mehr als 25 Schüler ha-
be. Es müsse mehr Geld in die
Bildung investiert werden. rm

Bayerns Koalition
demonstriert Zusammenarbeit

Schwerpunkte Bildung und Landesentwicklung
Differenzen bleiben - Warnung vor EU-Schuldenunion

Im Schlagschatten der Euro- und bundesweiten FDP-Krise haben
sich in Bayern die Landtagsfraktionen von CSU und FDPin ihren
Herbstklausuren demonstrativ bemüht, die nach der Sommer-
pause wieder begonnene Parlamentsarbeit unter das Zeichen der
Gemeinsamkeit zu stellen. Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU) betonte in Kloster Banz, „wir arbeiten sehr gut zusammen“
und sein Stellvertreter, Wirtschaftsminister Martin Zeil (FDP),
stellte in Herzogenaurach einen „kraftvollen Aufschlag“ in Aus-
sicht. Mit einem vom Koalitionsausschuss konzipierten 500-Mil-
lionen-Investitionsprogramm soll die Entwicklung in Stadt und
Land unter Berücksichtigung der Kommunen auf allen Feldern
vorangebracht werden.

Finanzminister Georg Fah-
renschon (CSU) hat zwar genaue
Zahlen erst für die Zeit nach der
November-Steuerschätzung in
Aussicht gestellt, wenn der
Nachtragshaushalt 2012 im Ma-
ximilianeum beraten wird, er
sieht aber dank der vorerst weiter
sprudelnden Steuereinnahmen
positiv voraus. Bis zu 2,3 Mrd.
Euro könnten heuer mehr in die
Staatskasse fließen, als im Früh-
jahr kalkuliert. Die Koalition will
vor allem in die Bereiche Bil-
dung, Infrastruktur und Energie-
wandel investieren. Hier wieder-
um hat laut Seehofer die Bildung
als „die Sozialpolitik der Zu-
kunft“ die Spitzenposition. Kul-
tusminister Ludwig Spaenle
(CSU) sieht seine Forderungen

nach rund 1000 neuen Lehrer-
stellen sowie besserer Ganztags-
betreuung durch den Trend in der
Konkurrenz mit der Opposition
bestätigt. Hier könnte auch den
Sorgen in den Kommunen nach
mangelbedingten Klassenbildun-
gen bis zur Existenzfrage für
Schulstandorte begegnet werden.
Wissenschaftsminister Dr. Wolf-
gang Heubisch (FDP) sieht dem-
entsprechend auch die Forderung
nach Millionen für 10.000 zu-
sätzliche Studienplätze bestätigt.
Zeil und Fraktionschef Thomas
Hacker zeigten sich zuversicht-
lich, den Forderungen entspre-
chen zu können. Das von FDP
und Opposition verlangte kosten-
freie erste Kindergartenjahr lehnt
die CSU vorerst ab.

Keine Festlegungen

Die Koalitionskonkurrenz
zeigte sich in Banz und Herzoge-
naurach, wo die FDP-Fraktion
tagte, bei beschworener Einigkeit
auch bei anderen Themen im De-
tail. Manches blieb in beiden
FraktionenAbsichtserklärung. So
die Forderung, Bundesverkehrs-
minister Peter Ramsauer (CSU)
solle durch mehr Geld für die
Bundesstraßen und Hilfen für den
Staatsstraßenbau insbesondere
den ländlichen Raum und Indu-
striestandorte stärken. Der Mini-
ster gab sich in Banz zwar aufge-
schlossen, vermied jedoch Festle-
gungen. Bayern will seinen An-
satz für die Staatsstraßen um 200
Mio. Euro aufstocken und fordert
die Pkw-Maut, die von der Bun-
deskanzlerin und ihrem Finanz-
minister abgelehnt wird. Offen
bleiben zunächst die Standortsch-
ließungen der Bundeswehr. Ver-
teidigungsminister Thomas de
Maiziere (CDU) stimmte den Ar-
gumenten Seehofers und aller
Redner zwar zu, dass personelles
„Ausdünnen“ von Standorten für

Kommunen und Wirtschaft im
Interesse der Standortkommunen
sinnvoller sei als Schließung, ver-
wies aber darauf, dass die Planun-
gen in seinem Ministerium erst
Ende Oktober zum Ergebnis
kommen würden. Auf der Kippe
stehen demnach in Bayern etwa
10 der 68 Standorte mit ungefähr
10.000 Soldaten plus Zivilange-
stellten.

Die Auswirkungen sinkender
Bevölkerungszahlen auf Wirt-
schafts- und Finanzkraft der
Kommunen spielen darüber hin-
aus, insbesondere im Nordost-
bayern eine Rolle. Alexander
König, der parlamentarische
CSU-Fraktionsgeschäftsführer,
hat in Banz ein Förderungsmo-
dell vorgelegt, dem der Finanz-
minister nachkommen will. Die
besonders betroffenen Gemein-
den sollen einen Demografiebo-
nus bekommen. Bei Investitio-
nen und Schlüsselzuweisungen
soll nicht mehr die Einwohner-
zahl der letzten fünf, sondern
zehn Jahre zugrunde gelegt wer-
den. Was dabei herauskommt,
konnten König und Fahrenschon
noch nicht beziffern. Einerseits
soll ein Teil des noch nicht end-
gültig zugeschnürten 500-Millio-
nen-Pakets gezielt für den ländli-
chen Raum eingesetzt werden,
andererseits steht im Stamm-
haushalt 2012 eine Investitions-
kürzung in etwa gleicher Höhe
zu Buch.

Am Ende der viertägigen
Klausur fasste Fraktionschef Ge-
org Schmid zusammen, es seien
wichtige Weichenstellungen ge-
lungen. Die Krisen um den Euro
und den Absturz der FDP bei den
letzten Landtagswahlen kom-
mentierten die Spitzen beider
Fraktionen nach offener, interner
Aussprache als Ansporn für die
Politik in Bayern und Deutsch-
land. Zeil bekannte sich aus-
drücklich zu Parteichef Philipp
Rösler, Seehofer zog das Fazit:
„Wir arbeiten sehr gut zusam-
men und die CSU wird der Sta-
bilitätsfaktor der Bundesregie-
rung sein.“ Er warnte indessen
wieder vor einer „grenzenlosen
Schuldenunion“ in Europa. Der
aktuellen Vergrößerung des Eu-
ro-Rettungsschirms habe man
zugestimmt, aber jeden weiteren
Schritt in diese Richtung werde
die CSU nicht mitgehen. rm

Länger leben
mit Vorsorge

Bayern startete jüngst eine In-
itiative für Männergesundheit
und setzte damit neue Akzente
in der Prävention. „Männer le-
ben länger, wenn sie regelmäßig
zur Vorsorge gehen“, sagte Dr.
Markus Söder, Gesundheitsmi-
nister, beim Auftaktkongress in
München. Im Freistaat ist die
Lebenserwartung der Männer
fünf Jahre geringer als die der
Frauen. Männer werden im
Durchschnitt 77,9 Jahre alt,
Frauen etwa 82,9 Jahre. Dies
hängt auch damit zusammen,
dass nur rund 24 Prozent der
Männer die umfangreichen An-
gebote der Vorsorgeuntersu-
chung wahr nehmen, sagte Sö-
der. Dagegen nutzen rund 60
Prozent der Frauen entsprechen-
de Früherkennungsangebote.

Die Initiative soll mehr
Männer dazu ermutigen, regel-
mäßig entsprechende Untersu-
chungen in Anspruch zu neh-
men, so Söder, denn: „Gesund-
heit ist auch Männersache.“ �
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Liebe Leserinnen
und Leser!

Nach der freien Enzyklopä-
die Wikipedia ist Veredelung
oder das Veredeln ein Prozess,
bei dem etwas in etwas
„Höherwertiges“ umgewan-
delt wird. Das kann etwa rein
kosmetisch sein oder aber die
Produktivität steigern. Verede-
lungen werden in nahezu jeder
produzierenden Branche durch-
geführt, so z. B. bei der Raffi-
nation, bei den Pflanzen oder
aber, man vermutet es kaum,
auch im bayerischen Finanzausgleich.

Hier werden fördertechnisch „Provinzler“, die
wegen fehlender Perspektiven oder Struktur-
schwäche dem ländlichen Raum den Rücken keh-
ren und ihr Glück in Zentren suchen, rechnerisch

auf Stadtniveau gebracht. So geht zum Beispiel
ein Student aus der Gemeinde Hinterschmiding
(2600 EWO), der an der TU München immatri-
kuliert ist, bei der Schlüsselzuweisung seiner Hei-
matgemeinde mit einem fiktiven Hauptansatz (Fi-
nanzbedarf) von 108 v. H. in die Berechnung ein
und wird in München allein durch die dortige
Wohnsitznahme auf 160 v. H. hoch gepuscht. Die
Stadt kann sich über den zusätzlichen Einwohner
mit Sonderbonus freuen, die strukturschwache
Landgemeinde hat wieder einmal das Nachse-
hen: finanziell und demographisch.

Die auffallend freigiebige Spreizung im Fi-
nanzbedarfsansatz soll der Tatsache Rechnung
tragen, dass große Städte überproportional hohe
Infrastrukturkosten haben und Leistungen auch
für das Umland bereitstellen müssen - etwa für
Ausbildungs-, Freizeit- und Verkehrseinrichtun-
gen. Es muss die Frage erlaubt sein, ob diese Be-
rechnungsmethode angesichts der dramatischen
Entvölkerung und verheerenden Prognosen ge-
rade im und für den ländlichen Raum heute noch
zu rechfertigen ist. Diese Argumente könnte man
genau so gut für den ländlichen Streusiedlungs-
bereich, mit extrem hohen Vorhalte- und Er-
schließungskosten für den Straßenbau, die Ver-
und Entsorgung oder die Schülerbeförderung ins
Feld führen.

In wenigen Monaten stehen wieder die jährli-
chen Finanzausgleichsverhandlungen der Spit-
zenverbände mit dem Finanzminister an und ge-
rade hier darf es ein „Weiter so“ nicht mehr ge-
ben. Die sog. Einwohnerveredelung ist insge-
samt in Frage zu stellen, ein Demographiefaktor
müsste zukunfts- und nicht vergangenheitsorien-
tiert zum Ansatz kommen. Entscheidend ist ja
nicht, wie viele Einwohner die Landgemeinden
in den letzten 5 oder 10 Jahren an die Zentren
verloren haben, sondern wie viele in Zukunft
nach den relativ sicheren Prognosen noch verlu-

stig gehen und da sieht die
Rechnung schon anders aus.

Wir brauchen, ähnlich wie
beim Länderfinanzausgleich,
eine Grundsatzdiskussion, die
sich mit der Verteilungsgerech-
tigkeit befasst, die Defizite auch
in anderen Bereichen klar beim
Namen nennt und Korrekturen
einfordert. Das gilt für die Er-
mittlung der Steuer- und Umla-
gekraft genauso wie für die
wieder eingeführte Besteue-
rung der Nebenwohnsitze (war
früher unzulässige Bagatell-
steuer) und gleichzeitige Be-

rücksichtigung derselben bei den Schlüsselzu-
weisungen.

Es kann nicht sein, dass für ein und denselben
Einwohner in Bayern schon seit 2004 gleich
mehrfach zu Lasten der übrigen Gemeinden ab-
kassiert wird. Alle Einnahmen einer Kommune
müssen auf den Tisch kommen, nicht nur Beträge
aus Nivellierungshebesätzen (Realsteuern) oder
Sockelbeträge wie bei der Einkommensteuer, um
die Bedürftigkeit bzw. den tatsächlichen Aus-
gleichsbedarf ermitteln zu können. Die Grunder-
werbsteuer mag für eine kleine Landgemeinde
unbedeutend sein, für Ballungsräume ist sie eine
Haupteinnahmequelle, die in keiner Tabelle bzw.
Steuer- oder Umlagekraftermittlung zum Ansatz
kommt (Immobilienumsatz allein in Oberbayern
2010: 16,4 Mrd. . Bei 3.5 % Steuer ergeben sich
574 Mio. . Auch bei der Förderung des Straßen-
unterhalts und beim übertragenen Aufgabenbe-
reich klafft bereits eine große Lücke zwischen der
Ausgleichzahlung und den tatsächlichen Kosten.

Die Möglichkeit, sich systemkonform arm zu
rechnen ist eine schreiende Ungerechtigkeit, die
sofort zu unterbinden ist. Kein Mensch kann ver-
stehen, dass München, eine der reichsten Städte
Deutschlands, mit rekordverdächtigen Steuer-
einnahmen und Finanzrücklagen zur Stärkung
der Finanzkraft auch noch rund 90 Mio. Zuwei-
sung im laufenden Jahr vom Freistaat erhält (37
Mio. waren es 2010). Dieses Beispiel allein zeigt,
dass unser Ausgleichsystem unheilbar krank ist.

Angesichts der im Grundgesetz verankerten
sowie in Bayern schon praktizierten Schulden-
bremse und einer dringend notwendigen Konso-
lidierung der öffentlichen Haushalte macht es
wenig Sinn, mehr zu fordern. Es geht mir und vie-
len Kollegen einzig und allein um einen gerech-
teren Interessenausgleich und mehr Rücksicht-
nahme auf die wirklich Bedürftigen. Ein erster
Schritt in diese Richtung wäre eine spürbare An-
hebung des Hauptansatzes bei den großen Ver-
lierern des demographischen Wandels und
gleichzeitig eine deutliche Kürzung im Bereich
der Großstädte bis hin zum völligen Bewertungs-
gleichstand. Nur so könnte die Reanimation, die
Wiedererlangung der notwendigen Gestaltungs-
spielräume auch auf dem Dorf noch gelingen
und der schnelle Tod der darbenden Grenzregio-
nen verhindert werden. Eine Kette ist bekanntlich
immer nur so stark wie ihr schwächstes Glied.

Ihr Heinrich Lenz

KolumneGZ Heinrich Lenz

Der veredelte
Einwohner

Kommunale Theater:

Hoher Sanierungsbedarf
Zu Beginn der neuen Spielzeit 2011/2012 hat Volkmar Halbleib,
haushaltspolitischer Sprecher und stellvertretender Vorsitzen-
der der SPD-Landtagsfraktion, durchgerechnete Finanzie-
rungszusagen für anstehende Sanierungen an den Theatern in
Bayern gefordert. Die Bayerische Staatsregierung unterstütze
die kommunalen Theater in den Regierungsbezirken seit Jahren
zu wenig, so Halbleibs Kritik.

Diese Vernachlässigung kom-
me zum einen bei den laufenden
Betriebszuschüssen zum Vor-
schein. Halbleib: „Es kann nicht
sein, dass die drei Staatstheater
in München bislang zusammen
immer rund 100 Millionen Euro
im Jahr für den Betrieb erhalten,
die restlichen 19 städtischen
Theater im Freistaat sich jedoch
rund 44 Millionen Euro teilen
müssen.“

Aber auch die finanzielle Un-
terstützung der Kommunen bei
dringend notwendigen Sanierun-
gen und Instandhaltungen ihrer
Theater sei bislang ungeklärt.
„Der Freistaat ist auch hier in der
Pflicht, die Kommunen mit den
anstehenden Kosten nicht allein
zu lassen und endlich ein voll-
ständiges, mit den Kommunen
abgestimmtes Finanzierungskon-
zept mit einem staatlichen Finan-
zierungsanteil von mindestens 45
Prozent der Kosten vorzulegen“,
machte Halbleib deutlich.

Großer Bedarf

Wie notwendig dies ist, zeige
eine Aufstellung des Staatsmini-
steriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst über den Sa-
nierungs- und Instandsetzungs-
bedarf für kommunale Theater in
Bayern, die erstmals im Juni
2011 dem Haushaltsausschuss
des Bayerischen Landtags vor-
gelegt wurde. Dabei wurde
Halbleib zufolge offenkundig,
dass bereits bis 2015 über 100
Millionen Euro in den baulichen
Erhalt der kommunalen Häuser
investiert werden müssen. Der
Schwerpunktbedarf liege dabei
beim Theater Augsburg mit sie-
ben Millionen Euro, beim Lan-
destheater Coburg mit 26,6 Mil-
lionen, beim Theater Ingolstadt
mit 20 Millionen, beim Lan-

destheater Niederbayern Lands-
hut-Straubing-Passau mit 12,4
Millionen und beim Mainfran-
ken Theater Würzburg mit 22,2
Millionen Euro. Auch die Lui-
senburg-Festspiele in Wunsiedel
benötigten 12,3 Millionen Euro
für Sanierungen. Für die näch-
sten zehn Jahre dürfte sich der
Finanzbedarf nach Einschätzung
Halbleibs auf über 250 Millio-
nen Euro summieren.

Auch Regensburgs Oberbür-
germeister Hans Schaidinger
hatte in seiner Eigenschaft als
damals noch amtierender Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tags in der Anhörung des Bayeri-
schen Landtags zur finanziellen
Situation der Theater in Bayern
gefordert, dass die staatlichen
Zuschüsse für die städtischen
Bühnen erhöht werden und auf
die jährlich verhängten Haus-
haltssperren verzichtet wird. Die
über das ganze Land verteilten
zahlreichen städtischen Theater
trügen weitaus mehr zur flächen-
deckenden kulturellen Versor-
gung des Landes bei als die
Staatsbühnen.

Als besonders belastend emp-
finden es die Städte, dass durch
die jährlich wiederkehrenden
Haushaltssperren der vorgesehe-
ne Staatszuschuss von rund 40
Millionen Euro auf ca. 32 Millio-
nen Euro pro Jahr sinkt. Dabei
setze sich die Ungleichbehand-
lung fort. Während die Staats-
theater weitgehend von der
Haushaltssperre mit dem Argu-
ment verschont werden, es hand-
le sich bei den Leistungen für das
Personal um rechtliche Ver-
pflichtungen, werde dieses Argu-
ment bei den städtischen Bühnen
nicht akzeptiert. Die Zuschüsse
an die kommunalen Theater wür-
den als „freiwillige Leistungen“
betrachtet und damit in vollem

Umfang der Haushaltssperre un-
terworfen. Laut Schaidinger darf
der Staat nicht mit zweierlei Maß
messen. „Das städtische Theater-
personal hat natürlich den glei-
chen Rechtsanspruch auf Bezah-
lung wie die Beschäftigten an
den Staatstheatern.“

Unterstützt fühlen sich die
Städte vom Bayerischen Ober-
sten Rechnungshof (ORH). Die-
ser hatte bereits in der Vergan-
genheit gefordert, dass die Thea-
ter mehr Planungssicherheit brau-
chen. Eine teilweise leistungsbe-
zogene Vergabe der Zuschüsse
des Staats für die Staatstheater
und die von ihm geförderten
Theater könnte Anreize schaffen,
das Kosten- und Leistungsbe-
wusstsein der Bühnen zu stärken.
Dies würde den wirtschaftlichen
sowie organisatorischen und da-
mit auch den künstlerischen Be-
trieb der Theater optimieren, so
der ORH.

Gute Nachrichten

Eine gute Nachricht aber gibt es
inzwischen:Am Tag des Spielzeit-
beginns des Augsburger Theaters
überbrachte Finanzstaatssekretär
Franz Josef Pschierer die frohe
Kunde, „dass der Freistaat Bayern
sich dazu entschlossen hat, Augs-
burg mit dem größten kommuna-
len Theater zu unterstützen“. Nor-
malerweise werden nur Einzel-
maßnahmen gefördert, die nach
reichlicher Prüfung und genauer
Dokumentation desVorhabens be-
willigt werden. „Die Gesamtmaß-
nahme des Augsburger Theaters
wird nun aber vom Freistaat über-
durchschnittlich mit 45 Prozent
gefördert, egal wie teuer der Um-
bau tatsächlich wird“, versprach
Pschierer.

Laut Oberbürgermeister Dr.
Kurt Gribl soll der große Umbau
in den Jahren 2014 bis 2028
stattfinden. Möglichst viele
Maßnahmen rund um das Thea-
ter sollen zeitnah verwirklicht
werden. Bisher rechnet die Fug-
gerstadt mit Kosten von rund
100 Millionen Euro. DK

Initiative für den Erhalt
von Regionalbanken

GVB-Präsident Stephan Götzl und der Präsident des bayeri-
schen Sparkassenverbands, Theo Zellner, haben eine gemeinsa-
me Initiative für den Erhalt von Regionalbanken gestartet.

Sie treten u.a. dafür ein, dass
Bankenregulierung dem Verur-
sacherprinzip folgen muss. Sie
soll da ansetzen, wo Risiken ent-
stehen. Pauschale Regulierung
ohne Differenzierung zerstört
dagegen gewachsene und be-
währte Strukturen. Deshalb for-
dern der Genossenschaftsver-
band Bayern und der Sparkas-
senverband Bayern:
XBei Bankenregulierung nach
Geschäftsmodellen differenzie-
ren: Eine stärkere Regulierung
der Banken ist prinzipiell erfor-
derlich. Allerdings darf sie nicht
pauschal erfolgen, sondern muss
die substanziellen Unterschiede
der Institute hinsichtlich Größe,

Geschäftsmodell und Risikopo-
tenzial für die Finanzmarktstabi-
lität berücksichtigen.
XRegulierungslücken im Schat-
tenbankensystem schließen: Eine
intensive Aufsicht und Regulie-
rung muss insbesondere dort ge-
währleistet sein, wo die großen
Risiken liegen – im unregulierten
Schattenbankensystem. Die Poli-
tik muss dem G-20-Grundsatz
„kein Finanzplatz, kein Finanz-
marktakteur und kein Finanzpro-
dukt ohne Regulierung“ endlich
Geltung verschaffen.
XRegulierungsgefälle zum Grau-
markt beseitigen: Einheitlicher
Verbraucherschutz braucht ein-
heitliche Regeln und Kontrollen.

Die Beaufsichtigung der freien
Finanzanlagenvermittler im Grau-
markt durch die Gewerbebehör-
den führt zu einem ineffektiven
und ineffizientenAufsichtsdualis-
mus. Um das Regulierungsgefäl-
le zwischen Banken und Finanz-
anlagenvermittlern nicht weiter
zu vergrößern, muss die Politik
die Aufsicht über den grauen Ka-
pitalmarkt der Zuständigkeit der
BaFin übergeben.
XIm Ordnungsrahmen Belange
der Regionalbanken berücksich-
tigen: Künftig ist ein Ordnungs-
rahmen notwendig, der den
Strukturen von Regionalbanken
und deren Bedeutung für die
Heimatwirtschaft ausreichend
Rechnung trägt. Es wäre fatal,
wenn die Bedingungen für die
mittelständischen Unternehmen
durch eine auf internationale
Großbanken ausgerichtete Regu-
lierung verschlechtert würden.
XBasel III als Richtlinie umset-
zen: Eine auf europäische Ver-
einheitlichung ausgelegte Ver-
ordnungspolitik ist ein schwer-
wiegender Eingriff in nationale
Mitgestaltungsrechte im Gesetz-
gebungsprozess. Damit die sta-
bilisierende Wirkung der Regio-
nalbanken für das deutsche Ban-
kensystem erhalten bleibt, müs-
sen die neuen Vorschriften per
Richtlinie umgesetzt werden.
XRisikogewichtung von Mittel-
standskrediten reduzieren: Die
Regionalbanken stehen für eine
verlässliche Mittelstandsfinan-

zierung insbesondere im ländli-
chen Raum. Unter den derzeit
geltenden Eigenkapitalregeln
werden Kreditrisiken bereits ge-
genüber Marktrisiken aus dem
Wertpapierhandel benachteiligt.
Die nun im Rahmen von Basel
III geplante allgemeine Verdop-
pelung des geforderten Kernka-
pitals würde diese Ungleichbe-
handlung weiter verschärfen und
der mittelständischen Wirtschaft
schaden. Deshalb muss die Risi-
kogewichtung von Mittelstands-
krediten in den neuen europäi-
schen Eigenkapitalanforderun-
gen reduziert werden.
XSicherheit bei der Wohnbaufi-
nanzierung erhalten: Die Regio-
nalbanken leisten einen verlässli-
chen Beitrag zur Wohnbaufinan-
zierung in Deutschland. Nun
will die Europäische Kommissi-
on die Tilgung von Baudarlehen
neu regeln und eine vertraglich
nicht vereinbarte, vorzeitige
Rückzahlung von Immobilien-
krediten erleichtern. Dadurch
würden Wohnbaukredite für die
Kunden verteuert, weil Banken
ihre eigene Refinanzierung va-
riabler gestalten müssten. Fest-
verzinsliche Darlehen haben sich
in Deutschland bewährt. Die Si-
cherheit bei der Wohnbaufinan-
zierung darf nicht durch gesetzli-
che Eingriffe gefährdet werden.
XStaatliche Aufgaben nicht auf
Banken verlagern: Die Regional-

banken unterliegen bereits umfas-
senden gesetzlichen Dokumenta-
tions- und Meldepflichten. Trotz-
dem werden immer mehr staatli-
che Aufgaben und deren Kosten
auf sie verlagert. So ist es bei-
spielsweise nicht akzeptabel, dass

Banken künftig grundsätzlich die
Kirchensteuerpflicht ihrer Kun-
den prüfen sollen. Das beschnei-
det die informationelle Selbstbe-
stimmung der Kunden und macht
die Banken zu Erfüllungsgehilfen
für staatliche Aufgaben. �

Genossenschaftsverbandspräsident Stephan Götzl (r.) und der
Präsident des bayerischen Sparkassenverbands Theo Zellner bei
der Präsentation einer gemeinsamen Initiative. ��

Kulturpreis Bayern 2011 in der Sparte Kunst:

Herausragende
Leistungen

In enger Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Staatsministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kunst verleiht die E.ON
Bayern AG jährlich den Kulturpreis Bayern.

In der Sparte Kunst werden je-
des Jahr sieben Persönlichkeiten
für ihr herausragendes künstleri-
sches oder kulturelles Schaffen
mit dem Kulturpreis Bayern aus-
gezeichnet. Der Preis ist in der
Sparte Kunst mit jeweils 10.000
Euro dotiert. Die Entscheidung
über die Vergabe der Preise trifft
eine unabhängige Jury. Die sieben
Preisträger des Jahres 2011 sind:
XGerhard Bruckner, Theater
EigenArt (Theater), Niederbay-
ern
XPauline Füg (Literatur), Ober-
bayern
XWolfgang Haffner (Musik),
Mittelfranken
XWolfgang Herzer (bildende

Kunst), Oberpfalz
XHofer Symphoniker (kulturel-
le Jugendbildung), Oberfranken
XWaltraud Meier (Musik), Un-
terfranken
XVolker Klüpfel und Michael
Kobr (Literatur), Schwaben.

Der Kulturpreis Bayern wird
am 20. Oktober 2011 in Straubing
verliehen. Neben den genannten
sieben Persönlichkeiten werden
in der Sparte Wissenschaft die be-
stenAbsolventen der bayerischen
Hochschulen für angewandte
Wissenschaften und Kunsthoch-
schulen sowie die besten Dokto-
randen der bayerischen Univer-
sitäten mit dem Kulturpreis Bay-
ern ausgezeichnet. �
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(Fortsetzung von Seite 1)
Für November sei ein Wind-
erlass geplant, in den die Hin-
weise für ein vereinfachtes Geneh-
migungsverfahren aufgenommen
werden, fuhr Keisel fort und er-
gänzte: „Dieser Winderlass wird
eine Verwaltungsvorschrift aller
betroffenen Ressorts in Bayern
sein.“ Darin seien auch Hinweise
zur Bauleitplanung, zu Tiefflug-
korridoren und Radaranlagen
enthalten.

Windstützpunkte

Anschließend sollen sog.
Windstützpunkte in Gebieten er-
richtet werden, in denen bereits
mehrere Windkraftanlagen ste-
hen. Dort soll auch das Know-
how für die Regionen zur Verfü-
gung gestellt werden. Den ersten
Windstützpunkt gibt es bereits in
Neumarkt i. d. Opf.

Sperrwirkung

Auch bei der Reform der Lan-
des- und Regionalplanung werde
versucht, die Sperrwirkung von
Radaranlagen und Tiefflugkorri-
doren in den Griff zu bekom-
men, bemerkte Keisel. „Wir er-
warten zudem, dass das Land-
wirtschaftsministerium den Aus-
bau der Windkraft in den Staats-
forsten forciert und entsprechen-
de Vollzugshinweise erarbeitet.“

Die Details dieser Vollzugs-
hinweise sollen den kommuna-
len Spitzenverbänden auf einem
„Kommunalgipfel Wind“ erläu-
tert werden. Geplant ist, bei der
Abstandsregelung den Genehmi-
gungsaufwand zu reduzieren.
Sog. Lärmgutachten, die die Be-
treiber von Windkraftanlagen
derzeit noch vorzulegen haben,
sollen nicht mehr in jedem Fall
erstellt werden müssen. Eine
lärmfachliche Stellungnahme
der Genehmigungsbehörde wür-
de somit auch entfallen. „Wenn
jemand eine Anlage 800 oder
1.000 Meter entfernt von einer
Wohnbebauung errichten möch-
te, so reicht eine Bescheinigung
über die Schallwerte aus“, mach-
te der Referent deutlich. Hier sei
kein Lärmgutachten mehr erfor-
derlich. Anders verhält es sich,
wenn man näher als 800 Meter
an die Bebauung heranrücke.
Insgesamt stellten diese Überle-
gungen eine „erhebliche Erleich-
terung für künftige Investoren“
dar.

Naturschutz

Was den Bereich Naturschutz
anbelangt, so waren Keisel zu-
folge bislang 37 % der Landes-
fläche für Windkraftanlagen tabu
- inklusive Landschaftsschutzge-
biete und Schutzzonen der Na-
turparke. Jetzt wolle man diese
Gebiete für die Windkraftnut-
zung öffnen. Künftig sollen nur
noch 10 % der Landesfläche Ta-
buzone sein. Davon erwarte man
sich ein größeres Flächenpoten-
zial für die Windkraftnutzung.
Auch sollen Erleichterungen bei
den Kompensationsmaßnahmen
geschaffen werden. In ökolo-
gisch weniger wertvollen Gebie-
ten will man nicht mehr auf ei-
nen Flächenausgleich bestehen.

(Fortsetzung von Seite 1)
fachlichen Partnern wiederum
ganz im Zeichen modernster In-
formations- und Kommunikati-
onstechnologien. Neben einem
attraktiven Vortragsprogramm
erläutert eine Sonderschau an-
hand erfolgreicher Lösungen die
vielfältigen Möglichkeiten zur
Kosteneinsparung und Optimie-
rung von Kommunikations- und
Informationsprozessen sowie der
Einführung von eGovernment in
der öffentlichen Verwaltung.

Führende Veranstaltung
im Public Sector

Mit der IT-Fachkonferenz, die
2011 ihre Premiere feiert, baut
die Kommunale 2011 nunmehr
auch im Bereich der digitalen In-
formations- und Kommunikati-
onstechniken ihren Anspruch als
die führende Veranstaltung der
Branche aus. Eingeladen sind al-
le E-Government-Verantwortli-
chen, IT-Leiter und CIO. „Die
IT-Fachkonferenz ist ein Netz-
werk-Forum für alle diejenigen,
die sich mit digitalen Informati-
ons- und Kommunikationstech-
niken in ihren Gemeinden befas-
sen“, erläutert Veranstaltungslei-
ter Thorsten Böhm. Und so ist
die Konferenz ganz auf deren
Bedürfnisse zugeschnitten, auf
die Erfordernisse des Alltags.

Praxisnahe Themen stehen im
Fokus, von Cloud Computing
und DMS-Systemen über Green
IT und Standardisierung der
kommunalen IT bis hin zu den
grundsätzlichen Anforderungen
an die IT in Kommunen. Mögli-
che Themen sind etwa: „Vom
Getriebenen zumAntreiber – Die
zukünftige Rolle der kommuna-
len IT“ oder „Es geht auch an-

(Fortsetzung von Seite 1)
bündeln, damit daraus ein Ge-
samtpaket für den ländlichen
Raum wird. Hier sind zugegebe-
nermaßen viele Ressortgrenzen
zu überwinden.“ Darüber hinaus
könne ein Gesetzes-Check Länd-
licher Raum in das Bundesge-
setzgebungsverfahren aufgenom-
men werden, der Bundesgesetze
auf deren Raumwirksamkeit und
Auswirkungen für den ländli-
chen Raum im Sinne einer Ge-
setzesfolgenabschätzung über-
prüft. „Der Normenkontrollrat
kann hier als Orientierungspunkt
dienen“, erläuterte der Verbands-
chef.

Von grundlegender Bedeutung
seien intakte und gut ausgebaute
Straßen. Duppré richtete insofern
die Forderung an Bund und Län-
der, im Bereich der Gemeindever-
kehrsfinanzierung auch über 2019
hinaus eine den Aufgaben ange-
messene Finanzierung sicherzu-
stellen. Insbesondere müssten die
Belange der Gemeindeverkehrsfi-
nanzierung bei der bis 2019 erfor-
derlichen Neuregelung des Bund-
Länder-Finanzausgleichs ausrei-
chend berücksichtigt werden.
„Dabei sind der wachsende Erhal-
tungsbedarf insbesondere im Hin-
blick auf eine Zunahme des Gü-
ter- und Schwerlastverkehrs so-
wie Anpassungsbedarfe an den
Klimawandel zu berücksichtigen.
Allein die Kreisstraßen haben ei-
nen Anteil von 40 Prozent am
überörtlichen Straßennetz und lei-
sten damit einen wesentlichen
Beitrag zur Erschließung der
Fläche“, machte Duppré deutlich.

Weiter müsse gerade im ländli-
chen Raum die Entwicklung der
Elektromobilität vorangetrieben
werden. „Der ländliche Raum
bietet besondere Potenziale für
Elektromobilität: Hier wird der
Strom aus erneuerbaren Energien
erzeugt, der erst für eine positive
Klimabilanz der Elektromobilität
sorgt. Hier kann er direkt im Rah-
men regionaler Energiekreisläufe
genutzt werden.“ Der Deutsche
Landkreistag erwarte deshalb von
der Bundesregierung, dass auch
Pilotvorhaben im ländlichen
Raum unterstützt werden.

„Die Landkreise sehen in der
Verbesserung der Energieeffi-
zienz einen entscheidenden
Schlüssel, um den Energiever-
brauch zu senken und die eu-
ropäischen wie nationalen Kli-
maschutzziele zu erreichen“, so
Hans Jörg Duppré. „Daher kom-
men sie ihrer Vorbildfunktion
gern nach und füllen diese be-
reits heute nach Kräften aus. Al-
lerdings dürfen neue Standards
etwa zur Sanierung öffentlicher
Gebäude die Kommunen auch
nicht überfordern. Insofern leh-
nen die Landkreise beispielswei-
se eine verbindliche Sanierungs-
quote von 3 Prozent sowie Vor-
gaben für den Ankauf und die
Anmietung öffentlicher Gebäu-
de entschieden ab.“

Mit der Energieeffizienzrichtli-
nie verfolge die EU-Kommission
das Ziel, den Primärenergiever-
brauch bis zum Jahr 2020 der EU
um 20 Prozent zu senken. Die
Landkreise leisteten schon heute
freiwillig wesentliche Beiträge
zur Energieeffizienz: „So werden
– wo immer dies wirtschaftlich
vertretbar ist – Gebäude grund-
sätzlich nachhaltig errichtet bzw.
saniert, und es findet ein systema-
tisches Energie-Controlling statt.“
Darüber hinaus unterhielten viele
Landkreise Energieagenturen zur
Beratung von Bürgern, Wirtschaft
und Gemeinden.

„In Anbetracht dessen schaden
verbindliche Vorgaben und grei-
fen unverhältnismäßig in die
kommunale Selbstverwaltung
ein, weil sie weder eine Kosten-
Nutzen-Betrachtung erlauben
noch einer Abwägung mit ande-
ren öffentlichen Zwecken und
kommunalen Aufgaben“, stellte
der DLT-Präsident fest. Zwar sei
die Verbesserung der Energieef-
fizienz ein wichtiges Ziel, dem

Auch die artenschutzrechtliche
Prüfung soll reduziert werden.

Mit einem Antrag des CSU-
Parteitags vom vergangenen Jahr
zum Thema „Digitale Schulta-
feln“ befassten sich die KPV-
Mitglieder im Anschluss an eine
lebhafte Diskussion mit den bei-
den Ministeriumsvertretern Kei-
sel und Lorenz. Die Junge Union
Bayern hatte den Antrag gestellt,
dass an bayerischen Schulen und
Hochschulen im Zuge der zu-
nehmenden Digitalisierung der
Ausbildungs- und Berufswelt
vermehrt digitale Tafeln einge-
setzt werden.

Einbindung neuer Medien
in den Unterricht

Begründung: Inhalte könnten
attraktiver und besser aufbereitet
werden, wodurch das Verständ-
nis und die Nachvollziehbarkeit
erhöht werden. Die Einbindung
neuer Medien in den Unterricht
erhöhe die Aufmerksamkeit,
durch die größeren technischen
Möglichkeiten könnten auch
komplexere Zusammenhänge
besser dargestellt werden. Das
Speichern von bereits erarbeite-
ten Inhalten bzw. Tafelbildern er-
laube es bei Bedarf, ohne wie-
derholten Aufwand Informatio-
nen und Inhalte erneut darzustel-
len. Durch die Verbindung mit
PC und Internet könnten auch
externe Inhalte einfach und
schnell in die Wissensvermitt-
lung integriert werden. Dabei
sollte in der Ausbildung auch auf
eine verbesserte Medienkompe-
tenz der Lehrenden geachtet
werden.

Medienkompetenz

Da für die Ausstattung der
Schulen die Kommunen verant-
wortlich sind, empfahl die An-
tragskommission die Überwei-
sung des Antrags an die KPV mit
der Bitte, zu überprüfen, inwie-
weit die vermehrte Nutzung di-
gitaler Tafeln zur Verbesserung
der Medienkompetenz der
Schüler notwendig ist. Einstim-
mig votierten die KPV-Mitglie-
der in der jüngsten Sitzung nun-
mehr gegen eine gesetzliche Vor-
gabe. Ihrer Ansicht nach stünden
den Vorteilen des Einsatzes digi-
taler Medien schließlich auch
Kritikpunkte hinsichtlich finan-
zieller (höhere Anschaffungs-,
Folge- und Wartungskosten) so-
wie pädagogischer (Verstärkung
Frontalunterricht, Konsum von
Medien, fehlende Übung für
schwächere Schüler) Art entge-
gen. Zudem müssten die örtli-
chen Gegebenheiten bestimmte
Voraussetzungen erfüllen (siehe
Software, Vernetzung).

Förderprogramme

Die Entscheidung darüber, ob
Whiteboards im Unterricht ein-
gesetzt werden, sollte im Hin-
blick auf die fortscheitende
Technik und die vorzufindenden
örtlichen Gegebenheiten (Schul-
typ, Kollegium, Vernetzung
usw.) den Sachaufwandsträgern
überlassen bleiben. Mögliche
Förderprogramme sollte man
nicht außer Acht lassen. DO

die Landkreise auch nacheifer-
ten, „allerdings zwingen uns die
knappen finanziellen Spielräume
zu einem vernünftigen Einsatz
unserer Mittel.“

Statt verbindliche Vorgaben ein-
zuführen, sollten die Kommunen
stärker über Fördermittel bei der
energetischen Sanierung unter-
stützt werden. „Insbesondere sollte
der ab 2019 EU-weit verpflichten-
de Passivhausstandard bereits heu-
te seitens der EU sowie durch
Bund und Länder finanziell geför-
dert werden.“ Insofern sei der aus-
drückliche Hinweis der Kommis-
sion in ihrem Energieeffizienzplan
2011, dass verstärkt Fördermittel
für kommunale Energieeffizienz-
projekte zur Verfügung gestellt
werden sollten, zu begrüßen.

Mindestenergieeffizienz

Der DLT-Präsident wehrte sich
schließlich gegen die Vorgabe,
dass die von der öffentlichen
Hand angemieteten oder ange-
kauften Gebäude immer dem na-
tionalen Mindestenergieeffizienz-
standard genügen müssten: „Ge-
rade bei historischen Gebäuden
ist dies schwierig. Zudem geht es
bei der Auswahl eines Gebäudes
neben der Energieeffizienz um ei-
ne Vielzahl weiterer Aspekte wie
Lage, Raumaufteilung, Barriere-
freiheit etc. Insofern befürchten
wir eine deutliche Beschneidung
unserer Handlungsmöglichkei-
ten, weil für die Landkreise natür-
lich in erster Linie die Erbringung
guter Verwaltungsdienstleistun-
gen für die Bürger im Mittelpunkt
stehen.“ Vor diesem Hintergrund
müsse man die Reduzierung des
Energieverbrauchs mit Augen-
maß betrachten und dürfe nicht
„Energieeffizienz um jeden
Preis“ betreiben, erklärte Duppré
abschließend.

„Bundesregierung und Land-
kreistag ziehen an einem Strang.
Ich freue mich, dass der kommu-
nale Spitzenverband unseren
Kurs der Stabilisierung ländlicher
Infrastrukturen durch regionale
Stärkung, überörtliche Kooperati-
on und Mitwirkung der Bürgerin-
nen und Bürger unterstützt“, be-
tonte Bundesverkehrsminister
Peter Ramsauer. Er hob vor den
Vertretern der deutschen Land-
kreise auf Bundesebene auch die
Bedeutung der im Jahr 2010 ge-
starteten „Initiative Ländliche In-
frastruktur“ hervor: „Die ländli-
chen Räume sind unser Rückgrat.
Daher liegt mir ihre Entwicklung
sehr am Herzen. Wer sie vergisst,
wird sich am Ende mit enormen
Kosten der Bewältigung vielfälti-
ger Probleme stellen müssen.
Deshalb haben wir die Sicherung
der Daseinsvorsorge in ländli-
chen Räumen als besondere Auf-
gabe definiert.“

Laut Ramsauer hat die Bun-
desregierung das neue Pro-
gramm zur Stärkung der kleine-
ren Städte und Gemeinden in
ländlichen Räumen im Jahr 2011
nahezu verdoppelt: „Wir haben
das Finanzvolumen seit 2010
von 18 Millionen Euro auf heute
35,1 Millionen Euro erhöht. Für
das kommende Jahr ist sogar ei-
ne Aufstockung auf 40 Millio-
nen Euro vorgesehen.“

Trotz seiner erst kurzen Lauf-
zeit stoße das Programm auf brei-
te Resonanz: Bereits im ersten
Programmjahr 2010 wurden bun-
desweit 76 Maßnahmen in 75
Städten und Gemeinden geför-
dert. Im aktuellen Programmjahr
2011 werde sich diese Anzahl
noch deutlich erhöhen. Den
Schwerpunkt der „Initiative
Ländliche Infrastruktur“ bilden
neben dem neuen Städtebauför-
derungsprogramm „Kleinere
Städte und Gemeinden – überört-
liche Zusammenarbeit und Netz-
werke“ das „Aktionsprogramm
regionale Daseinsvorsorge“ so-
wie der Wettbewerb „Menschen
und Erfolge – Beiträge zur Siche-
rung der Infrastrukturversorgung
in ländlichen Räumen“. Ki

Sachkundige Vertreter des Umweltministeriums zu Gast bei der
KPV: Dr. Klaus Keisel, Leiter des Referats „Energie und Umwelt“
und die Leiterin des Planungsstabs Ulrike Lorenz. Bild: DK

Energiewende...

Infrastruktur...

ders – Wege zur alternativen IT-
Entwicklung und Beschaffung“.

In zwei Vortragssträngen, auf-
geteilt in strategische Themen
für Entscheider und technikver-
sierte Vorträge für Spezialisten,
vermittelt die IT-Fachkonferenz
anbieterneutrales Wissen und
zeigt kommunale Einsatzbei-
spiele auf. Böhm: „Eine ideale
Möglichkeit für Austausch und
Diskussionen.“

Die Fachkonferenz findet im
direkt an die Fachmesse ange-
bundenen Kongresszentrum statt.
Im Messebereich präsentieren
sich ebenfalls Aussteller aus der
IT-Branche, ganz dem Charakter
der Veranstaltung entsprechend,
die seit jeher Kongress und Mes-
se in einem ist und auf diese
Weise schnell und effektiv Infor-
mationen, Austausch und Wis-
sensvermittlung bietet.

Begleitet wird die Kommunale
bereits zum dritten Mal von den
Nürnberger Feuerwehrinformati-
onstagen. Hochkarätige Referen-
ten aus Bayern und anderen Bun-
desländern diskutieren aktuelle
Themen der nicht-polizeilichen
Gefahrenabwehr – an der neben
den Feuerwehren auch dasTechni-
sche Hilfswerk und die Hilfsorga-
nisationen beteiligt sind. Die Vor-
träge und Podiumsdiskussionen
werden ergänzt durch praktische
Übungen auf dem Messegelände.

Erwartet werden etwa 500
Führungskräfte der Feuerwehren
und Hilfsorganisationen aus ganz
Deutschland. „Auch dieser von
Feuerwehrführungskräften hoch
geschätzte Kongress unterstreicht
die Stellung der Kommunale als
die Nummer-1-Veranstaltung in
Deutschland, wenn es um den
Public Sector geht“, so Friedhelm
Lenz. DK

Lösungen für...

Zertifizierung:

Familienfreundliche
Verwaltung

Sozialministerium geht mit gutem Beispiel voran
Familienministerin Christine Haderthauer unterstützt seit län-
gerem Initiativen zur Familienfreundlichkeit in Unternehmen
und Institutionen. Nun wurde ihr eigenes Familienministerium
als besonders familienfreundliche Verwaltung ausgezeichnet.

„Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ist ein wichtiges Zu-
kunftsthema. In Zeiten des dro-
henden Fachkräftemangels sind
familienfreundliche Strukturen
in Unternehmen das entschei-
dende Aushängeschild und das
Markenzeichen, um im Wettbe-
werb um gute Fachkräfte die
Nase vorne zu haben. Gute
Fachkräfte suchen sich ihre Ar-
beitgeber schon lange nicht
mehr allein nach dem Gehalt
aus. Gelebte Familienfreund-
lichkeit bedeutet dabei nicht nur

Lippenbekenntnisse zur Kinder-
freundlichkeit abzugeben, son-
dern konkrete Maßnahmen im
Unternehmen zu ergreifen, an-
gefangen vom Angebot von fle-
xiblen Arbeitszeiten bis hin zur
Ermöglichung von familienbe-
dingter Erwerbsunterbrechung
aufgrund der Pflege von An-
gehörigen oder der Erziehung
von Kindern. Mein Ministerium
geht hier mit gutem Beispiel
voran. Ich freue mich daher
sehr, dass wir nach 2005 und
2008 nun erneut mit dem Zer-
tifikat der berufundfamilie-
gGmbH als familienfreundliche
Verwaltung ausgezeichnet wer-
den“, so Bayerns Familienmini-
sterin Christine Haderthauer
jüngst in München.

„Klar ist, dass sich nicht jedes
Unternehmen eine eigene Kin-
dertagesstätte leisten kann. Ver-
besserungsmöglichkeiten gibt es
aber überall, das muss gar nicht
viel kosten. Auch wenn es sich
nur um vermeintliche Kleinigkei-
ten handelt, es lohnt sich. Famili-
enfreundlichkeit trägt zu einem
guten Unternehmensklima bei
und erhöht die Motivation und
Produktivität der Beschäftigten“,
so die Ministerin und ergänzte:
„Vereinbarkeit von Familien und
Beruf ist schon lange kein Frau-
enthema mehr, sondern wird auch
Männern immer wichtiger. Die
Verantwortung gegenüber ihren
Kindern muss auch in Deutsch-
land am Arbeitsplatz endlich ho-
noriert und nicht durch Chancen-
verlust abgestraft werden. Verant-
wortung in der Familie befähigt
auch zu Verantwortung am
Schreibtisch.“ �

Bayern setzt weiter
auf Öko-Förderung
Landwirtschaftliche Betriebe,
die auf Ökolandbau umstel-
len, können auch künftig eine
Förderung aus dem Kultur-
landschaftsprogramm (KU-
LAP) beantragen. Das hat
Landwirtschaftsminister Hel-
mut Brunner entschieden.

Ursprünglich war geplant,
Neuanträge wegen der Überbe-
anspruchung des Programms,
der Kürzung der Bundesmittel
und der auslaufenden EU-För-
derperiode bis auf Weiteres aus-
zusetzen. „Wir wollen die positi-
ve Entwicklung des Öko-Land-
baus in Bayern trotz angespann-
ter Haushaltslage weiter nach
Kräften unterstützen“, begrün-
dete der Minister die Entschei-
dung. Er kündigte zudem an,
konventionell wirtschaftenden
Landwirten eine Verlängerung
der auslaufenden KULAP-Ver-
pflichtungen zu ermöglichen.�
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Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer Gebäude in
kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprechpartner
kümmert sich um alle Leistungen, von der ersten Analyse
über die Bauausführung bis zur Abnahme.

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profitieren von geringeren Energiekosten, schonen
die Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung

Kosten senken,

Werte steigern,

Klima schonen

Ihr Partner für energetische

Gebäudesanierung

Gerne beantworten wir
Ihre Fragen auf der
Kommunale Nürnberg,
19.-20.10.2011.
Sie finden uns in
Halle 12.0, Stand 518.

Ehemaliger Postminister Bötsch mit Entwicklung der Deutschen Post zufrieden:

Der Weg der Privatisierung
war erfolgreich

Medientag in Nürnberg beleuchtet erfolgreichen Wandel
der Bundespost zur Deutschen Post

München/Nürnberg. Unter dem Motto „Früher & heute“ hatte
die Deutsche Post Journalisten aus Bayern und Baden-Württem-
berg zu einem Medientag nach Nürnberg eingeladen. Thema der
Veranstaltung war der Wandel von der Bundesbehörde zum mo-
dernen Logistikkonzern. Dr. Wolfgang Bötsch, als letzter Bundes-
minister für Post und Telekommunikation (1993 bis 1997) maß-
geblich an diesem Wandel der Post beteiligt, ließ die Journalisten
in eindrucksvoller Weise an seinen Erinnerungen teilhaben.

Der Auftakt des Medientages
fand im Nürnberger Museum für
Kommunikation statt. Das Haus
gehört zur Museumsstiftung Post
und Telekommunikation, die von
der Deutschen Post und der
Deutschen Telekom finanziert
wird. Ein Teilbereich des Mu-
seums befasst sich mit der Ge-
schichte der Post und bot so den
idealen Rahmen für eine Reise in
die Vergangenheit.

Öffnen für den
Wettbewerb

Dr. Wolfgang Bötsch berichte-
te unter anderem über das Jahr
1993, ab dem er für die Bundes-
post verantwortlich war. Seine
Aufgabe war es, die Post sicher
in die Privatisierung zu führen
und für den Wettbewerb zu öff-
nen. „Die Öffentlichkeit hat mir
diese Aufgabe anfangs nicht zu-
getraut“, erinnerte sich der ehe-
malige Minister in Nürnberg.

„Aber nach der Postreform II im
Jahr 1995 und der erfolgreichen
Umstrukturierung musste mir
auch die anfänglich skeptische
Presse meinen Erfolg zugeste-
hen.“

In die vierjährige Amtszeit von

Bötsch fiel auch die Umset-
zung des Unternehmenskonzepts
„Brief 2000“. Dessen wichtigste
Eckpunkte waren die Vereinfa-
chung des Produktportfolios und
der Preisgestaltung, die Einfüh-
rung der fünfstelligen Postleit-
zahlen sowie das neue Brief- und
Paketbeförderungsnetz. 1993 war
auch das Jahr, in dem die ersten
so genannten Postagenturen in
Einzelhandelsgeschäften eröff-
net wurden. Sie ersetzten die bis-
herigen Poststellen und über-
zeugten durch mehr Nähe zum

Kunden und längere Öffnungs-
zeiten.

Die im Frühjahr dieses Jahres
eröffnete Filiale in der Äußeren
Bayreuther Straße in Nürnberg
ist eines der jüngsten Beispiele
für solche Partnerfilialen. Sie ist
knapp 60 Stunden in der Woche
geöffnet und bietet ihren Kunden
den vollen Service der Deut-
schen Post inklusive Angebote
der Postbank. „Die Umstellung
auf Partneragenturen war richtig
und wichtig. Davon bin ich bis
heute überzeugt“, schloss Bötsch
seinen Vortrag in Nürnberg.

Anpassung an
die Wünsche der Kunden

Günter Schott, ehemaliger
Leiter der Pressestelle der Deut-
schen Bundespost beziehungs-
weise später der Deutschen Post
in Nürnberg, nahm die Journali-
sten noch ein Stückchen weiter
in die Geschichte mit. „Die Auf-
gaben der Post haben sich in
den letzten sechs Jahrzehnten
sehr verändert“, sagte Schott.
„Grund dafür war immer die
Anpassung an die Wünsche der
Kunden und an den technischen
Fortschritt.“

In den 50er Jahren zählten
noch die Rentenauszahlung oder
Bargeldeinzahlung am Schalter
sowie das Kassieren von Rund-
funk- und Zeitungsgebühren
durch die Postboten zu den Auf-
gaben der Post. Mit der Ein-
führung von Girokonten sind
diese Dienstleistungen überflüs-
sig geworden. Die Aufgaben der
Mitarbeiter haben sich in dieser
Zeit ebenfalls stark verändert. In
den 50er Jahren sortierten die
Zusteller die Briefsendungen per
Hand nach Bahnpoststrecken,
tüchtige Verteiler schafften bis
zu 1.500 Sendungen in der Stun-
de. Heute übernehmen das Sor-
tiermaschinen in den modernen
Briefzentren, jede von ihnen
schafft bis zu 50.000 Sendungen
pro Stunde. Dadurch erreichen
täglich etwa 95 % der Briefe be-
reits am nächsten Werktag ihren
Empfänger in Deutschland -
rechtzeitige Einlieferung voraus-
gesetzt.

28 Beratungszentren

Von der Geschwindigkeit der
Sortiermaschinen konnten sich
die Journalisten während des Me-
dientages im Nürnberger Brief-
zentrum, einem der größten von
82 in Deutschland, selbst über-

Dr. Wolfgang Bötsch. ��

Automatisierter 24-Stunden-Service: Die Packstation. ��

Kundenwünschen nach einer
sicheren elektronischen Kom-
munikation nach. Der E-Post-
brief bietet hohe Verbindlich-
keit, Vertraulichkeit und Ver-
lässlichkeit und gleichzeitig al-
le Vorteile einer E-Mail. Die
Deutsche Post verzeichnet in-
zwischen mehr als eine Million
Anmeldungen von Privatperso-
nen sowie von über 100 Unter-
nehmen und Institutionen für
den elektronischen Briefdienst.

Den Alltag vereinfachen

„Die Veränderungen der Deut-
schen Post in den letzten Jahr-

zeugen. 700 Postler bearbeiten
hier im Dreischichtbetrieb alle
Sendungen, die aus den Postleit-
zahlenbereichen 90 und 91 ver-
schickt werden beziehungsweise
aus anderen Regionen für diese
Gebiete hier ankommen.

E-Postbrief

Im Gebäudekomplex des
Briefzentrums ist auch das Di-
rekt Marketing Center Nürn-
berg untergebracht. Es ist ei-
nes von 28 Beratungszentren
der Deutschen Post, das sich zur
Aufgabe gesetzt hat, kleine und
mittelständische Betriebe kos-

Logistik (DHL) und Kommunikation
Die Konzernmarken Deutsche Post und DHL stehen für ein

einzigartiges Portfolio rund um Logistik (DHL) und Kommuni-
kation (Deutsche Post). Die Gruppe bietet ihren Kunden sowohl
einfach zu handhabende Standardprodukte als auch maßge-
schneiderte, innovative Lösungen - vom Dialogmarketing bis zur
industriellen Versorgungskette. Dabei bilden die rund 470.000
Mitarbeiter in mehr als 220 Ländern und Territorien ein globales
Netzwerk, das auf Service, Qualität und Nachhaltigkeit ausge-
richtet ist. Mit seinen Programmen in den Bereichen Klima-
schutz, Katastrophenhilfe und Bildung übernimmt der Konzern
gesellschaftliche Verantwortung. Deutsche Post DHL erzielte
2010 einen Umsatz von mehr als 51 Milliarden Euro. �

zehnten waren enorm“, fasste
Gerold Beck, Leiter der Presse-
stelle in München, den Medien-
tag zusammen. „Den Erfolg
brachten der Post vor allem die
Angebote, die den Kunden den
Alltag vereinfachen, wie zum
Beispiel Packstation, Internet-
marke und das Handyporto. Der
E-Postbrief wird auch bald dazu
gehören.“ �

tenlos über Möglichkeiten der
Kundenansprache zu informie-
ren. Die Deutsche-Post-Experten
stellen ihr Know-how in Sachen
Dialogmarketing in Seminaren
und Workshops zur Verfügung.

Ein Einblick in das jüngste
Angebot der Deutschen Post
rundete den Medientag ab. Seit
Juli 2010 kommt die Deutsche
Post mit ihrem E-Postbrief den

Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer:

Chancen von eGov
und IuK-Technologie
Mitgliederversammlung der Bayerischen Akademie

Ländlicher Raum in München

„Welche Chancen bieten eGovernment und moderne IuK-Techno-
logie dem ländlichen Raum? – Sind wir in Bayern darauf vorberei-
tet?“ Mit dieser Frage beschäftigte sich Finanzstaatssekretär Franz
Josef Pschierer im Rahmen einer öffentlichen Vortragsveranstal-
tung der BayerischenAkademie Ländlicher Raum in München.

Akademie-Präsident Prof.
Holger Magel freute sich sehr
im Namen der zahlreich er-
schienen Mitglieder und inter-
essierten Gäste mit Staatsse-
kretär Franz Josef Pschierer als
Vortragenden ein prominentes
Mitglied der Staatsregierung bei
der Akademie begrüßen zu dür-
fen. Der unmittelbare Kontakt
mit politischen Verantwortungs-
trägern und die Bereitschaft
zum kritischen und konstrukti-
ven Austausch über die Belange
der ländlichen Räume seien we-
sentliche Bestandteile der Aka-
demiearbeit.

Prozesse identifizieren

Wie Staatssekretär Pschierer
erläuterte, werde derzeit eine
Befragung der bayerischen Un-
ternehmen im Internet durchge-
führt, um diejenigen Kommuni-
kations- und Serviceprozesse
mit der Verwaltung zu identifi-
zieren, die nach Ansicht der
Wirtschaft besonders dringend
einer Optimierung bzw. einer
weitergehenden elektronischen
Unterstützung bedürfen. Diese
Studie berücksichtige insbeson-
dere die Bedürfnisse des ländli-
chen Raums, da durch ein ver-
bessertes Webangebot von Ver-
waltungsleistungen gerade klei-
ne und mittlere Unternehmen in
der Peripherie profitieren.

Erste Ergebnisse der Studie
zeigten, dass allein durch die Er-
höhung des Bekanntheitsgrades
der Webangebote ein wertvoller
Nutzen für die Wirtschaft ge-
schaffen werden kann, denn 72
Prozent der befragten Betrie-
be gaben an, dass sie das vorge-
stellte Spektrum von eGovern-

ment-Diensten gar nicht kannten.
Darüber hinaus führten wis-

senschaftliche Einrichtungen im
Auftrag der Staatsregierung ei-
ne Prozessuntersuchung des
Gewerbeanmeldeverfahrens
durch, um Verbesserungspoten-
ziale im Arbeitsablauf aller be-
teiligten Stellen zu ermitteln.
Die Industrie- und Handelskam-
mern sowie die kommunalen
Spitzenverbände unterstützten
dieses Vorhaben tatkräftig.
Hiervon profitierten insbeson-
dere Gewerbetreibende im länd-
lichen Raum, denn so könnten
sie wahlweise bei den Wirt-
schaftskammern oder bei ihren
Gemeinden die Meldungen
schnell und einfach und mit
voller Rechtswirkung durch-
führen lassen.

Standortfaktor

Wie der Staatssekretär aus-
führte, ist der schnelle Zugang
zum Internet heute sowohl ein
privater als auch ein wirtschaft-
licher Standortfaktor. Der länd-
liche Raum dürfe von den Ent-
wicklungen der digitalen Ge-
sellschaft nicht abgehängt wer-
den. „Als IT-Beauftragter und
aktiver Kommunalpolitiker set-
ze ich mich daher für den
flächendeckenden Ausbau der
Breitbandinfrastruktur im Frei-
staat Bayern ein.“

Mit Blick auf das Pilotprojekt
„Grabungsatlas“ der Regierung
von Unterfranken mit den Kom-
munen und Landkreisen, un-
terstützt von der Bayerischen
Vermessungsverwaltung, wies
Pschierer darauf hin, dass die
geplanten Tiefbaumaßnahmen
der Kommunen georeferenziert

zusammengefasst werden. So
könnten die Netzbetreiber die
geplanten Baumaßnahmen in
ihre Netzplanung einbeziehen
und damit erhebliche Tiefbau-
kosten sparen. Straßen müssten
also nicht mehrfach aufgerissen
werden.

Online-Dienste

Pschierers Ziel ist es zudem,
amtliche Geodaten aller Ver-
waltungsbereiche und –stufen
in Form von Online-Diensten
bereitzustellen. Online-Dienste
seien der Weg für die Zukunft:
Sie sicherten die Aktualität des
Angebots und die Flexibilität
des Einsatzes. Durch die Stan-
dardisierung seien die Geodaten
miteinander kombinierbar. DK



Weitere Informationen unter www.komuna.de
oder per Telefon unter 0871/97385-0

Besuchen Sie uns auf der
Kommunale in Nürnberg!
19.–20. Oktober 2011 – Halle 12/Stand 424

TECHNIK UND AUSSTATTUNG FÜR DIE KOMMUNALVERWALTUNG6 GZ29. 09. 2011

Ohne Doppik
keine Energiewende!

GZ-Interview mit Klaus Schröder, Leiter des Geschäftsfelds
DATEVkommunal bei der DATEV eG

Für die Kommunen wird es in naher Zukunft noch viel stärker als
bisher darum gehen, einen genauen Überblick über ihre Finanzen
und vor allem ihre Wirtschaftlichkeit zu bekommen - Stichwort
Energiewende. Wie sich die Kommunen hierfür wappnen kön-
nen, erläuterte Klaus Schröder, Leiter des Geschäftsfelds DATEV-
kommunal bei der DATEV eG, in einem Gespräch mit der Bayeri-
schen GemeindeZeitung.

GZ: Wo sehen Sie die aktuel-
len Herausforderungen für die
Kommunen?

Schröder: Für die Kommunen
wird es in naher Zukunft noch viel
stärker als bisher darum gehen,
einen genauen Überblick über ih-
re Finanzen und vor allem ihre
Wirtschaftlichkeit zu bekommen.
Entwicklungen wie der demogra-
fische Wandel und die zunehmen-
de Komplexität der Aufgaben im
Sozialbereich bedingen dies. Zu-
dem wird die angestoßene Ener-
giewende große Investitionen ver-
ursachen. Der Bau etwa einer
Windkraft-Anlage ist ein heraus-
forderndes Projekt. Die Finanzie-

rung und der wirtschaftliche
Betrieb einer solchen Anlage wird
ein kommunales Thema sein, selbst
wenn die Abwicklung über einen
ausgelagerten Betrieb oder ein
Joint Venture mit einem etablierten
Energiekonzern geschieht. Ich wa-
ge die Prognose, dass die Energie-
wende für Städte und Gemeinden
die Investitions- und Finanzie-
rungsherausforderungen des Jahr-
hunderts mit sich bringen wird.

GZ: Wie können sich die
Kommunen dafür wappnen?

Schröder: Meiner Meinung
nach heißt das Schlüsselwort
„Doppik“, auch wenn immer
noch nicht alle Bundesländer die

Notwendigkeit dazu erkannt ha-
ben. Bayern überlässt seinen
Kommunen ja immer noch die
Wahl, wodurch die bayerischen
Städte und Gemeinden ins Hin-
tertreffen geraten. Wer aber ein-
mal über den Tellerrand schaut,
wird zustimmen, dass die Ein-
führung des doppischen Haus-
haltsrechts bereits viele positive
Entwicklungen angestoßen hat.
Bei den meisten Städten und Ge-
meinden hat die Umstellung
Steuerungserfolge gebracht.
Ebenso wirkt sich die längerfristi-
ge Perspektive der Finanzbe-
trachtung in vielen Fällen bei po-
litisch-strategischen Entschei-
dungen positiv aus.

Das betriebswirtschaftliche In-
strumentarium der Doppik er-
möglicht einen Blick auf das
Netto-Vermögen. Dieser wichtige
Indikator schärft die Wahrneh-
mung für ein Handeln im Sinne
der Nachhaltigkeit und Genera-
tionengerechtigkeit und verdeut-
licht den Handelnden, was die
Kommune sich wirklich leisten
kann und was nicht.

GZ: Inwiefern sind diese
Dinge wichtig für die im Rah-
men der Energiewende nötigen
Investitionen?

Schröder: Nur wenn ich neben
den Anfangsinvestitionen eines
Projekts auch dessen Folgekosten
möglichst genau in mein Budget
einkalkulieren kann, habe ich
gute Chancen auf einen wirt-
schaftlichen Betrieb. Ist es bei
kleineren Investitionen nur ärger-
lich, wenn sich die Refinanzie-

Verwaltungsgemeinschaft Neumarkt-Sankt Veit:

Daten aus drei Jahren
in drei Stunden
sicher archiviert

Ein Anwenderbericht von Lothar Witte,
Geschäftsleitender Beamter

Bei der Verwaltungsgemeinschaft Neumarkt-Sankt Veit haben
wir uns schon Mitte 2008 für CIP – Archiv zur Archivierung der
Kassenbelege entschieden. Seitdem werden alle Anordnungen
mit einem Barcode versehen und zusammen mit den Belegen ge-
scannt. Über die Einbindung in CIP - KD können die Belege
komfortabel durch die zugriffsberechtigten Mitarbeiter von
ihrem Arbeitsplatz aus abgerufen werden.

Eine große Hilfe ist dabei die
Archivrecherche, die über OCR-
Texterkennung und Indizierung
eine Suche nach jedem einzelnen
Begriff in einer Rechnung er-
möglicht. Die direkte Einbin-
dung in CIP - KD ist ein beson-
derer Vorteil und hat zur Akzep-
tanz bei den Mitarbeitern we-
sentlich beigetragen.

In der Kasse werden die Belege
jetzt nicht mehr nach Haushalts-
stellen geordnet, sondern nur
noch im Stapel, lediglich nach
Körperschaften sortiert, aufbe-
wahrt. Was uns bisher fehlte, war
eine revisionssichere Archivie-
rung, die es ermöglicht, die Bele-
ge nach der örtlichen Rechnungs-
prüfung zu vernichten.

Schnelle Entscheidung

Erfahrungen anderer Kommu-
nen mit WORM-Laufwerken wa-
ren nicht so eindeutig, dass wir
uns dafür entscheiden wollten.
Die Ankündigung von komuna
im Jahr 2010, in Zusammenar-
beit mit FAST LTA AG eine Lö-
sung anzubieten, haben wir da-
her mit großem Interesse aufge-
nommen. Nachdem sich in An-
wesenheit eines Verbandsprüfers
der BKPV bei uns im Haus die
Gelegenheit bot, die Einführung
der Archivierungslösung vom
Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband „begleiten“ zu

lassen, war die Entscheidung
schnell getroffen.

Mindestens genauso schnell
ging die Umsetzung: Am 21. März
2011 ist ein kleiner, nur ca. 25 cm
x 25 cm x 25 cm großer Würfel
bei uns eingetroffen. Zwei Tage
später lieferten wir unsere CIP -
KD-Daten und die in CIP - Ar-
chiv gespeicherten Belegdaten an
komuna. Am 28. März 2011 beka-
men wir die konvertierten Daten
zurück. Herr Schulz von komuna
führte die systemtechnischen Ar-
beiten durch, Herr Eckert über-
nahm die Softwareanpassung.

Bereits wenige Stunden nach
dem Start waren Belegdaten von
fast drei Jahren revisionssicher
und nicht mehr löschbar auf den
Silent Cube geschrieben. Der lau-
fende Betrieb war nur kurzzeitig
eingeschränkt, lediglich in der
Zeit von der Datenlieferung an
komuna bis zur Installation vor
Ort konnten keine Scanarbeiten
in der Kasse durchgeführt wer-
den. Mit dem neuen Programm-
stand wird künftig auch die Steu-
erakte direkt in das revisionssi-
chere Archiv eingebunden.

Wir erwarten uns davon einen
weiteren großen Nutzen. Für die
Zukunft erscheint es uns sinnvoll,
auch für die Bereiche des Doku-
mentenmanagement- und des Sit-
zungsdienstprogramms revisions-
sichere Archivierungslösungen zu
entwickeln. �

Erfolgreich im Team (von links): Lothar Witte und Marion Iß-
maier (Neumarkt-Sankt Veit) sowie Christian Schulz und
Thorsten Eckert (komuna). ��

rung nicht wie erwartet gestaltet,
so kann dieser Umstand bei einer
großen Investition einer Gemein-
de finanziell das Genick brechen.
Die Doppik schafft die nötige
Transparenz über die Vermögens-
und Schuldensituation sowie den
Ressourcenverbrauch und das
Ressourcenaufkommen eines
Haushaltsjahres. Dies ist die
Voraussetzung für die Beurtei-
lung, Steuerung und Kontrolle
der Wirtschaftlichkeit bei der
Aufgabenerfüllung. Schließlich
fällt ein ausgeglichener Haus-
halt nicht vom Himmel. Die
Maßgabe der Wirtschaftlichkeit
ist aber ohne entsprechende In-
formationen kaum einzuhalten –
und genau diese Informationen
liefert das doppische Buch-
führungssystem.

GZ: Welche Zusatzinforma-
tionen machen die Doppik
denn zum besseren Steuerungs-
instrument?

Schröder: Einmal ist es die
Darstellung von Vermögen und
Schulden in der Bilanz, die wich-
tige Anhaltspunkte liefert. Außer-
dem ist die strukturierte Darstel-
lung von Ressourcenaufkommen
und -verbrauch in der Ergebnis-
rechnung von größtem Vorteil.
Darüber hinaus ist in der Doppik
ein geringerer Aufwand nötig, um
qualifizierte Kostenrechnungssy-
steme zu führen und zu pflegen.
Durch das einheitliche Rech-
nungswesen für alle Bereiche
der Kommunalverwaltung führt
die kaufmännische Buchführung
zudem zu einer besseren Ver-
gleichbarkeit. Nicht zuletzt las-
sen sich auch die kommunalen
Unternehmen im Rahmen der
Konzernrechnungslegung im
Gesamtabschluss konsolidieren,
so dass ein aussagekräftiges Bild
darüber entsteht, in welchem
Maße die Kommune in ihrer Ge-
samtheit ihren Aufgaben gerecht
werden kann. ��

Kommunale in Nürnberg:

Digitale und vernetzte
Abläufe für die Verwaltung

Lösungen für das kommunale
Finanzmanagement von DATEV

Die DATEV eG präsentiert auf der Kommunale in Nürnberg ihr
Produkt- und Leistungsspektrum für den Public Sector. Den Fokus
des Messeauftritts (Halle 12, Stand 405) legt der IT-Dienstleister auf
das Finanzmanagement in Kommunen und kommunalen Unter-
nehmen. Kern desAngebots ist das durchgängige, zertifizierte Soft-
warepaket rund um das kommunale Finanzwesen, die betriebs-
wirtschaftliche Steuerung und die Personalwirtschaft für öffentli-
che Verwaltungen. Dabei zeigt DATEV die kommunalen Anwen-
dungen in den neuen Versionen aus der Softwarelinie DATEV pro.

Im Rahmen des Forums „IT für
die ÖffentlicheVerwaltung“ erläu-
tert Bernd Eckstein, LeiterVertrieb
DATEVkommunal, wie Städte
und Gemeinden ihre Verwaltungs-
abläufe im Finanzwesen ver-
schlanken und beschleunigen kön-
nen. Sein Vortrag „Digitale Pro-
zesse – Kommune online mit DA-
TEV“ zeigt auf, wie sich auf Basis
neuer technischer Möglichkeiten
auch über mehrere Standorte hin-
weg durchgängige Arbeitsschritte
auf einer gemeinsamen Datenba-
sis etablieren lassen, dieAktualität
und Transparenz schaffen. Deut-
lich wird dies am Beispiel einer si-
cheren Belegverwaltung, in der
Belege dezentral digitalisiert, aber
zentral verbucht werden. So lassen
sich Doppelerfassungen vermei-
den, eine hohe Wirtschaftlichkeit
gewährleisten und Zeit sparen.

Weitere Infos gibt es am Messe-
stand der DATEV. Dort können

sich Besucher z. B. das Software-
paket DATEVkommunal erläutern
lassen. Es ermöglicht eine unkom-
plizierte Budgetierung, Mittelbe-
wirtschaftung und Haushaltssteue-
rung. Ergänzt wird das Paket durch
die Kosten- und Leistungsrech-
nung, die Anlagenbuchführung
und die Veranlagung kommunaler
Abgaben wie Steuern, Gebühren
und Beiträge. Ergänzt wird das Fi-
nanzwesen-System durch ein spe-
zielles Lohn- und Gehaltspro-
gramm, das auch die Besoldung
von Beamten abdeckt.

Außerdem bietet DATEV den
kommunalen Anwendern um-
fangreiche Rechenzentrums- so-
wie Druck- und Versanddienstlei-
stungen an. Abgerundet wird das
Portfolio durch ein umfassendes
Beratungsangebot zur Einführung
effizienter Prozesse und Organisa-
tionsstrukturen in öffentlichenVer-
waltungen. �

Mobile ITK-Lösungen:

Communication World
im Münchner M,O,C,

Mit der Communication World erhält der Wirtschaftsstandort
München wieder eine neue Dialog- und Netzwerkplattform für die
ITK-Industrie. Im Fokus stehen die Themen mobile Strategien und
Technologien sowie mobile Lösungen für Mitarbeiterund zur Kun-
denansprache. Zudem werdenAnwendungen im Branchenkontext
vorgestellt, unter anderem auch aus den Bereichen Bürgerservices,
mGovernment und mTourismus.

Vertreter aus Städten und Ge-
meinden haben hier die Möglich-
keit, sich über aktuelle Anwen-
dungen, die bereits von Wirt-
schaft und Bürgern genutzt wer-
den, zu informieren und auch
künftige Lösungen kennenzuler-
nen. Die Communication World
findet am 11. und 12. Oktober
2011 im Münchner M,O,C, statt.

Mit der Communication World
etabliert die Messe München

nicht nur eine Plattform für die lo-
kale ITK-Industrie, sondern bietet
mit der zweitägigen Veranstal-
tung IT-Entscheidern und Ge-
schäftsführern sowie Bürgermei-
stern und Geschäftsleitern von
Städten und Gemeinden auch ei-
ne Planungsbasis für Investitio-
nen in mobile IT-Lösungen.

Bürgerservices

So gibt beispielsweise ein ein-
einhalbstündiges Panel zum The-
ma Bürgerservices/mGovern-
ment am ersten Tag Einblicke,
wie eine moderne Verwaltung
aussehen kann und welche Vor-
aussetzungen dafür geschaffen
werden müssen. Erfahrungen und
Erkenntnisse aus der mobilen
Verwaltung erläutert beispiels-
weise Franz Reinhard Habbel,
Sprecher des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes.Außerdem
geben Vertreter aus Industrie und
Wissenschaft Einblicke in die
Chancen und Risiken mobiler e-
Government Dienste und zeigen
mobile Strategien für denArbeits-
platz der Zukunft auf.

Internet-basierte Dienste

Aus dem öffentlichem und pri-
vaten Leben sind internet-basier-
te Dienste generell nicht mehr
wegzudenken – E-Mail und Mul-
timedia-Daten-Verwaltung sind
nur zwei Beispiele: Das Ziel in
der öffentlichen Verwaltung ist
es, das Internet als das e-Govern-
ment Fundament zu etablieren.�

Datenschutz-Initiative bei
Facebook zeigt Wirkung

Die Vorsitzende des CSU-Netzrates und stellvertretende CSU-
Generalsekretärin Dorothee Bär begrüßt die Ankündigung
von Facebook, die Kontrollmöglichkeiten der Nutzerinnen und
Nutzer zu verbessern: „Das ist ein guter Schritt in die richtige
Richtung, mit dem die Nutzerfreundlichkeit erheblich erhöht
wird, aber es müssen noch weitere folgen“, so Bär.

Facebook hatte zuvor mitge-
teilt, dass künftig jeder einzelne
Beitrag auf seine Sichtbarkeit hin
kontrolliert und der persönliche
Nutzerkreis einfacher verwaltet
werden kann. Außerdem sollen
die Profileinstellungen einfacher
zu verwalten sein.

Nutzer mobilisieren

„Wir werden auch weiterhin
für einen modernen Datenschutz
bei Facebook und im Internet ins-
gesamt eintreten“, sagte Bär, die
auch die Facebook-Gruppe „Pri-
vacy Control – NOW!“ mit initi-

iert hat, die von über 70.000 Fa-
cebook-Nutzern unterstützt wird.
Bär: „Die angekündigten Face-
book-Änderungen belegen: Un-
sere Initiative zeigt Wirkung. Wir
werden auch in Zukunft über den
persönlichen Datenschutz bei Fa-
cebook informieren und die Nut-
zer für einen besseren Daten-
schutz mobilisieren.“

Bär erwartet von Facebook,
dass nun schnell weitere Ände-
rungen umgesetzt werden, etwa
auch verbesserte Kontrollmög-
lichkeiten der persönlichen Face-
book-Einstellungen über Smart-
phones. �



egov

Software, die dem Menschen dient!

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

eAkten:
Weniger Papier –
mehr Möglichkeiten!

Die Wirtschaftlichkeit von elektroni-
schen Akten mit einem Dokumentenma-
nagement-System ist bewiesen. Nutzen
auch Sie die Vorteile der elektronischen
Aktenführung in Ihrer Verwaltung:

Sparen Sie sich aufwendiges Suchen,
legen Sie Dokumente revisionssicher ab
und machen Sie Ihre Sachbearbeitung
so noch effizienter. Alle eAkten sind mit
den Fachverfahren der AKDB eng ver-
zahnt.

Informieren Sie sich unter www.akdb.de

Nicoletta Bauer
Zentrales und
Strategisches Marketing
der AKDB
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Erfolgreicher Start des Bürgerservice-Portals:

Stadt Ingolstadt und AKDB
ziehen positive erste Bilanz

Anfang Juni startete die Stadt Ingolstadt ihr Bürgerservice-Por-
tal. In Zusammenarbeit mit derAKDB werden im Rahmen eines
bayernweiten Pilotprojekts zunächst zehn Verwaltungsvorgänge
angeboten, die die Bürger online von zuhause aus erledigen kön-
nen. Dies stößt offenbar auf reges Interesse, denn bei den angebo-
tenen Vorgängen wird bereits rund ein Drittel der Anträge über
dieses Portal abgewickelt. Auch die Funktionen des neuen Perso-
nalausweises werden erkannt – immer mehr Bürger lassen bei der
Antragstellung die für Online-Dienste notwendige eID-Option
freischalten. Mit einer Quote von über 65 Prozent liegt man deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt.

Innerhalb eines Monats werden
im Bürgeramt der Stadt Ingolstadt
rund 5.000 Vorgänge bearbeitet,
mit einer Onlinequote von im-
merhin bereits 5 Prozent im Seg-
ment des Bürgerservice-Portals.
Besonders angenommen werden
die online angebotenen Verwal-
tungsvorgänge der Anträge auf
Anmeldung, Ummeldung oder
die Anforderung einer Meldebe-
stätigung mit je einem Drittel al-
ler eingehenden Onlineanträge.
Für Helmut Chase, den für den
Bürgerservice zuständigen Refe-
renten der Stadtverwaltung, ein

deutliches Zeichen, dass das An-
gebot kontinuierlich ausgebaut
werden muss. „Wir wollen im
Rahmen des Pilotprojekts die
Zahl der angebotenen Verwal-
tungsvorgänge Stück für Stück
erhöhen, die gute Nachfrage zeigt
das Interesse der Bürger an dieser
Verwaltungsvereinfachung“.

Erweiterter Pilotbetrieb

Auch die AKDB zeigt sich er-
freut über den erfolgreichen Start
ihres Portals. Der Vorstandsvor-
sitzendeAlexander Schroth dazu:

„Nach der gelungenen Ein-
führung in Ingolstadt wird der Pi-
lotbetrieb nun kontinuierlich auf
weitere Kommunen erweitert.
Schon zum Ende des Jahres kön-
nen wir dann allen Verwaltungen
unsere Lösung als echte Arbeits-
erleichterung anbieten.“ Aller-
dings blieben, ergänzt Helmut
Chase, eine ganze Reihe von Vor-
gängen zunächst außen vor, denn
der Gesetzgeber sieht hier noch
entweder persönliches Erschei-
nen im Amt oder die Schriftfor-
merfordernis vor, was eine ver-
einfachte Bearbeitung im Online-
Verfahren derzeit noch nicht
möglich macht. Hierzu hofft Cha-
se auf entsprechende Änderungen
der Bundesgesetze.

Personalausweis wird
stark nachgefragt

Ein Großteil der aktuell ange-
botenen Vorgänge im Bürgerser-
vice-Portal ist zwar auch ohne

den neuen Personalausweis nutz-
bar, doch auch dieser wird rege
nachgefragt. Fast 10.000 Stück
wurden in Ingolstadt seit der Ein-
führung im November 2010 be-
antragt. Um grundsätzlich die
Online-Identifikation nutzen zu
können, muss die sogenannte
eID-Option freigeschaltet wer-
den. Immer mehr Bürger, so die
Erfahrung in Ingolstadt, nehmen
dies inAnspruch, über 65 Prozent
sind es bereits. Damit ist man ei-
ner der Spitzenreiter, denn im
Bundesdurchschnitt wird eine
Freischaltquote von gerade ein-
mal 40 Prozent angenommen.

Dem Bürger Zeit geben

Zwar ist die Zahl der Bürger,
die den neuen Personalausweis
auch tatsächlich für eine Online-
Identifikation gegenüber der
Stadt Ingolstadt nutzen, noch
überschaubar. Doch das, so Cha-
se, sei zu erwarten gewesen.
„Nachdem wir mit als erste in
Deutschland überhaupt eine kon-
krete Nutzung für den neuenAus-
weis anbieten, muss man den
Bürgern Zeit geben, sich mit den
neuen Möglichkeiten erst vertraut
zu machen“.

Je mehr Angebote es bundes-
weit gebe, um so mehr mache es
für den Einzelnen Sinn, sich mit
der neuen Technologie zu be-
schäftigen und die Vorteile zu
entdecken. „Auch das Online-
Banking hat etliche Jahre ge-
braucht, sich großflächig durch-
zusetzen“.

Das Bürgerservice-Portal der
Stadt Ingolstadt ist unter www.in-
golstadt.de/portal zu erreichen.
Für die Nutzung des neuen Perso-
nalausweises ist ein zertifiziertes
Kartenlesegerät nötig (RFID-Le-
ser). Zur Einführung des neuen
Angebots sind diese Lesegeräte
im Bürgeramt im Neuen Rathaus
für 16,50 Euro erhältlich. �

Digitale Agenda:

Weiterer Handlungsbedarf
beim Schutz von Kindern

In einem von der Europäischen Kommission vorgelegten Be-
richt wird untersucht, wie die Mitgliedstaaten EU-Empfehlun-
gen umsetzen und damit gewährleisten, dass Kinder die Mög-
lichkeiten der digitalen Welt vertrauensvoll und sicher nutzen
können. Die Mitgliedstaaten und die Industrie unternehmen
zunehmende Anstrengungen zur Umsetzung der EU-Empfeh-
lungen aus den Jahren 1998 und 2006 zum Schutz von Min-
derjährigen, die audiovisuelle und Online-Dienste nutzen. Ins-
gesamt sind die getroffenen Maßnahmen jedoch unzureichend.

Aus dem Bericht geht konkret
hervor, dass die EU-Staaten keine
angemessenen Maßnahmen tref-
fen oder jeweils unterschiedliche
Konzepte verfolgen, wenn es dar-
um geht, illegale oder schädliche
Inhalte zu melden und zu be-
kämpfen sowie sicherzustellen,
dass Kinder altersgerechte Inhal-
te abrufen, die sozialen Netz-
werke für Kinder sicherer zu ma-
chen und Kinder vor schädlichen
Videospielen zu schützen.

Unterschiede in
den EU-Staaten

Beispielsweise bestehen zahl-
reiche Unterschiede zwischen
den Mitgliedstaaten in der Art
und Weise, wie Hotlines die Le-
galität oder potenzielle Schäd-
lichkeit der ihnen gemeldeten In-
halte überprüfen, deren Quelle
feststellen und diese den zustän-
digen Behörden mitteilen. Auch
nutzen die EU-Staaten unter-
schiedliche Alterseinstufungssy-
steme und technische Mittel, um
zu gewährleisten, dass Websites
und Spiele stets altersgerecht
sind. Der Bericht zeigt, dass der
Schutz von Kindern in diesen Be-
reichen deutlich verbessert wer-
den kann. Die Kommission wird
sich im weiteren Verlauf des Jah-
res im Rahmen einer breit ange-
legten Initiative zur Schulung und
zum Schutz von Kindern beim
Umgang mit neuen Technologien
mit diesen Fragen befassen.

Zusammenarbeit
intensivieren

Neelie Kroes, die für die Digi-
tale Agenda zuständige Vizeprä-
sidentin der Kommission, erklär-
te hierzu: „Kinder gehen heute
schon in jüngerem Alter online
und verbringen mehr Zeit im
Web, wobei sie eine aufregende
Welt digitaler Möglichkeiten ent-
decken. Wir müssen jedoch drin-
gend unsere Anstrengungen und
unsere Zusammenarbeit zur Schu-
lung und zum Schutz von Kin-
dern in dieser sich stetig wandeln-

den digitalen Welt intensivieren.
Wir müssen Eltern und Lehrern
das zur Wahrnehmung ihrer
Verantwortlichkeiten notwen-
dige Vertrauen geben. Die Strate-
gie, die ich im weiteren Verlauf
dieses Jahres vorlegen werde,
geht diese Probleme frontal an.“

In dem Bericht werden Maß-
nahmen u. a. in folgenden Berei-
chen empfohlen:
z Schädliche und illegale Inhal-
te: Steigerung der Bekanntheit
von Hotlines und Verbesserung
der einschlägigen Infrastrukturen
im Interesse einer effizienteren
Entfernung illegaler Inhalte.
z Soziale Netzwerke und Privats-
phäre: Sensibilisierung für Risiken
und Schutzmöglichkeiten.
z Altersklassifizierung und Ein-
stufungssysteme: Umfassendere
Nutzung von Alterseinstufungssy-
stemen (wie PEGI) für Online-
Spiele; Entwicklung von Verhal-
tenskodizes und anderen Möglich-
keiten zur Sensibilisierung des Ein-
zelhandels für dieAlterseinstufung,
um zu verhindern, dass Spiele an
Kinder unter der entsprechenden
Altersstufe verkauft werden.

Hintergrund

Das Internet kinderfreundlicher
zu machen ist eine der Prioritäten
der Digitalen Agenda für Europa.
Der Erhebung EUKidsOnline zu-
folge haben Neun- bis Zehnjähri-
ge, die im Internet surfen, durch-
schnittlich schon im Alter von
sieben Jahren damit begonnen.
33% der jugendlichen Internet-
nutzer verwenden dazu ein Mo-
biltelefon oder ein tragbares
Gerät. 77 % der 13- bis 16-Jähri-
gen und 38 % der Neun- bis
Zwölfjährigen Internetnutzer in
Europa geben an, ein Profil auf
einer Website zur sozialen Vernet-
zung angelegt zu haben; nach ei-
genen Angaben ist das Profil von
einem Viertel der bei einer sol-
chen Website angemeldeten Nut-
zer öffentlich. Jede EU-weite
Strategie auf diesem Gebiet muss
dem globalen und ständigem
Wandel unterliegenden Charakter

der digitalen Welt Rechnung tra-
gen und flexibel auf neue Heraus-
forderungen reagieren.

Mit den EU-Empfehlungen
zum Schutz Minderjähriger aus
den Jahren 1998 und 2006 wurde
auf den Umstand reagiert, dass
die Regulierung auf europäischer
und nationaler Ebene nicht im-
mer mit den rasanten Entwick-
lungen auf dem Gebiet der audio-
visuellen und Online-Informati-
onsdienste Schritt halten kann.
Auf EU-Ebene (mittels der Richt-
linie über audiovisuelle Medien-
dienste) und in den meisten Mit-
gliedstaaten bestehen spezifische
Regeln nur für den Inhalt audiovi-
sueller Medien. Deshalb ist es
umso wichtiger, dass die Mit-
gliedstaaten und Diensteanbieter
sich der neuen Herausforderun-
gen im Jugendschutz bewusst
sind und über eine Zusammenar-
beit der betroffenen Akteure so-
wie Mit- oder Selbstregulierung
die Schaffung angemessener Rah-
menbedingungen fördern.

Selbstregulierung

Der Bericht ist für mehrere in
der Digitalen Agenda für Europa
aufgezeigten Aktionsbereiche von
Bedeutung. Die Kommission hat
sich speziell zur „Förderung des
mehrseitigen Dialogs und der
Selbstregulierung der europäi-
schen und weltweiten Dienstean-
bieter (z. B. Plattformen für die
soziale Vernetzung, Mobilfunkan-
bieter), insbesondere hinsichtlich
der Nutzung ihrer Dienste durch
Minderjährige“ verpflichtet. Da-
neben werden die Mitgliedstaaten
in der Digitalen Agenda dazu auf-
gerufen, „bis 2013 Hotlines für die
Meldung anstößiger oder schädli-
cher Online-Inhalte einzurichten,
Kampagnen zur Bewusstseinsbil-
dung bezüglich der Online-Sicher-
heit für Kinder zu organisieren,
Online-Sicherheit in Schulen zu
unterrichten undAnbieter von On-
line-Diensten zu bestärken, Maß-
nahmen der Selbstregulierung hin-
sichtlich der Online-Sicherheit für
Kinder umzusetzen”.

Daneben fördert die Kommis-
sion die Entwicklung qualitativ
hochwertiger und altersgerech-
ter Online-Inhalte. Der Erhebung
EUKidsOnline zufolge findet ein
Drittel der Neun- bis Zwölfjähri-
gen, dass genug hochwertige In-
halte für ihre Altersgruppe online
sind. �

Kommunale Zukunftsaufgabe:

Unterstützung beim
Energiemanagement

Vor dem Hintergrund steigender Energiekosten und der notwen-
digen Reduzierung des CO2-Ausstoßes stehen Kommunen vor
der Herausforderung, geeignete Energiesparmaßnahmen auf den
Weg zu bringen. Die AKDB, die Anstalt für Kommunale Daten-
verarbeitung in Bayern, bietet dabei als Partner der Kommunen
ihre Unterstützung an.

Die kommunale Selbstverwal-
tung und die Bürgernähe machen
die Kommunen zu den Hauptak-
teuren im Bereich Energie und
Klimaschutz. Ohne die Kommu-
nen und ohne die Bürger und de-
ren Aktivitäten vor Ort kann es
keinen wirksamen Klimaschutz
geben. Die Kommune nimmt hier
eine Vorbildfunktion ein.

In vielen Kommunen mangelt
es an den Basisdaten für den ei-
genen Gebäudebestand. Langfri-
stige Verbrauchsdaten sind nur
rudimentär vorhanden, konkre-
te Aussagen über Verbräuche
können nicht getroffen werden.
Dies erschwert Rückschlüsse
auf energetische Einsparpoten-
ziale und die Wahl der konkreten
Energiekonzepte. Solche Kon-
zepte können die eigene Ener-
gieerzeugung z. B. durch regene-
rative Energiequellen oder die
Sanierung des eigenen Gebäu-
debestandes sein. Doch welche
sind in diesem Zusammenhang
die effektivsten?

Um ein Konzept erstellen zu
können, werden Basisdaten benö-
tigt. Notwendig ist der Status quo
des Verbrauchs verschiedener
Energiearten wie Wasser, Strom,
Treib- und Brennstoffe bzw. des
CO2-Ausstoßes. Daraus können
über unterschiedliche Analysen,
zum Beispiel dem sogenannten
Benchmarking, sinnvolle energe-

tische Maßnahmen abgeleitet
werden.

Zur Erstellung und Umsetzung
der Konzepte werden – soweit das
Know-how nicht im Hause vor-
handen ist – Energieberater not-
wendig. Diese können Einsparpo-
tenziale erkennen und generieren.
Natürlich gibt es eineAnzahl loka-
ler Energieberater. Wichtig ist aber
eine komplexe Energieberatung.
Um die Suche möglichst kosten-
und zeitsparend zu gestalten, unter-
stützt die AKDB ihre Kunden
durch Vermittlung eines Energie-
beratungsunternehmens mit lang-
jähriger Erfahrung.

Die AKDB selbst bietet den
Kommunen eine Komplettlösung
für diesen Bereich an. Sie stellt da-
bei u. a. eine Energiemanagement-
Software bereit, auch als Rechen-
zentrumslösung, sie kümmert sich
umAuswertungen inklusive Grad-
tagszahlen, Flächenbezug und
weiteren relevantenAuswahlkrite-
rien, sie importiertVerbrauchswer-
te, sie führt Benchmarking durch –
d. h. sie vergleicht alle teilnehmen-
den Kommunen auf Basis einer
AKDB-Datenbank.

Weiter kann die AKDB einen
Energieberater vermitteln und
technische Unterstützung leisten.
Zusätzlich ist eine finanzielle För-
derung solcher Maßnahmen durch
das Förderprogramm des Bundes-
umweltministeriums möglich. �
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Bayerisches Anwenderforum eGovernment 2011:

Praktische Erfahrungen,
innovative Lösungen

Zweiter Platz für Landkreisverwaltung Mühldorf a. Inn
bei der Verleihung des Bayerischen eGov-Preises

Eine wichtige Informations- und Austauschplattform zu aktu-
ellen und zukunftsweisenden eGovernment-Entwicklungen -
bestehend aus Themenforen sowie einer begleitenden Fachaus-
stellung- bot einmal mehr das 3. Bayerische Anwenderforum
„eGovernment“ im Bayerischen Landtag. Experten aus Ver-
waltung, Wirtschaft und Wissenschaft berichteten über inno-
vative Lösungen und praktische Erfahrungen rund um das
Thema eGovernment.

In diesem Jahr konzentrierte
sich die Diskussion auf die Frage
nach der Bedeutung des geplan-
ten eGovernment-Gesetzes des
Bundes, die personalwirtschaftli-
che Bewältigung des demografi-
schen Wandels sowie auf die Be-
deutung von open data für eGo-
vernment. Einig waren sich die
Teilnehmer, dass die technische
Entwicklung und die Nutzung
unterschiedlicher Werkzeuge wie
twitter, facebook und weiterer so-
cial media-Tools sowie die zu-
nehmende Nutzung des Internets
die Erwartung der Bürger auch an
die Verwaltung verändert.

Wie der Vizepräsident des
Bayerischen Landtags, Peter
Meyer, MdL, in seinem Gruß-
wort darlegte, gehe der techni-
sche Wandel auch an der Arbeit
des Parlaments nicht spurlos vor-
bei. So ließen sich schon heute al-
le Plenumsdebatten im Bayeri-
schen Landtag live im Internet
verfolgen.

Realisierte Vorhaben

Bayern geht die Themen
„Open Data“ und „Open Go-
vernment“ aktiv an!“, teilte der
IT-Beauftragte der Bayerischen
Staatsregierung, Staatssekretär
Franz Josef Pschierer, als Schirm-
herr des Anwenderforums mit.
Dabei stellte er vor allem die be-
reits umgesetzten Projekte her-

aus: „Im Bereich der Veröffentli-
chung amtlicher Daten haben wir
bereits bedeutende Vorhaben mit
hohem volkswirtschaftlichen
Nutzen realisiert, wie das Inter-
net-Portal ‚Energieatlas Bayern’
zur ortsbezogenen Information
über umweltverträgliche Energie-
erzeugung, den ‚Grabungsatlas’
zum Ausbau der Breitbandinfra-
struktur oder die Pläne zur Be-
bauung und Flächennutzung im
Internet.“

eGov-Gesetz in Arbeit

Darüber hinaus berichtete
Pschierer über erfolgreiche Open-
Government-Vorhaben wie der
öffentlichen Beteiligung zur Zu-
kunftsinitiative der Staatsregie-
rung „Aufbruch Bayern“. In die-
sem Zusammenhang erläuterte er
auch die Bedeutung moderner
Betriebstechnologien, wie z. B.
des Cloud-Computing, den Stel-
lenwert geeigneter Kooperations-
modelle sowie die Notwendigkeit
der Überprüfung rechtlicher Rah-
menbedingungen: „Um den wei-
teren Ausbau von eGovernment
in Deutschland zu beschleunigen,
arbeiten wir derzeit mit dem
Bund und den anderen Ländern
an einem sogenannten eGovern-
ment-Gesetz. Dieses soll unter
anderem die Schriftformerforder-
nisse bei elektronischen Verfah-
ren abbauen und deren Rechts-

verbindlichkeit durch eine elek-
tronische Identitätsfunktion - wie
im neuen Personalausweis bereits
integriert - ermöglichen“.

Die Bedeutung einer leistungs-
fähigen IT-Infrastruktur für die
Wirtschaft hob Peter Driessen,
Hauptgeschäftsführer der Bayeri-
schen Industrie- und Handels-
kammer hervor. Gerade für ein
Flächenland wie Bayern sei zum
Beispiel die flächendeckende
Verfügbarkeit von Breitbandnet-
zen eine Herausforderung. Hier
sieht Driessen die öffentliche
Hand in der Pflicht.

Hauptpreis für
Vergabeplattform

Zum zweiten Mal wurde im
Rahmen des eGovernment-Fo-
rums der „Bayerische eGovern-
ment-Löwe“ durch Staatssekretär
Pschierer verliehen. Den Haupt-
preis des Jahres 2011 erhielt die
Vergabeplattform der Bayeri-
schen Staatsbauverwaltung im
Bayerischen Staatsministerium
des Innern. Ziel der Plattform ist
der elektronische rechtsgültige
und vertrauliche Versand von
Vergabeunterlagen und Angebo-
ten über das Internet. Dabei wer-
den dieArbeitsabläufe sowohl bei
den Vergabestellen wie auf Seiten
der Bauunternehmen erheblich
vereinfacht und verkürzt. Gleich-
zeitig wird das Vergabeverfahren
transparenter und rechtssicherer.

„Führerschein Online“

Mit ihrem Workflow „Führer-
schein Online“ erreichte die
Landkreisverwaltung Mühldorf
a. Inn den zweiten Platz. „Der
bayerische eGovernment-Löwe
bekräftigt uns in unserer Dienst-
leistungsorientierten Arbeit und
ist gleichzeitig Motivation, un-
sere Angebote im Bereich der
elektronischen Verwaltung aus-
zubauen“, freute sich Landrat
Georg Huber und gratulierte
den im Landratsamt verantwort-
lichen Mitarbeitern zur Aus-
zeichnung.

DieAnwendung „Führerschein
Online“ erspart den Fahrschülern

im Landkreis den Weg zur Ge-
meinde und zum Landratsamt,
die zentrale Anlaufstelle ist nur
noch die jeweilige Fahrschule.
Bei der Antragstellung sind dank
„Führerschein Online“ die Fahr-
schulen, die Gemeinden und die
Fahrerlaubnisbehörde am Land-
ratsamt Mühldorf durch einen
Workflow miteinander verbun-
den. Dadurch kann die Fahr-
schule zusammen mit dem
Fahrschüler dessen Daten in
einen Online-Antrag einpfle-
gen. Die vollständigen Daten
werden anschließend automa-
tisch an das jeweilige Einwohner-
meldeamt der Wohnsitzgemeinde
weitergeleitet. Die Gemeinde be-
stätigt die Angaben des Antrags
und sendet die Daten automatisch
an die Fahrerlaubnisbehörde des
Landratsamtes.

Auf Grund datenrechtlicher
Vorschriften werden dieAngaben
mittels einer sicheren SSL-Ver-
schlüsselung übertragen. Neben
der elektronischen Dateneingabe
sammelt die Fahrschule alle für
den Führerscheinantrag notwen-
digen Unterlagen und übergibt
diese dann der Fahrerlaubnis-
behörde. Nach einer Überprüfung
derAntragsunterlagen werden die
Antragstellerdaten anschließend
in die konkrete Fachanwendung
übertragen.

Die elektronische Anwendung
„Führerschein Online“ ermög-
licht den Fahrschülern eine einfa-
chere, bequemere und vor allen
Dingen schnellereAntragstellung
auf Erteilung einer Fahrerlaubnis,
vollkommen unabhängig von den
Öffnungszeiten der Behörden.
Neben der Erleichterung für den
Antragsteller trägt „Führerschein
Online“ auch zu einer besseren
interkommunalen Zusammenar-
beit zwischen den Städten und
Gemeinden und dem Landrats-
amt bei.

Energie-Atlas Bayern

Platz 3 im Wettbewerb belegte
der Energie-Atlas Bayern aus
dem Bayerischen Staatsministeri-
um für Umwelt und Gesundheit.
Der Energie-Atlas Bayern macht
erstmals alle einschlägigen Infor-
mationen, die in den Ressorts des
Freistaats zum Thema erneuerba-
re Energien, Energieeffizienz und
Energiesparen vorliegen, zentral
in einheitlich aufbereiteter Form
zugänglich. Unterschiedliche Me-
dien, Karten und Texte werden
dabei intelligent verknüpft und
schaffen so einen Mehrwert ge-
genüber den isolierten Einzelin-
formationen. DK

Die verantwortlichen Mitarbeiter in der Landkreisverwaltung
Mühldorf a. Inn freuen sich mit Landrat Georg Huber (Mitte)
über den zweiten Platz im Wettbewerb. ��

Ein begeisterter Anhänger des Handy-Parkens: der Landtags-
abgeordnete Heinz Donhauser. Foto: M. Bergmann

Barrierefreies Parken
in Amberg

In Amberg können die Bürger und alle Gäste, die in die Stadt
kommen, seit 2008 die Parkgebühren sehr bequem mit einer
SMS bezahlen. Mehr als jeder Zweite nutzt beim Parken das
Handyparksystem von sms&park Für Menschen mit leichten
oder schweren Behinderungen oder auch Mütter mit Kinderwä-
gen ist dies eine riesige Erleichterung. Ganz neu eingeführt und
noch bequemer wird das Parken mit der sms&park App von
sunhill technologies.

Der Landtagsabgeordnete Heinz
Donhauser, selbst Nutzer dieses
Systems, ist begeistert vom Han-
dy-Parken und verrät, dass es in
seiner Stadt großen Unmut gäbe,
wenn es diese bequeme Art zur
Bezahlung nicht mehr gäbe. Er
versteht überhaupt nicht warum es
immer noch Städte gibt, die ihren
eigenen Leuten und auch den Be-
suchern diese Innovation vorent-
halten: Kein Kleingeld mehr su-
chen, die Parkdauer flexibel ver-
längern, egal wo man sich gerade
befindet. Hinzu kommt noch,
sms&park funktioniert ganz ohne
Registrierung für den Nutzer.

Die Menschen haben Hem-
mungen ihre persönlichen Da-
ten, von der Adresse bis hin zur
Kreditkarten- bzw. Kontonum-
mer weiterzugeben. Datenskan-
dale zeigen, dass diese Beden-
ken ja auch nicht unberechtigt
sind Deshalb erleiden einige
Städte schon jetzt Schiffbruch
mit ihrem Registrierungssystem.

Amberg hat ein System ge-
wählt ganz ohne Registrierung
und ohne persönliche Daten preis

zu geben. Einfach zum Handy
greifen und als SMS-Text dasAu-
tokennzeichen sowie durch einen
Punkt getrennt die gewünschte
Parkdauer angeben. Also z. B. ei-
ne „1“ für eine Stunde. Der Servi-
ce geht weiter, wenige Minuten
vorAblauf der Parkzeit macht Sie
eine kostenlose SMS aufmerk-
sam und Sie können verlängern
oder sich zu IhremAuto begeben.

Amberg war überhaupt eine der
ersten Städte, die diese Art von
barrierefreiem Parken eingeführt
hat. Der Komfort wird nochmals
gesteigert, natürlich mit einerAPP.
Einmal von der website kosten-
los heruntergeladen, www.sunhill-
technologies.com, wird durch die
automatische Parkzonenerken-
nung der nächstgelegene Parkplatz
zum aktuellen Standort des Par-
kenden ermittelt. Ein weiterer Vor-
teil besteht darin, dass ein Kfz-
Kennzeichen nur einmalig einge-
geben werden muss – bei allen
weiteren Parkvorgängen wählt der
Parkende einfach per Klick aus
welches Kfz-Kennzeichen er par-
ken möchte. �

Heiligenstadt i. OFr.:

Lückenschluss mit
LTE erreicht

Sendemasten sind in Betrieb

In der Marktgemeinde Heiligenstadt i. OFr. sind jetzt die bisher
unterversorgten Gebiete an die Breitband-Datenautobahn ange-
schlossen. An drei Standorten haben Vodafone und Telekom die
neue mobile Breitbandtechnik LTE in Betrieb genommen. Der
Geisberg-Sender wurde von Vodafone Ende Juni 2011 in Betrieb
genommen. Der Sendemast von Telekom am Kälberberg
(Markt Buttenheim) ist bereits seit Mitte April 2011 in Betrieb.
Der dritte Sendemast Heiligenstadt – Mitte am Pavillon, der für
die vollflächige Versorgung der 75 qkm großen Gemeindefläche
erforderlich war, ging im August an den Start.

Der Bürgermeister des Marktes
Heiligenstadt i. OFr., Helmut Krä-
mer, hatte sich seit der Versteige-
rung der Mobilfunk-Lizenzen im
Frühjahr 2010 für ein Engage-
ment der Netzanbieter in der Re-
gion um Heiligenstadt i. OFr.
stark gemacht: „Unsere Wettbe-
werbsfähigkeit und auch die Zu-
kunft unserer Region hängt ent-
scheidend von der leistungsstar-
ken Breitbandinfrastruktur ab. Ich
freue mich deshalb, dass Vodafo-
ne und Telekom mit ihrem Enga-
gement einen großen Teil der bis-
herigen Breitbandlücke in unserer
Marktgemeinde geschlossen hat“,
so Krämer.

Stärkung derAttraktivität

Wie Krämer hinzufügte, sei
die Bereitstellung der neuen
Technologie ein wichtiger Bei-
trag zum Aufbau einer hochmo-
dernen Kommunikationsinfra-
struktur sowie zur Stärkung der
Attraktivität der Tourismusge-
meinde. Leistungsfähige Netze
seien die Voraussetzung für eine
wettbewerbsfähige Informations-

gesellschaft. Der Zugang zum
Breitband-Internet überall sei ein
wichtiger Standortfaktor.

Mobile Lösungen sind nach
Krämers Worten zukunftsorien-
tiert, weil sie schnell und zu jeder
Zeit an jedem Ort einsetzbar sind.
Es hätten bereits einige E-Mails
das Rathaus erreicht, aus denen
hervorgehe, dass sich der Einsatz
gelohnt hat.

Auch angrenzende
Gemeinden profitieren

Der Bürgermeister freut sich,
dass neben der flächendeckenden
Versorgung in allen Gemeindetei-
len von Heiligenstadt i. OFr. die
angrenzenden Gemeinden Kö-
nigsfeld, Litzendorf, Strullendorf,
Unterleinleiter und Wiesenttal pro-
fitieren. Wegen der Umrüstung
und der technischen Fragen emp-
fiehlt das Rathaus, dass sich die
Bürger an die Anbieter Telekom
und Vodafone oder an die jeweili-
gen Shops wenden.An diesen Stel-
len können die Kunden auch die
Tarife für das schnelle Internetsur-
fen in Erfahrung bringen. �

Beschluss des Ministerrats:

Einführung einer
eigenen Bayern-Domain
DerMinisterrat hat den Startschuss fürdie Einführung einerei-
genen Bayern-Domain im Internet gegeben. DerIT-Beauftragte
derStaatsregierung,FinanzstaatssekretärFranzJosefPschierer:
„Bayern bekommt eine eigene Internet-Kennung, unter der un-
sere Bürger, die bayerische Wirtschaft und selbstverständlich
auch alle anderen interessierten Nutzer künftig im Internet auf-
treten können. Die neue Bayern-Domain wird erheblich zur
Stärkung der ‚Marke‘ Bayern im Internet beitragen.“

Möglich wird die Einführung der Top Level Domain „.bayern“
durch die neue Registrierungspolitik der amerikanischen Internet-
Organisation ICANN (Internet Corporation for Assigned Names
and Numbers). Diese hatte im Juni beschlossen, in Zukunft frei
wählbare Begriffe - also auch Länder- oder Städtenamen - als Top
Level Domains zuzulassen.

Wie viele andere Länder und Städte, die eine auf den eigenen Na-
men lautende Top Level Domain einführen wollen, setzt auch Bay-
ern auf ein privatwirtschaftliches Betreibermodell für seine Landes-
Domain. „Der Betrieb einer Internet-Domain ist keine staatliche
Kernaufgabe und kann ebenso gut von einem zuverlässigen priva-
ten Unternehmen geleistet werden“, so der IT-Beauftragte Pschie-
rer. „Selbstverständlich behält sich der Freistaat bei der Verwaltung
von ‘.bayern’ ein starkes Mitspracherecht vor. Wir werden keine
missbräuchliche Verwendung unseres Landesnamens zulassen.
Und wir werden sicherstellen, dass der Freistaat angemessen an den
Einnahmen aus dem Domainbetrieb beteiligt wird.“

Der künftige Betreiber von „.bayern“ soll in einerAusschreibung
ermittelt werden, die noch in dieser Woche beginnt. „Das am besten
geeignete Unternehmen erhält den Zuschlag. So wird ganz Bayern
von der neuen Landes-Domain profitieren. Der Wettbewerb ist
eröffnet“, so Pschierer abschließend. �
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Oberfrankenstiftung:

Ein Segen für
den Regierungsbezirk

200. Sitzung in Schloss Thurnau – Festakt mit Innenminister Joachim Herrmann
Die Oberfrankenstiftung hat im Beisein des Bayerischen In-
nenministers Joachim Herrmann in Schloss Thurnau die 200.
Sitzung des Stiftungsrates durchgeführt. Seit ihrer Gründung
im Jahre 1927 durch Kreistagspräsident Adolf Wächter hat
sich die Oberfrankenstiftung zu einem wahren Segen des Re-
gierungsbezirks entwickelt.

Wie Bezirksheimatpfleger
Prof. Dr. Günter Dippold im
Rahmen einer Festveranstaltung
darlegte, ist die Oberfrankenstif-
tung inzwischen ein wichtiger
Förderer zahlreicher Initiativen,
Bauvorhaben und Sanierungs-
projekten in der Region. Für sie
spiele der soziale Gedanke eine
überragende Rolle; eine tragende
Rolle werde der Stiftung auch
bei der kulturellen Weiterent-
wicklung im Regierungsbezirk
Oberfranken zugeschrieben.

Laut Festredner Joachim Herr-
mann bringt es bereits die Sat-
zung klar zum Ausdruck: „Die
Stiftung verfolgt gemeinnützige
Zwecke auf dem Gebiet der
Volkswohlfahrt unter besonderer
Berücksichtigung der sozialen

Verhältnisse der Bevölkerung.“
Seit vielen Jahrzehnten erfülle
die Oberfrankenstiftung diese
Bestimmung vorbildlich mit Le-
ben. So habe sie bereits in der
Nachkriegszeit den Anschluss
vieler Ortschaften an das Strom-
versorgungsnetz und den Bau
von Wasserversorgungsanlagen
großzügig gefördert.

Die Satzung
mit Leben erfüllt

Zudem konnte 1971 das von
der Stiftung errichtete Schul-
landheim in Pottenstein seiner
Bestimmung übergeben werden.
In der Folgezeit flossen auch er-
hebliche Stiftungsmittel in die
Schaffung von Altenpflegeplät-

zen und Jugendheimen sowie in
den Bau von Studentenwohnun-
gen. Besonders nachhaltig brach-
te sich die Oberfrankenstiftung
stets in die so wichtige Erhaltung
und Pflege von Baudenkmälern
ein. Ob Bamberger Dom, die
Giechburg oder Burg Gößwein-
stein – überall wirkte die Stif-
tung Herrmann zufolge segens-
reich dabei mit, hoch bedeutende
Kulturgüter vor dem Verfall zu
bewahren. Besonders deutlich
sei die Handschrift der Oberfran-
kenstiftung auch bei der Restau-
rierung von Kloster Banz er-
kennbar.

Gesteigerte Attraktivität

Im Übrigen spreche es für
sich, dass die Stiftung Kulturein-
richtungen wie das Töpfermuse-
um in Thurnau, das Egerland-
Haus in Marktredwitz, das Fich-
telgebirgsmuseum in Wunsiedel,
das Fränkische-Schweiz-Muse-
um in Tüchersfeld, das Porzel-
lanmuseum in Hohenberg an der
Eger oder die Plassenburg in
Kulmbach mit ihren wertvollen
Sammlungen tatkräftig unter-
stützt hat. Mit vielfältigen Maß-

nahmen habe die Stiftung we-
sentlich dazu beigetragen, die
Attraktivität Oberfrankens stän-
dig zu steigern.

„Die Oberfrankenstiftung ist
ein Paradebeispiel dafür, welch
reiche Ernte eine Stiftung durch
alle bewegten Zeiten hindurch
bringen kann“, erklärte der Mini-
ster. Sie handle stets vorbildlich
im Geiste ihrer Gründer. „Auch
im 21. Jahrhundert ist sie Aus-
druck eines lebendigen Bürger-
sinns und eines ausgeprägten
oberfränkischen Selbstbewusst-
seins. Und sie ist ein Wegweiser
für eine bessere Gesellschaft.“

Halt und Stabilität

Ohne Stiftungen wäre Bayern
nicht nur gesellschaftlich und fi-
nanziell, sondern vor allem auch
kulturell ärmer. Institutionen wie
die Oberfrankenstiftung sorgten
für Halt und Stabilität, indem sie
Traditionen und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt pflegen.
Herrmann zufolge „dürfen wir
uns in Bayern über weit mehr als
3.000 staatlich anerkannte rechts-
fähige Stiftungen freuen, von de-
nen die meisten gemeinnützige
Zwecke verfolgen“. Hinzu kä-
men noch einige tausend kirchli-
che Stiftungen, die unter kirchli-
cher Aufsicht stehen.

Herrmann gab seiner Freude
darüber Ausdruck, „dass der
Stiftungsboom selbst in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise der letz-
ten Jahre nicht zum Erliegen ge-
kommen ist“. Unter anderem sei
dies auch ein Erfolg der Refor-

Kulturpreisträger Georg Schäffner, Gößweinstein (2. v. l.), um-
rahmt von Innenminister Joachim Herrmann, Regierungspräsi-
dent Wilhelm Wenning und Bezirkstagspräsident Dr. Günther
Denzler (v. l.). ��

Landrats- und Bürgermeisterwahlen:

Amtsinhaber bestätigt
Im mittelfränkischen Landkreis Roth, in Neumarkt in der

Oberpfalz sowie in Frammersbach waren die Bürger aufgeru-
fen, an die Wahlurnen zu gehen. Im Landkreis Roth mit seinen
124.000 Einwohnern wurde der seit 18 Jahren amtierende
SPD-Politiker Herbert Eckstein mit 76,3 % der Stimmen wie-
dergewählt. Sein Gegenkandidat, der 40 Jahre alte CSU-Politi-
ker Robert Frank, kam auf 23,7 %.

Auch der parteilose Thomas Thumann verteidigte sein Amt
als Oberbürgermeister der Stadt Neumarkt in der Oberpfalz.
Der 46-Jährige setzte sich mit 68,7 Prozent der Stimmen gegen
seinen Namensvetter Werner Thumann (CSU) durch, der 21,5 %
erhielt. Für die SPD-Kandidatin Gertrud Heßlinger votierten
6,2 %, Johann Georg Gloßner von der Freien Liste Zukunft er-
reichte 3,6 Prozent der Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag bei
62,4 Prozent der insgesamt 30.583 Wahlberechtigten.

Im Markt Frammersbach im Naturpark Spessart wurde der
bisherige Bürgermeister Peter Franz von den Freien Wählern in
seinem Amt bestätigt. Franz erzielte 51,4 % der Stimmen, Chri-
stian Holzemer (SPD) kam auf 48,6 %. DK

men des Bayerischen Stiftungs-
gesetzes. Die Staatsregierung
werde auch künftig alles tun, um
dem Stiftungswesen in Bayern
immer neue Impulse zu geben.

Denkmalpflegepreis

Für besondere Leistungen in
den Kategorien „Kultur“ und
„Denkmalpflege“ vergab die
Oberfrankenstiftung auch 2011
wieder Preise, die pro Kategorie
mit 15.000 Euro dotiert waren.
Den Denkmalpflegepreis erhielten
Heike und Martin Kistner für ihr
Baudenkmal „Palais Pottenstein“
in Bayreuth. Bezirkstagspräsident
Dr. Günther Denzler betonte in

seiner Laudatio: „...wie Denkmal-
schutz in seiner schönsten Form
aussehen kann: Ein behutsam und
geschmackvoll restauriertes Haus,
mit Leben erfüllt.“

Den Kulturpreis teilen sich die
Bamberger Kirchenmusikerin In-
grid Kasper und der Gößweinstei-
ner Regionalkantor Georg Schäff-
ner. Der Vorsitzende des Stiftungs-
rats der Oberfrankenstiftung, Re-
gierungspräsident Wilhelm Wen-
ning, ehrte in seiner Laudatio die
beiden Preisträger als „zwei, die
die Kunst des Orgelspiels hervor-
ragend beherrschen und sich auf
dem Feld der Kirchenmusik und
darüber hinaus sehr verdient ge-
macht haben“. DK

25 Jahre
Fränkisches Seenland

Seehofer und Söder gratulierten

Gunzenhausen (wefa) – Seinen ersten offiziellen Besuch hat Mini-
sterpräsident Horst Seehofer dem Fränkischen Seenland abgestat-
tet.Anlass dafür war der 25. Jahrestag der Flutung desAltmühlsees
und des Kleinen Brombachsees, später sind der Rothsee und der
Große Brombachsee noch dazu gekommen. Der „MP“ war an die-
sem Sommertag in bester Laune: „Sehr gut, wunderschön!“ ent-
fuhr es ihm während seines sechsstündigenAufenthalts

Der Ministerpräsident verneigte
sich symbolisch vor Ernst Lechner
aus Gunzenhausen, dem „Vater
des Seenlands“, der als Landtags-
abgeordneter am 16. Juli 1970 den
Landtagsbeschluss bewirkte und
damit ein Werk in Gang setzte, das
die Landschaft in Altmühlfranken
verändert und dem Land eine Per-
spektive verschafft hat, denn es
war bis in die sechziger Jahre das
„Armenhaus Bayerns“. Seehofer
lobte die drei fränkischen Seen als
ein „großes, mutiges Projekt“.

Chancen für die Jugend

„Unser Ziel ist es, Politik so zu
gestalten, dass die Jugend eine Zu-
kunftschance hat“, betonte der
Redner und kündigte an, dass die
Staatsregierung der Bevölkerungs-
verschiebung wirksam begegnen
werde, denn: „Bayern insgesamt
wird es nur gut gehen, wenn es
auch den Teilregionen gut geht.“
Für ihn heißt das: Der ländliche

Raum muss noch stärker gefördert
werden, denn: „Wenn Ärzte und
Schulen verschwinden, dann ist es
nur eine Frage der Zeit, wann die
Bevölkerung weggeht.“ Seehofer
aber glaubt an die Bindungfähig-
keit der Menschen: „Die Heimat
ist das Widerlager zur Globalisie-
rung.“

Als Erster durfte der Regierung-
schef den neuenAussichtsturm auf
der Vogelinsel betreten, sozusagen
das „Geburtstagsgeschenk“ See-
hofers. Danach stellte der Rother
Landrat Herbert Eckstein am See-
zentrum Langlau den neuen Weit-
wanderweg „Der Seenländer“ vor,
der 150 Kilometer lang ist, durch
27 Orte führt und alle Seen um-
schließt.

Eine „große moralische Unter-
stützung“ forderte der Absberger
Bürgermeister Fritz Walter (er ist
auch stellvertretender Kreisvor-
sitzender des Bayerischen Ge-
meindetags) von der Staatsregie-
rung ein. �

Ehrenamt im Landkreis Miltenberg:

Engagement weiter
auf hohem Niveau

Aktuell recherchiert und analysiert die Fachstelle zur Förde-
rung des Ehrenamts im Landkreis Miltenberg zusammen mit
den verantwortlichen Koordinatoren intensiv die derzeitigen
Erscheinungsformen freiwilligen Engagements. Eine Vielfalt
von Verbänden, Vereinen, Hilfsorganisationen und Projekten
bildet einen bunten Teppich im Bereich Ehrenamt.

Um den Stand der Dinge zu er-
mitteln und zu erfahren, wo even-
tuell der Schuh drückt und welche
Anliegen Verantwortliche haben,
wurde ein Fragebogen entwi-
ckelt, der als Grundlage zur Un-
tersuchung und Meinungsbildung
dient. Derzeit werden dazu Ver-
bands- und Vereinsvorsitzende,
Einrichtungsleiter, die mit Ehren-
amtlichen kooperieren und ande-
re koordinierend Tätige befragt,
um in der Folge Maßnahmeemp-
fehlungen für das bürgerschaftli-
che Engagement im Landkreis
Miltenberg zu entwickeln.

Diese Phase mündet am inter-
nationalen Tag des Ehrenamts,
dem 5. Dezember, in das erste
Treffen des sich bildenden Ehren-
amts-Netzwerks des Landkreises.
Denkbar sind beispielsweise eine
Ehrenamtsbörse auf der Internet-
seite des Landkreises, konkrete
Angebote zur Förderung der Ver-
eine oder ein Markt der Möglich-
keiten sowie eine Ausweitung der
Anerkennungskulturwieder indie-
semFrühjahrbereits stattgefundene
erste Dankeschön-Abend.

Freiwilligensurvey

Nach Aussage der Freiwilligen-
erhebung Bayern 2009, dem soge-
nannten Freiwilligensurvey, ist das
Engagement weiter auf hohem Ni-
veau. 3,8 Millionen Bürgerinnen
und Bürger bringen sich vielfältig
ein und gestalten die Gesellschaft
aktiv mit. Die Zahlen zeigen auch
auf, dass sich 39 Prozent der Bay-
ern engagieren wollen, aber es der-
zeit nicht tun. Hier sind Maßnah-
men wie etwa eine Ehrenamtsbör-
se zur Förderung dieser Bereit-
schaft angezeigt. Die höchste En-
gagementquote findet sich bei den
35- bis 54-Jährigen, Männer sind
etwas stärker engagiert und der
höchste Zuwachs an Engagement-
bereitschaft findet sich bei über
65-Jährigen. Die meisten Men-
schen sind nach wie vor im Be-
reich Sport und Bewegung aktiv,
gefolgt vom Bereich Kirche und
Religion; zu 46 Prozent in der
Hauptorganisationsform Verein.

Bayernweit sinddieEngagierten

zu 19 Prozent einmal in derWoche
und zu 21 Prozent mehrmals pro
Woche mit ihrer freiwilligenTätig-
keit beschäftigt. Dabei spielt im-
mer mehr das Motiv „Spaß haben“
(84 Prozent) und „Mit sympathi-
schen Menschen zusammenkom-
men“ (75 Prozent) eine Rolle vor
„Anderen Menschen helfen“ (74
Prozent). Immer mehr Engagierte
wünschen sich ein größeres Mit-
spracherecht in den jeweiligen Or-
ganisationen. Erwiesen ist zudem,
dass das Engagement immer ein
Gewinn für die Engagierten selbst
ist:Vor allem im höherenAlter stei-
gert es die Lebensqualität und das
Wohlbefinden.

Ein wichtigerAspekt für die Ge-
sellschaft in diesem Bereich ist die
Sensibilisierung derWirtschaft. So
darf den freiwillig Engagierten
kein Nachteil imArbeitsleben ent-
stehen – es sollte vielmehr geför-
dert werden. Ein Nachweis über
ein Engagement sollte auch bei
Bewerbungen stets zuträglich sein,
damit diese Tätigkeiten auch An-
klang im Wirtschaftsbereich fin-
den. Besonders in Amerika gehört
es zum guten Ton, sich für die Ge-
meinschaft einzusetzen. So gibt es
zum Teil lange Wartelisten für be-
stimmte ehrenamtliche Tätigkei-
ten. Auch in Deutschland gibt es
eine großeAnerkennung und auch
eine vielseitige Kultur derselben,
die jedoch nach Meinung vieler
Experten steigerungs- und aus-
baufähig ist.

Gar nicht so selten mündet ein
freiwilliges Engagement auch in
ein Arbeitsverhältnis, kann ergo
auch eine Brückenfunktion über-
nehmen, wie es diverse Program-
me bestätigen (siehe www.wabe-
waldkirch.de). Genauso relevant
erscheint die Begleitung Freiwilli-
ger und dasAngebot an Qualifizie-
rung und Fortbildung, da ein häu-
figes Motiv Ehrenamtlicher die ei-
gene Weiterbildung ist.

Fest steht, dass der demographi-
sche Wandel das Engagement im-
mer mehr braucht und unsere Le-
bensqualität entscheidend von der
Bereitschaft eines jeden, sich in
die Gemeinschaft zu investieren,
abhängt. �



AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNEN10 GZ29. 09. 2011

ISSN 0005-7045
Fachblatt der KPV in Bayern
Herausgeber:
Landrat Stefan Rößle
Ehrenherausgeber:
Otto Ammon
Redaktion:
Anne-Marie von Hassel (verantwortlich)
Doris Kirchner, Chefin vom Dienst
Jakob Döring
Telefon 08171 / 9307-11
Ständige Mitarbeiter:
Lutz Roßmann (Landtag)
Prof. Klaus Jamin (EDV-Specials)
Werner Bumeder (KPV)
Peter Müller
Die Zeitung und alle in ihr enthaltenen
Beiträge und Abbildungen sind
urheberrechtlich geschützt.
Mit Ausnahme der gesetzlich zuge-
lassenen Fälle ist eine Verwertung ohne
Einwilligung des Verlages strafbar.
Für unverlangt eingesandte Manuskripte,
Dokumente und Fotos wird
keine Gewähr übernommen.
Namentlich gekennzeichnete Artikel
geben nicht unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder.
Anzeigen- und Vertriebsleitung:
Constanze von Hassel (verantwortlich),
Telefon 08171 / 9307-13
Zur Zeit gilt die Anzeigenpreisliste
Nr. 45 vom 01.01.2011
Anzeigenschlusstermine:
siehe Erscheinungs- und Themenplan
Erscheinungsweise:
22 Ausgaben jährlich
(mit zwei Doppelausgaben);
Jahresbezugspreis Inland:
€ 76,10 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Lieferanschriften:
(Abrechnung über eine Adresse)
€ 38,25 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Zeitungen:
(Abrechnung und Lieferung an eine
Adresse) € 27,-- zzgl. MWSt.
Kündigung:
zwei Monate vor Jahresende
schriftlich an den Verlag.
Verlags- und Geschäftsleitung:
Anne-Marie von Hassel
Constanze von Hassel
Anschrift und Sitz des Verlags
und aller verantwortlichen Personen:
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH
Postanschrift:
Postfach 825, 82533 Geretsried
Paketanschrift:
Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried
Telefon 08171 / 9307-11
Telefax 08171 / 805 14
eMail: info@gemeindezeitung.de
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
Bankverbindungen:
Sparkasse Dillingen
Konto 100 21 566, BLZ 722 515 20
Raiffeisenbank
Füssen-Pfronten-Nesselwang
Konto 144 320, BLZ 733 698 78
Inhaber- und
Beteiligungsverhältnisse:
100 % Verlag Bayer. Kommunalpresse
GmbH, Geschäftsführerinnen:
Anne-Marie von Hassel
Constanze von Hassel
Druck und Auslieferung:
Presse Druck Oberfranken GmbH & Co. KG
Gutenbergstr. 11, 96050 Bamberg
Für die Herstellung dieser Zeitung wird
Recycling-Papier verwendet.

GemeindeZeitung
BAYERISCHE

GemeindeZeitung

Aufbruchstimmung
mitten in Europa

Gemeinde Mauth-Finsterau schafft Neuanfang und verzeichnet erste Erfolge
Thierhaupten - Inmitten Europas, in Niederbayern an der
tschechischen Grenze, nutzt die Gemeinde Mauth-Finsterau
ihre Chance auf Erneuerung. In 9 Ortteilen leben 2500 Ein-
wohner; die Region ist eingebettet zwischen dem Nationalpark
Bayerischer Wald und dem tschechischen Nationalpark Suma-
va. Die Kommune profitiert zunehmend vom Erfolg der Dorf-
erneuerung und eines integrierten ländlichen Entwicklungs-
konzeptes in den Bereichen Innenentwicklung, Wirtschaft,
Tourismus und Generationen.

Das war nicht immer so. Der
Strukturwandel der Landwirt-
schaft, der Niedergang der holz-
verarbeitenden Industrie sowie
der Textilindustrie führte zu einer
Abwanderung der Bevölkerung,
zu Leerständen im Ortskern und
einer Gefährdung der Nahversor-
gung. Das dörfliche Leben kam
zum Erliegen, die Lebensqualität
war beeinträchtigt.

Konkreten Anlass zum Han-
deln bot die Dorferneuerung,
die 2006 beim Amt für Ländli-

che Entwicklung (ALE) Nieder-
bayern beantragt wurde. In der
Folge entstand zunächst in Ei-
genregie, später dann unter der
fachlichen Beratung und Be-
gleitung des BZT (Bereich Zen-
trale Aufgaben) der Verwaltung
für Ländliche Entwicklung so-
wie des ALE Niederbayern so-
wie weiterer Planungsbüros, ein
zukunftsweisendes ländliches
Entwicklungskonzept. Getragen
vom beeindruckenden Engage-
ment der Bürger und der Kom-

mune konnte der Gemeindeent-
wicklungsprozess innerhalb we-
niger Jahre zum Erfolg geführt
werden.

Flexible Lösungen
für das Miteinander

Im Zuge der Umsetzung zahl-
reicher Projekte verbesserte sich
auch die Situation der Bevölke-
rung: Die einzelnen Ortsteile ar-
beiten besser zusammen, zudem
fanden sich flexible Lösungen
für das Miteinander unter-
schiedlicher Generationen, so
dass die Dorfgemeinschaft und
das Vereinsleben revitalisiert
wurde. Darüber hinaus wirkte
sich die intensive Netzwerkar-
beit mit den angrenzenden Na-
tionalparks positiv auf den Tou-
rismus aus. Heute freut sich die
Gemeinde über eine Imagever-
besserung und die Schaffung
neuer Arbeitsplätze.

Seniorenpolitisches
Gesamtkonzept

Vor allem im Bereich der Se-
niorenprojekte gelang es der
Gemeinde Mauth-Finsterau, ei-
ne Brücke zwischen Jung und
Alt zu schlagen und damit ei-
ne Vorbildfunktion für andere
Kommunen zu übernehmen.
Dazu gehören u.a. die Einrich-
tung einer Freiwilligenagentur
und eines Seniorencafés sowie
die Gründung eines Beirates
und einer Tagesbetreuungsstätte
für Senioren.

Förderpreis 2010

AlsAnerkennung für diese Lei-
stungen erhielt die Gemeinde

2010 vom Bayerischen Staats-
ministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen
den Förderpreis für kommunale
Seniorenpolitik.

Wichtige Impulse setzte die In-
nenentwicklung der Gemeinde.
Zu den zentralen Projekten zählen
die Gründung eines gemeinde-
übergreifenden Vereinsforums,
das dieAktivitäten der Vereine ko-
ordiniert, die Umnutzung des al-
ten Schulgebäudes zum Genera-
tionenhaus, die Neugestaltung des
Ortskerns und die Überarbeitung
des Flächennutzungsplans.

Übernachtungszahlen
steigen

Die Potentiale, die sich für die
Gemeinde aufgrund ihrer Nähe
zu den Nationalparks ergeben,
nutzt Mauth-Finsterau auf der
Grundlage seiner neuen Touris-
musstrategie nun wesentlich effi-
zienter. Die Einführung der Na-
tionalpark-Gästekarte sowie einer
Online-Gastgeberdatenbank sind
neben einem attraktiven Freizeit-
programm nur einige der Maß-
nahmen, die der Kommune den
Weg des sanften Tourismus eröff-
nen. Mauth-Finsterau profiliert
sich konsequent zur „Kräuterge-
meinde im Bayerischen Wald“
und sponsert ein Outdoor-Event
von nationaler Bedeutung.

Nutznießer Wirtschaft

Auch die Wirtschaft profitiert
vom ländlichen Entwicklungs-
konzept, das eine Vernetzung
mit dem überregionalen Touris-
mus anstrebt: 2010 wurde der
Gewerbeverein reaktiviert, Er-
zeuger regionaler Produkte er-
halten vielseitige Unterstützung
und der Aufbau eines Netz-
werks für Tourismus, Arbeit
und Wirtschaft bündelt die
Kompetenzen der Region und
schafft weitere Arbeitsplätze.
Mauth-Finsterau ist als Modell-
projekt im Portal www.sdl-in-
form.de eingestellt. �

17. Ingolstädter Künstlerinnentage 2011:

„Der Oktober
ist eine Frau“

In eine neue, die inzwischen 17. Runde, gehen heuer die Ingol-
städter Künstlerinnentage. Unter dem Motto „Der Oktober ist
eine Frau“ werden nationale und internationale Künstlerinnen
das Publikum zum Zuhören, Nachdenken, Staunen und La-
chen bringen.

Laut Oberbürgermeister Dr.Al-
fred Lehmann begeistert der Mo-
nat Oktober „voll weiblicher
Kunst, Kreativität und Lebens-
freude“ Frauen und Männer
gleichermaßen. Die Ingolstädter
Künstlerinnentage seien deutsch-
landweit einzigartig und weit
über die Grenzen Ingolstadts hin-
aus bekannt. Anspruchsvolles
Programm und entspannende Un-
terhaltung zu vereinen und dem
Publikum somit ein breit ge-
fächertes Repertoire vorstellen zu
können, sei der Anspruch bei den
Verantwortlichen.

Vielfalt an künstlerischen
Ausdrucksformen

Künstlerinnen aus vielen Tei-
len Deutschlands, Europas, Aus-
traliens und USA stehen mit ih-
rer bunten Vielfalt an künstleri-
schen Ausdrucksformen unver-
rückbar im Mittelpunkt. Die Be-
sucher können ein weites Spek-
trum weiblichen Kunstschaffens
genießen und darüber diskutie-
ren. Im Rahmen des Festivals
wird das Thema Gleichstellung
aus den verschiedenen Blickwin-
keln unterschiedlichster Künstle-
rinnen beleuchtet.

Bekannte und
neue Gesichter

Im Oktober wird unter ande-
rem die Uraufführung einer
Komposition von Susan Oswell -
100 wasser eine reinigung – nach
Gedichten von Sabine Bergk im
Zentrum stehen. Außerdem viele
neue, junge Gesichter, wie die
charismatische Sängerin Kat
Frankie, die Autorin Hanna Win-
ter, aber auch bekannte und be-
reits sehr erfolgreiche Künstlerin-
nen wie die bayerische Kabaretti-
stin Luise Kinseher oder die Sän-
gerin Claudia Koreck.

Eröffnung am 2. Oktober

Die diesjährige Eröffnung der
Künstlerinnentage findet am 2.
Oktober im Foyer des Theaters
statt. Das lola tanz(t)theater
wird mit dem Stück „Happy
end?“ das Festival eröffnen.
Happy End handelt von einer
Frau, die ihr Leben im Mittel-
punkt, vielleicht auf der Bühne,
verbracht hat. Es ist einer ihrer
letzten, großen Auftritte. Die
Nachfolgerinnen stehen schon
bereit..... Sie blickt zurück auf
ihr bittersüßes Leben, auf die
Möglichkeiten, die starken Ge-
fühle und verpassten Gelegen-
heiten. Irgendwann tritt sie ab.

Getrieben von der Endlichkeit,
von den Konkurrentinnen!?.... -
oder doch mit Stolz, Zufrieden-
heit und in Demut?

Zeitgenössisches
Tanzgeschehen

Das „lola tanz(t)theater“ ins-
zeniert seit 1994 eigene Tanz-
theaterstücke. Das Ensemble
hat einen ganz eigenen Stil in-
nerhalb des zeitgenössischen
Tanzgeschehens entwickelt. Je-
de übernimmt alle Funktionen,
ob als Dramaturgin, Choreogra-
phin, Tänzerin und Organisato-
rin. Mit größter Authentizität
gehen sie auf individuelle Aus-
druckformen ein, greifen diese
auf und schmelzen das Ganze in
das entstehende Stück ein - Syn-
chronität und Individualität spie-
len dabei eine gleichermaßen
wichtige Rolle. DK

Gemeinsam mit Bauamtsleiter Josef Brüderl, Büchereileiterin
Jana Linnemannstöns und Markus Hiebl, dem Verantwortli-
chen für die Bauabwicklung, besuchte Bürgermeister Josef
Flatscher (2. von rechts) die neue Bücherei vor der Eröffnung
und ließ sich das neue Schmuckkästchen der Stadt Freilassing
zeigen. ��

Neue Bücherei in Freilassing:

Aktueller Lesestoff
für eine ganze Region

Leuchtendes Orange zieht den Blick auf die neue Bücherei in
Freilassing. Etwas zurückgesetzt zum generalsanierten Schul-
gebäude liegt sie wie ein Würfel da und lädt ein näher zu kom-
men. Gut ein Jahr wurde auf dem Bücherei und Schulareal ge-
baut bis aus dem jahrzehntelangen Kellerprovisorium eine
wohnlich, helle, energieoptimierte Bücherei mit Leseterrasse
und großem Kinder- und Jugendbereich entstehen konnte.

Zentral gelegen im bevölke-
rungsreichsten Viertel der Stadt,
das mit Hilfe der Sozialen Stadt
mehr und mehr seine Potentiale
nutzen kann, in unmittelbarer
Nähe zu Mittel- und Grund-
schule und auch in der Region
gut erreichbar, ist das Ziel für
die Büchereileitung klar: „Wir
wollen zu den erfolgreichsten
Büchereien zumindest in Ober-
bayern gehören.“

Keine Barrieren

Die Glastür gleitet zurück,
keinerlei Barrieren trennen die
Leser vom Medium. Direkt wan-
dert der Blick zu den Bücherre-
galen, die gut gefüllt warten. Ein
bequemes Sofa lädt ein sich nie-
derzulassen. Hell fällt das Licht
durch die Fenster in Form von
großen Buchrücken. Vertieft
man sich nicht gleich ins Buch,
wandert der Blick auf den Kin-
derbereich. Kissen in fröhlichem
Grün laden ein, sich mit einem
der zahlreichen Kinderbücher
hinzukuscheln.

Bilderbücher sind ebenso zu
finden wie Sachbücher für Kin-
der, Erzählungen und Märchen.
Vorlesebücher und Mitlese-
bücher. Bücher für die Klein-
sten ebenso wie Bücher für
größere Kinder. Eine Auswahl,
die es sonst in der ganzen Regi-

on nicht gibt. Die Büchereien
haben schon vor langem begon-
nen sich untereinander zu koor-
dinieren. Die Stadtbücherei im
benachbarten Salzburg hat ihren
Schwerpunkt auf den Bereich
Sachbuch gelegt. Traunstein,
der nächste größere Bücher-
einachbar, widmet sich insbe-
sondere der Belletristik und die
Stadt Freilassing hat den Kin-
der- und Jugendschwerpunkt
für die ganze Region inne.

Kompetente
Ansprechpartnerinnen

Kindergartenkinder erwerben
hier nun ihren Bibliotheksfüh-
rerschein, Schulen können un-
kompliziert ganze Klassensätze
eines Buchs ausleihen und die
einzelnen Büchereimitarbeite-
rinnen haben sich jeweils auf ei-
ne Alterklasse spezialisiert, so
dass Kinder, Eltern und Lehrer
höchst kompetente Ansprech-
partnerinnen vorfinden.

Ausbau des Bestandes

Das heißt nun nicht, dass man
nur in diesem Bereich der Frei-
lassinger Bücherei auf ein be-
sonderes Angebot trifft. Der für
1,3 Millionen errichtete Neubau
kann in seinem Inneren in allen
Bereichen mit einer Aktualität

aufwarten, die ihresgleichen
sucht. Eine jahrzehntelange be-
engte Raumsituation führte da-
zu, dass die 16.000 Einwohner-
stadt nur etwa 10.000 Medien
bereithalten konnte. Mit dem
Beschluss des Neubaus vor
zwei Jahren konnte mit dem
Ausbau des Bestands auf ein
adäquates Maß begonnen wer-
den. So sind aktuell etwa 7.000
Medien in der Freilassinger
Bücherei jünger als zwei Jahre.
Der Ausbau des Bestandes soll
noch bis mindestens 2013 wei-
tergehen.

Energieoptimierter Neubau

Mit dem nachhaltig und ener-
gieoptimierten Neubau, den die
Stadt mit Hilfe der Förderung
aus dem Bund-Länder-Förder-
programm SOZIALE STADT
bauen und durch Förderung aus
dem Kulturfonds Bayern, die
Bayerische Staatsbibliothek und
die Berchtesgadener Landesstif-
tung füllen konnte, bekommt
die örtliche Bücherei eine wich-
tige Bedeutung in der Region.
Die umliegenden Gemeinden
haben - sofern sie überhaupt
über öffentliche Büchereien
verfügen - nur zum Teil haupt-
amtliche Bedienstete. Da liegt
es für bücherinteressierte Bür-
ger und Bürgerinnen nahe, nicht
nur zum Einkauf ins zentral im
Landkreis gelegene Freilassing
zu fahren, sondern auch die dor-
tige Bücherei zu besuchen. Je-
den Freitag kommt derzeit die
Post mit den neuen Titeln aus
der Spiegelbestsellerliste. „Und

auch sonst“, erklärt Büchereilei-
terin Jana Linnemannstöns,
„können wir uns aktuell beinahe
all unsere Bücherwünsche er-
füllen.“

Überregionaler Charakter

Die Landesfachstelle für das
öffentliche Bibliothekswesen
hat den überregionalen Charak-
ter, den die Freilassinger Büche-
rei durch den Neubau, der mit
Mitteln aus der Sozialen Stadt
realisiert werden konnte, er-
kannt und unterstützt diesen
Ausbau. Entsprechend waren
Klaus Dahm, der Leiter der
Fachstelle für öffentliches Bi-
bliothekswesen und seine Kol-
legin Ute Plamer-Horn, die Lei-
terin der Fachstelle für die Regi-
on Oberbayern in die Planungen
mit eingebunden und haben ihre
Erfahrungen mit eingebracht.

Identifikation schaffen

Während die Kinderbücher und
Bücher zu aktuellen Schwer-
punkten auf rund 200 qm im
Erdgeschoss zu finden sind, ha-
ben Jugendbereich und Erwach-
senenlektüre ihren Platz auf der-
selben Fläche im Untergeschoss
gefunden. Über eine Treppe
oder auch mit dem Aufzug ge-
langt man dorthin. Hunderte
Bilder aus der Geschichte der
Stadt säumen den Weg und wol-
len trotz oder gerade wegen des
Kinder- und Jugendschwer-
punkts eine Brücke in die Ver-
gangenheit des Ortes schlagen
und Identifikation über die Zeit
hinweg schaffen.

Kein Platz für Hektik

Zeit spielt ansonsten kaum ei-
ne Rolle in den Räumen. Ein
Ort des Wohlfühlens soll es
sein. Hektik scheint auch keinen
Platz zu haben. Nicht nur die
Bücher an sich, sondern auch

der ganze Bau schafft eine an-
genehme Ruhe. Die Farbge-
bung wurde nach Le Corbusiers
Farblehre gewählt. Barrieren
wurden erst gar nicht geschaf-
fen. So lädt einzig die Leseter-
rasse ein hinauszugehen: in ei-
nen Lesegarten. Selbst hier
nimmt die Bepflanzung künftig
Le Corbusiers Farbenlehre auf.
Etwa 2 Meter hohe Stahlbücher,
die mit Kreide kreativ gestaltet
werden können, bieten Sicht-
schutz und bequeme Stühle ste-
hen auf der Holzterrasse. Um
das Leseglück abzurunden,
kann hier auch noch Kaffee ge-
trunken werden.

Wer solch einen Ort doch
wieder verlassen möchte, kann
dies dank modernem RFID
Ausleihsystem recht rasch. Der
Stand der Technik ermöglicht
die Ausleihe auch technikfernen
Menschen innerhalb weniger
Sekunden. �
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„Wir Bayern sind glückliche
Menschen, egal ob wir in Alt-
baiern, Schwaben oder Fran-
ken wohnen – ist doch eine
schöne Nachricht, so zum En-
de der glücklichen Jahres-
zeit.“ Mein Chef spielte auf
die kurz vor dem Herbstan-
fang vorgestellte Glücksstudie
Deutschland an.

Wobei man sich natürlich
fragt, wie objektiv man so et-
was Subjektives wie Glück
überhaupt messen kann. Ich als Mädchen vom
Land begreife nicht, wie Hamburger in ihrer stin-
kenden lärmenden Stadt glücklich sein können, in
der es – jedenfalls bei meinen Besuchen – fast
immer regnet. Auch dass man wie die Nieder-
sachsen und Schleswig-Holsteiner ohne Berge –
und seien es nur Mittelgebirge – vor der Haustür
glücklich sein kann, erschließt sich mir nicht.

Gut, die Forscher haben sich der Frage so-
zialwissenschaftlich durchaus subtil genähert.

Gesundheit, Geld, Gefährten und die Gene sol-
len der Schlüssel zum Glück sein. Bösartig zu
Ende gedacht: Glücklich wäre, wer gesund ist,
vom Einkommen eines treuen Partners leben
kann und nicht zu Schwermut neigt. Wer jetzt an
eine traditionelle Ehe unserer Großeltern denkt,
erhält Munition durch die Tatsache, dass Frau-
en glücklicher sein sollen als Männer – und
vielleicht deshalb älter werden.

Das Streben nach Glück sahen ja schon die
Gründerväter der Vereinigten Staaten als so
zentrale Antriebskraft des Menschen an, dass
sie es in ihrer Unabhängigkeitserklärung fest-
gehalten und somit zu einem Fundament ihrer
neuen Republik erklärt haben.

Aber was ist dieses Glück, nachdem wir stre-
ben und nach dem wir uns sehnen? Geld, so
heißt es bei Moralisten, mache nicht glücklich
und doch scheint zumindest eine gesicherte öko-
nomische Basis des Lebens sowie Selbstbestim-
mung und Anerkennung im Beruf ein wichtiger
„Glücksbaustein“ zu sein. Gesundheit, naja,
auf den ersten Blick mutet es logisch an, dass ei-
nem eine Krankheit oder Behinderung ziemlich
die Laune verderben kann. Andererseits gibt es

durchaus chronisch kranke
oder gehandicapte Mitmen-
schen, die mit Krankheit und
Behinderung so umgehen,
dass ihre fröhliche Lebensein-
stellung manchen gesunden
Griesgram anstecken sollte.
Vor allem, wo bleiben die inne-
ren „weichen“ Faktoren? Sind
religiöse Menschen nicht
glücklicher als solche, die sich
nicht in Gott aufgehoben
fühlen können? Sind Men-

schen, die ihrer Heimat verbunden sind nicht
glücklicher als solche, die sich in einer fremden
Umgebung zurechtfinden müssen?

Letztendlich fragt man sich angesichts der
Glückstudie, ob Glück hier nur ein anderes Wort
für Zufriedenheit ist, statt der bilanzierte Über-
schuss der guten Tage über die bösen? Vom er-
steren Ansatz geht das kleine Himalaja-König-
reich Bhutan aus. Dort misst man Wohlstand
nicht als Bruttoinlandsprodukt, sondern als Brut-
toglücksprodukt. Kein Scherz, sondern das wird
dort sehr ernst genommen und sogar vor den UN
propagiert. Glück setzt sich – insoweit durchaus
ökonomisch gedacht – aus der subjektiven Zu-
friedenheit mit dem Leben und objektiven Fakto-
ren wie Lebensstandard, Gesundheit, Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben oder der Umwelt-
qualität zusammen.

Mein Chef, der Bürgermeister, hätte kein Pro-
blem, solch einen Glücksindex auch für das
Städtchen oder Bayern zu erarbeiten. Wir haben
eine gute wirtschaftliche Struktur, tolle Schulen,
auf denen die Kinder allen Unkenrufen zum
Trotz noch was lernen, klasse Ausbildungs- und
Studienplätze, hohe Umweltstandards, ein bei-
spielhaftes kulturelles Angebot, Freizeit- und
Sportangebote ohne Ende, das dichteste soziale
Netz der Geschichte. Ob die Menschen durch
das Leben in diesen objektiv fabelhaften Um-
ständen auch zufrieden sind oder der Wohl-
fahrtstaat zu Überdruss führt, wird eine span-
nende Frage sein. Von der wichtigsten Voraus-
setzung für ein glückliches Dasein handelt je-
denfalls der Satz des römischen Kaisers Marc
Aurel auf dem heutigen Kalenderblatt: „Das
Glück Deines Lebens wird bestimmt von der Be-
schaffenheit Deiner Gedanken.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Das Streben
nach Glück

Tal der Schwarzen Laber:

Stärkung des Profils
Das Tal der Schwarzen Laber, das sich über 80 km und die zwei
Landkreise Neumarkt und Regensburg erstreckt, soll in den
nächsten Jahren stärker als Naherholungs- und Tourismusregi-
on profiliert werden. Dieser Aufgabe widmet sich seit Anfang
September im Landratsamt Regensburg der Projektmanager
Sven Päplow, der in dem gemeinsam von den beiden Landkrei-
sen getragenen Projekt mit Fördermitteln von Leader in ELER
(Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums) diese Region nach vorne bringen will. Die
Landräte Albert Löhner (Neumarkt) und Herbert Mirbeth (Re-
gensburg) stellten den neuen Mitarbeiter und die Projektziele
kürzlich im Zehentstadel Beratzhausen vor.

„Die Schwarze Laber ist ein
verbindendes Band zwischen
den Gemeinden und den Land-
kreisen. Sie ist aber auch eine
idyllische Landschaft, der wir
nun ein touristisches Profil ge-
ben wollen“, meinte Landrat
Mirbeth und verwies auf den ge-
planten Labertal-Radwanderweg
„Wir wollen den Charakter der
Landschaft erhalten, aber auch
vielen Familien ermöglichen,
diese Gegend kennen zu lernen“,
führte der Landkreischef aus.

Infrastruktur schaffen

Die Verbindung des Nürnberger
mit dem Regensburger Raum
sprach Landrat Löhner an, Naher-
holung und sanfter Tourismus ist
für ihn das Ziel. „Für die Einhei-
mischen wird die touristische und
gastronomische Infrastruktur er-
halten und geschaffen“, ergänzte
Löhner. Konkreter wurde Mirbeth,
der von Päplow erwartet, Ideen
undAnstöße zu liefern, zu koordi-
nieren und zu konzipieren sowie
harte Verhandlungen zu führen.
„Es geht darum, auch in die Ga-
stronomie reinzugehen, hinter die
Kulissen zu schauen“, forderte der
Regensburger Landrat und erwar-
tet, dass auch die Bürgermeister
mit eingebunden werden.

Auf 200.000 Euro bezifferte
Elisabeth Sojer-Falter (Abtei-
lung „Regionalentwicklung“ im
Landratsamt Regensburg) die
Gesamtkosten des Projektes.
Darin enthalten sind Gelder für

gemeinsame, die Gemeinden
und Landkreise übergreifende
Maßnahmen sowie die Unter-
stützung der neuen Personalstel-
le, wobei 60 Prozent gefördert
werden. Den Rest zahlen die
zwei Landkreise und die Ge-
meinden nach einem vereinbar-
ten Schlüssel. Ferner enthält das
Projekt weitere Maßnahmen in
den einzelnen Gemeinden, die
auch mit 60 Prozent bezuschusst
werden, wobei den Rest hier die
Kommunen übernehmen.

Welche Vorstellungen hat nun

Sven Päplow? Der 36-jährige, aus
Cham stammende und seit 1985 in
Regensburg lebende Diplomgeo-
graf war bisher bei einem Pharma-
großhändler, Lampenhersteller so-
wie als Projektmanager bei einem
Büro für Stadtentwicklung und -
marketing tätig. In seinem neuen
Arbeitsfeld will er zuerst die Basis
schaffen (Logo, Fotoarbeiten, Ge-
staltungsrahmen für das Marke-
ting), dann einen Ausstellungs-
stand für das Tal der Schwarzen
Laber entwickeln, ebenso eine
Homepage und die Marke sichern.
Weiter geplant sind Infopavillons
und -tafeln, eine Radkarte und ein
Erlebnisführer Schwarze Laber,
Einträge in Radwegeportale sind
beabsichtigt und das Marketing
und die Öffentlichkeitsarbeit will
er intensivieren. Gedacht ist zu-
dem an eine Auftaktveranstaltung
und an eine Qualitätsinitiative für
Gastronomie- und Beherbungsbe-
triebe sowie Freizeitpartner.

Markus Bauer

Zusammen fürs Tal der Schwarzen Laber: Beratzhausens Bür-
germeister Konrad Meier, Elisabeth Sojer-Falter (Regionalma-
nagement Landkreis Regensburg), Christine Riel (Tourismus-
beauftragte im Landkreis Neumarkt), Sinzings Bürgermeister
Patrick Grossmann, Daniela Wehner (Regionalmanagement
Landkreis Neumarkt), Projektmanager Sven Päplow, Susanne
Kammerer (Tourismusbeauftragte Landkreis Regensburg),
Landrat Albert Löhner, Landrat Herbert Mirbeth, Michael
Gottschalk (Abteilungsleiter Kreisentwicklung Landkreis Neu-
markt). Bild: Markus Bauer

Hans Podiuk feierte 65. Geburtstag
Kurz nach seinem 65. Geburtstag fand zu Ehren des stellvertre-
tenden CSU-Stadtratsfraktionsvorsitzenden Hans Podiuk (2. v. l.)
ein Empfang im großen Sitzungssaal des Münchner Rathauses
statt. Rund 130 Gäste, darunter zahlreiche Vertreter aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft stießen auf eine gute Gesundheit
Podiuks an. Ein Stelldichein gaben sich unter anderem: Ober-
bürgermeister Christian Ude (3. v. l.), Kultusminister Dr. Lud-
wig Spaenle (r.), die Bundestagsabgeordneten Dr. Peter Gau-
weiler, Dr. Hans-Peter Uhl und Herbert Frankenhauser, Land-
tagsabgeordneter Markus Blume, die Fraktionsspitzen von
CSU, FDP und SPD, Josef Schmid (l.), Dr. Michael Mattar und
Alexander Reissl sowie der Vorsitzende des Bayerischen Bundes
der Steuerzahler Rolf von Hohenau und der Vorsitzende des Vor-
stands der Münchner Stadtsparkasse, Dr. Harald Strötgen. ��

CSU-Politiker wird
Oberbürgermeister in Goslar

Der Bayreuther CSU-Politiker Oliver Junk leitet seit kurzem
die Geschicke der Stadt Goslar im Harz. Er ist Nachfolger von
Henning Binnewies (SPD), der bei einer vorausgegangenen
außerordentlichen OB-Wahl abgewählt worden war.

Parteienfilz führt zu ortsfremden Kandidaten

Nach starken Querelen um Klientelpolitik und Parteienfilz
verlangten die Bürger nach einem Kandidaten ohne Vorbela-
stung von außen. Junk ließ erklären, dass er sein CSU-Partei-
buch nicht abgeben und in die örtliche CDU eintreten, jedoch
fern aller Parteigrenzen regieren wolle. �

Zivilcourage:

Kein Warten mehr
im dunklen Flur

Bis zu 300.000 Euro sollen für „Toleranzprojekte“ nach Würzburg fließen

Sie wollen sich, wie ihre Freunde, am Wochenende in der Disko
verlustieren. Werden vom Türsteher aber abgewiesen. Sie su-
chen eine Wohnung. Stoßen wegen ihres Aussehens jedoch über-
all auf Ablehnung. Der vom Würzburger Sozialreferat koordi-
nierte „Lokale Aktionsplan Würzburg“ will gegen solche und
andere Diskriminierungen künftig vorgehen. In den kommen-
den drei Jahren können bis zu 300.000 Euro aus dem Programm
„Toleranz fördern“ der Bundesregierung in Würzburger „Tole-
ranzprojekte“ fließen.

Um die Aspekte „Wissensver-
mittlung“, Demokratieförderung“
und „Prävention von Diskriminie-
rung“ drehen sich die Projekte der
Organisationen und Privatinitiati-
ven, die sich für die Bundesgelder
bewerben können. Am 12. Okto-
ber wird entschieden, wer die für
2011 zur Verfügung stehende
Summe von 60.000 Euro erhält.
„Es gibt viele Ideen“, sagt Dr.
Harald Ebert vom Bewertungs-
gremium des Aktionsplans. Zwei
Ideen liegen schon vor: Ein
Kampfsportverein möchte sich in-
terkulturell öffnen und die Jugend-
bildungsstätte plant, Bildungsgut-
scheine zum Erwerb interkulturel-
ler Kompetenzen zu kreieren.

Dass Menschen bewusst abge-
lehnt oder unbewusst ausgegrenzt
werden, kommt in Würzburg wie
in allen anderen Städten täglich
vor, betont Stefan Lutz-Simon
vom Würzburger Bündnis für Zi-
vilcourage. Die über 60 Mit-
gliedsorganisationen des Bünd-
nisses erfahren permanent von
Diskriminierungen. So hat Lutz-
Simon derzeit mit dem Fall einer
Ukrainerin zu tun, die in Schwie-
rigkeiten kam, weil ihr Visumsan-

trag viel zu langsam bearbeitet
wurde. An Burkhard Hose von
der Katholischen und Susanne
Hötzel von der Evangelischen
Hochschulgemeinde wenden sich
häufig ausländische Studierende,
die davon erzählen, auf welche
Weise sie ausgegrenzt werden.

Jene Mitglieder im „Bündnis
für Zivilcourage“, die vor einem
Jahr in den damals neu gegründe-

ten Ombudsrat der Stadt Würz-
burg berufen wurden, befassen
sich aktuell mit der Umgestaltung
der Würzburger Ausländerbehör-
de. „Aus einem Hinterzimmer
soll ein Wohnzimmer entstehen“,
erklärt Ombudsrat Harald Ebert.
Derzeit müssten Ausländer in ei-
nem langen, dunklen Flur warten
- was für keine gute Stimmung
sorgt. Dass es in der Behörde
nicht selten zu Konflikten kommt,
liegt laut Ombudsrat Burkhard
Hose aber auch daran, dass die
Mitarbeiter nicht immer gut mit
ausländischen Bürgern umgehen
können: „Deswegen setzen wir
uns für mehr Qualifizierung ein.“

Das vor fünf Jahren gegründete
„Bündnis für Zivilcourage“ will

ausgrenzende Haltungen und
Strukturen aufweichen und das
Wissen um Diskriminierung er-
weitern. Wie wichtig Auf-
klärungsarbeit ist, erklärt Om-
budsratAron Schuster: „Vor allem
Menschen aus bildungsfernern
Schichten wissen nicht, dass das,
was sie erleben, Diskriminierung
ist.“ Das Allgemeine Gleichstel-
lungsgesetz der Bundesregierung,
das ebenfalls 2006 in Kraft trat, ist
dem Mitglied der Israelitischen
Kultusgemeinde zufolge vie-
len Menschen ebenso unbekannt
wie der bei der Stadt vor einem
Jahr eingerichtete Ombudsrat.

Altersdiskriminierung

Diskriminierung gegenüber al-
ten Menschen findet dort statt, wo
es keine benutzerfreundlichen
Geräte mehr gibt. Eine Stadt, die
auf „eGovernment“ setzt, muss
laut Burkhard Hose deshalb dar-
auf achten, dass sie einen gleich-
wertigen Bürgerservice aufrecht
erhält, den all jene nutzen können,
die noch nicht über den „virtuellen
Graben“ gesprungen sind.

Derartige Diskriminierungen
verhindern nicht nur ein friedli-
ches Zusammenleben - sie erzeu-
gen viel Wut und Aggression. Ei-
ne Menge gesellschaftliches Po-
tenzial geht durch Ausgrenzung
jeder Art verloren, sagt Stefanie
Köster vom Ombudsrat: „Zum
Beispiel auch durch betriebliche
Strukturen, die Frauen mit Kin-
dern ausgrenzen. Oder dadurch,
dass sich ein Verein auf eine Wei-
se präsentiert, die unbewusst
Menschen mit Migrationshinter-
grund ausgegrenzt.“ Durch „To-
leranzprojekte“ hingegen, wie sie
im „Lokalen Aktionsplan Würz-
burg“ installiert werden sollen,
kann eine Stadt laut Köster krea-
tiver, lebendiger und bürger-
freundlicher werden. Pat Christ

Mitglieder des Bündnisses für Zivilcourage (v. l.): Stefanie Köster
von der Koordinierungsstelle des Lokalen Aktionsplans Würz-
burg, Ombudsrat Dr. Harald Ebert, Stefan Lutz-Simon von der
unterfränkischen Jugendbildungsstätte sowie die beiden Om-
budsräte Aron Schuster und Burkhard Hose. Foto: Pat Christ



ZU GUTER LETZT12 GZ29. 09. 2011

Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 /69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Fahnen/Fahnenmasten

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de

W
ar

te
h

a
ll

e
n

Absperrpfosten

Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Kindergarteneinrichtungen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

JWS Nusser GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-113
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Energie- und Klimaschutzkonzepte für Kommunen
und Regionen • bürgernah • handlungsorientiert

Ein Gewinn für Ihre Kommune und Region!

Tel. 089/89066890 • www.klima-kommune.de
Peter.Keller@greencity-energy.de

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l . : 08265 / 730512
parkbank@max-zinder.de
www.max-zinder.de

Weihnachtsbeleuchtung

Bepflanzungssysteme und
Stadtmobiliar

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt
eine Eigenbeilage des Verlags Bayerische Kommunalpresse
GmbH zum Thema „Bahnland Bayern - Schienenpersonen-
nahverkehr im Freistaat“ bei. Wir bitten um freundliche
Beachtung. ��

Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 13. Oktober erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Energieversorgung zz Energiesparmaßnahmen
zz Kommunales Verkehrswesen zz ÖPNV
zz Kommunale Baupolitik
zz Kommunalfahrzeuge
zz Bestattungswesen zz Friedhof
zz Umweltschutz zz Abfall zz Recycling

Zukunftsprojekt Energiespeicher Riedl:

„Jamaika-Koalition“
auf Informationstour

Das geplante Pumpspeicherkraftwerk Riedl, das in der Nähe von
Jochenstein im Landkreis Passau entstehen soll, ist auch über die
Landesgrenzen hinweg von enormer Bedeutung. Davon konnten
sich im Rahmen mehrerer Informationsbesuche unter anderem
der oberösterreichische Energie-Landesrat Rudi Anschober von
den Grünen, Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil (FDP) und
derVorsitzende der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, MdL
Georg Schmid, an Ort und Stelle überzeugen.

„Oberösterreich braucht zur
Umsetzung der Energiewende
Speichermöglichkeiten für die er-
neuerbaren Energieträger, die nicht
rund um die Uhr zur Verfügung
stehen und die für den notwendi-
gen Zeitpunkt des Einsatzes ge-
speichert werden müssen“, zeigte
sich Grünen-Politiker Anschober
bei einem Ortstermin in Gottsdorf
überzeugt. „Eine fertige Technolo-
gie ist die Pumpspeicherung und
die werden wir auch in Österreich
und Deutschland benötigen“, hob
Anschober hervor.

Wie die Untersuchung einer
Energieverwertungsagentur erge-
ben habe, braucht Oberösterreich
zumindest eineinhalb Pumpspei-
cherkraftwerke. Vier Projekte sei-
en derzeit in Diskussion und Pla-
nung. Jedes Projekt habe auch
Eingriffe in die Natur zur Folge.
„Das ist nicht zu vermeiden, vor
allem wenn es sich um eine solch
große Dimension handelt“, sagte
Anschober. Für ihn spielt der
Schutz des Donauraums eine sehr
zentrale Rolle und dabei gehe es

vor allem um die Frage, wie hoch
beim Betrieb eines künftigen
Kraftwerks die Wasserspiegelun-
gen schwanken.

„Uns geht es darum, dass man
die Schwankungen möglichst
klein hält, um die Eingriffe in
dieses Natura-2000-Gebiet so
gering wie möglich zu halten“,
so der Landesrat. Er sei froh,
dass es bereits eine zentrale Um-
planung der Kraftwerksbetreiber
gibt. Diese sehe vor, dass die
Einleitung des Wassers aus dem
Energiespeicher nicht wie ge-
plant unterhalb des Stausees von
Jochenstein erfolgt, sondern in
den Stausee. Dadurch könne
man die Spiegelschwankungen,
die das eigentliche Problem für
Oberösterreich und das Donautal
darstellen, besser in den Griff be-
kommen. Die Genehmigungs-
fähigkeit werde aus Sicht Ober-
österreichs zentral vom Schutz
des oberen Donautals abhängen.

Was die zu entnehmenden
Wassermengen angeht, werde
sich nichts ändern, erklärte Pro-

jektleiter Dr. Dominik Mayr.
Entscheidend sei, dass das Was-
ser aus dem Stauraum Jochen-
stein entnommen werde. Mayr
bezeichnete dieses Vorgehen als
ökologisches Plus, weil sich in
diesem Wasserkörper strö-
mungslebende Fischarten eben
nicht in dem Ausmaß aufhielten
wie in den bisher geplanten Ent-
nahmestellen.

Bedeutsame Technologie

„Wir brauchen jede Maßnah-
me, um die Energiewende umzu-
setzen. Dazu zählt das Pump-
speicherkraftwerk Riedl ganz
besonders“, erläuterte Bayerns
Wirtschaftsminister Martin Zeil
bei seinem Besuch am Jochen-
steinkraftwerk Untergriesbach.
Er zeigte sich überzeugt, dass die
größte ostbayerische Baumaß-
nahme der Jahre 2014 bis 2018
planmäßig umgesetzt werden
kann. Zeil, der auf Einladung des
Vorstands der Rhein-Main-Do-
nau AG, Dr. Albrecht Schleich,
gekommen war und vom Vor-
stand des Donaukraftwerks Jo-
chenstein Johann Strobel und
Projektleiter Dominik Mayr be-
grüßt wurde, machte deutlich,
wie wichtig es ihm sei, die Be-
deutung der Speichertechnologie
zu unterstreichen.

„Die Tatsache, dass die Pump-
speicherung eine alte Technolo-
gie ist, bedeutet nicht, dass sie ei-
ne schlechte Technologie ist“, so
Zeil. Solange es keinen Durch-
bruch bei neuen Technologien
gebe, sollte man diese Möglich-
keit nutzen. Den Vorwurf von
Projektgegnern, der Energiespei-
cher Riedl komme jetzt nur unter
dem „Deckmäntelchen Energie-
wende“ daher, wies Zeil weit

von sich. „Das ist davon völlig
unabhängig initiiert und konzi-
piert worden.“

Auf die Frage Zeils nach den
örtlichen Haupteinwänden gegen
das Projekt nannte Projektleiter
zum einen die Veränderungen der
Landschaft und zum anderen die
Beeinträchtigungen, die während
der Bauzeit auf die Anwohner zu-
kommen. Auch die Einwände der
Naturschützer wurden angeführt,
vor allem deren Sorge, die Donau-
leiten bzw. die Donau selbst könn-
ten beeinträchtigt werden. Mayr
zufolge werden aber die Naturräu-
me sehr genau angeschaut. Man
könne die Kritik der Naturschützer
entkräften. Es gebe allenfalls ge-
ringe Eingriffe in sensible Berei-
che. Durch entsprechende Aus-
gleichsmaßnahmen werde man
die projektbedingten Auswirkun-
gen auf Fauna und Flora kompen-
sieren können.

Die Vertreter der Donaukraft-
werk Jochenstein AG zeigten
sich nicht nur erfreut über den
Ministerbesuch, sondern auch
über die Bekanntgabe der lan-
desplanerischen Beurteilung, mit
der die Regierung von Nieder-
bayern offiziell das Raumord-
nungsverfahren zum Energie-
speicher Riedl beendete. Mit der
grundsätzlich positiven Beurtei-
lung sei ein wichtiger Schritt im
Sinne der angestrebten Energie-
wende in Deutschland getan, be-
merkte Strobel.

Weitere Schritte

Der nächste Schritt steht mit der
sogenannten Antragskonferenz
bevor. Laut Projektleiter Mayr ist
der Termin im Oktober im Land-
ratsamt Passau bereits avisiert. In
der Beurteilung, so DKJ-Vorstand
Strobel, komme zum Ausdruck,
welch wichtigen Beitrag der Ener-
giespeicher Riedl leisten werde,
„um die dringend erforderlichen
Speicherkapazitäten für Wind-
und Sonnenstrom zur Verfügung
zu stellen und die Stabilität unserer
Netze zu unterstützen“.

Auch der Vorsitzende der

Im Modell so gut wie fertig: das Zukunftsprojekt Energiespeicher
Riedl, über das sich der CSU-Fraktionsvorsitzende im Bayerischen
Landtag, Georg Schmid (2. v. l.), MdLKonrad Kobler (3. v. l.) und
Gerlinde Kaupa, stellvertretende Landrätin von Passau, ausführ-
lich informierten. Rede und Antwort standen Johann Strobel (l.),
Vorstand der Donaukraftwerk Jochenstein AG, Dr. Dominik
Mayr(r.), Projektleiter fürden EnergiespeicherRiedl und Karl Ma-
resch (3. v. r.), Betriebsleiter des Donaukraftwerks Jochenstein so-
wie Dr. Albrecht Schleich, Vorstand der Rhein-Main-Donau AG
und Herfried Harreiter,Vorstand derDonaukraftwerk Jochenstein
AG (beide nicht im Bild). Foto: Kiver

CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag, MdL Georg Schmid,
sprach sich für die Realisierung
des Projekts aus. Die Bürger er-
warteten gerade in der Energiepo-
litik nicht nur Lippenbekenntnis-
se, sie wollten auch Taten sehen,
dass die energiepolitische Wende
vollzogen wird.

Den geplanten Energiespeicher
Riedl bezeichnete Schmid als
„mögliches Pilotprojekt“ für die-
se Speicherform in Bayern. Hier
passe alles zusammen. Neben der
guten topographischen Struktur
sei mit dem Donaukraftwerk Jo-
chenstein auch die Möglichkeit
der umweltfreundlichen Stromer-
zeugung durch Wasserkraft gege-
ben. Die mit ihm verbundene 22
KV-Leitung biete die ideale Mög-

lichkeit, den Strom nach Bedarf
schnell ins Netz einzuspeisen.
Binnen 20 Sekunden sei ein
Pumpspeicherwerk wie Riedl
laut Betreiber in der Lage, Strom-
engpässe im Netz auszugleichen,
wie sie bei der Solar- oder auch
der Windenergie immer wieder
auftreten können.

Schmid forderte die Projektan-
ten auf, den bisherigen Dialog mit
den betroffenen Bürgern fortzu-
setzen, damit deren Belange be-
rücksichtigt würden. Insgesamt
gehe es auch darum, mit der Rea-
lisierung des Projekts für die ge-
samte Region nicht nur energie-
politisch, sondern auch wirt-
schaftlich und touristisch etwas
nachhaltig Positives zu schaffen,
machte Schmid deutlich. DK

http://www.messe-vertrieb.de
http://www.gartenbank.de
http://www.gartenbank.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.fahnen-koch.de
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Aufgabe der öffentlichen
Daseinsvorsorge

So stellt der Freistaat den Schienenpersonennahverkehr für alle Bürger sicher

1,3 Millionen Fahrgäste täglich, mehr als 1.000
Stationen, über 5.800 Kilometer Streckennetz –
Bayern ist ein Bahnland! Verantwortlich für die
Planung, Finanzierung und Qualitätssicherung
des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) ist
die Bayerische Eisenbahngesellschaft – kurz
BEG, eine Tochter des Freistaats Bayern. Denn
was kaum einer weiß: Ohne öffentlichen Zu-
schuss wäre der bayerische Regional- und S-
Bahn-Verkehr nicht wirtschaftlich zu betreiben.
Der Schienenpersonennah-
verkehr – das sind Regional-
züge und S-Bahnen – istAuf-
gabe der öffentlichen Da-
seinsvorsorge. Denn der
Fahrscheinverkauf deckt im
Durchschnitt nur etwa ein
Drittel der Kosten für eine
Zugfahrt. Daher finanziert
der Freistaat rund zwei Drit-
tel mit Steuergeldern – soge-
nannten Regionalisierungs-
mitteln. In Bayern sind das
derzeit rund 900 Millionen
Euro im Jahr. Diese Mittel
erhalten die Länder vom
Bund aus den Erlösen der

Mineralölsteuer und ordern
damit Verkehrsleistungen bei
unterschiedlichen Bahnun-
ternehmen. Das ist seit 1996
so. Damals ging im Rahmen
der Bahnreform die Verant-
wortung für den Schienen-
personennahverkehr vom
Bund auf die Länder über.

ImAuftrag des Freistaats

Seither plant, finanziert und
kontrolliert die Bayerische
Eisenbahngesellschaft den
gesamten Regional- und S-
Bahn-Verkehr in Bayern. Sie

handelt imAuftrag des Baye-
rischen Staatsministeriums
für Wirtschaft, Infrastruktur,
Verkehr und Technologie.

Jeden Tag
300.000 Kilometer

Insgesamt 36 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der
BEG arbeiten für einen mo-
dernen und leistungsfähigen
Schienenpersonennahverkehr.
Seit ihrer Gründung 1996 hat
die Bayerische Eisenbahn-
gesellschaft das Angebot in
Bayern deutlich verbessert.
Mit inzwischen mehr als 114
Millionen Zugkilometern pro
Jahr ist Bayern der größte
Besteller von Nahverkehrs-
leistungen in Deutschland.
Das heißt konkret: Im Auf-
trag der BEG legen die
bayerischen Regionalzüge
und S-Bahnen über 114
MillionenKilometer pro Jahr
zurück. Das sind 300.000
Kilometer täglich. Die Züge

umkreisen somit theoretisch
jeden Tag 8 Mal die Erde!
Zum Vergleich: 1995 waren
es noch 82 Millionen Zug-
kilometer.

40 Prozent mehr Züge

Grundphilosophie und Er-
folgsrezept der Bayerischen
Eisenbahngesellschaft ist der
Bayern-Takt. Er schafft opti-
male Verbindungen und eine
möglichst dichte Vertaktung.
Fast im ganzen Freistaat –
auch im ländlichen Raum –
steht den Fahrgästen mindes-
tens ein Stundentakt zur
Verfügung – von frühmor-
gens bis abends, auch am
Wochenende. Die Erfolgsbi-
lanz: Die BEG hat das An-
gebot bis heute um über 40
Prozent ausgeweitet. DieAn-
zahl der Fahrgäste im Regio-
nalverkehr ist seit 1996 um
etwa 63 Prozent gestiegen.
All ihre Planungen stimmt
die BEG mit vielen Betei-
ligten ab – vor allem mit den
Landkreisen und kreisfreien
Städten, die für Busse, Stra-
ßen- und U-Bahnen zustän-
dig sind. Auch mit den Ver-
kehrsverbünden, dem Fern-
verkehr und den Nachbar-
ländern werden Planungen
koordiniert.

Infrastruktur:
Aufgabe des Bundes

Nicht zuletzt sind Verbes-
serungen auch abhängig von
der Infrastruktur. Wichtig ist:
Der BEG gehören weder
Gleise noch Stationen. Für
die Infrastruktur ist nach dem
Grundgesetz – auch für den
Nahverkehr – nicht der Frei-
staat, sondern der Bund zu-
ständig. Konkret: Das Bun-
desunternehmen DB Netz ist
verantwortlich für den Bau,

Bild: Stefan Gigl
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Infolge desWettbewerbs fah-
ren in Bayern neben der bun-
deseigenen DB Regio auch
weitere Unternehmen; zurzeit
die Bayerische Regiobahn,
die Vogtlandbahn, die Re-
gentalbahn, die Erfurter Bahn,
agilis, die Bayerische Ober-
landbahn, dieHessische Lan-
desbahn und die Berchtes-
gadener Land Bahn.
Rund die Hälfte des
gesamten bayerischen Re-
gionalverkehrs hat die BEG
bisher öffentlich ausge-
schrieben. Das große Ziel:

Unterhalt und Betrieb des
Schienennetzes. Zuständig
für Stationen, deren barriere-
freien Ausbau sowie die In-
formation der Fahrgäste am
Bahnsteig ist DB Station&
Service, auch ein Unterneh-
men des Bundes. Da Fahr-
plan und Infrastruktur eng
zusammenhängen, legt die
BEG die Infrastruktur fest,
die für den Bayern-Takt not-
wendig ist. Für die Umset-
zung der Maßnahmen ist al-
lerdings der Bund zuständig.

Erfolgsrezept
Wettbewerb

Dass die BEG das Fahr-
planangebot in den letzten
Jahren stetig erweitert hat, ist
keineswegs selbstverständ-
lich. Denn heute stehen dem
Freistaat nicht mehr Regio-
nalisierungsmittel zur Verfü-
gung als vor zehn Jahren.
Auch deshalb schreibt die
BEG Verkehrsleistungen eu-
ropaweit imWettbewerb aus.
Nur so bieten die Bahnun-
ternehmen ihre Leistungen
günstiger an. Mit den einge-
sparten Mitteln verbessert
die Bayerische Eisenbahnge-
sellschaft das Angebot und
die Qualität im Bahnland
Bayern. Aufträge für Ver-
kehrsleistungen vergibt die
BEG nicht ausschließlich
anhand des Preises. Den Zu-
schlag erhält dasVerkehrsun-
ternehmen, welches das bes-
te Angebot in Bezug auf
Preis und Qualität abgibt.

Bis 2023 will die BEG alle
Leistungen im Wettbe-
werb vergeben haben.

Nettoverträge als Anreiz

Die Bayerische Eisenbahn-
gesellschaft schließt mit den
Betreibern einen sogenann-
ten Verkehrsdurchführungs-
vertrag ab, in dem unter an-
derem der Fahrplan und auch
Mindeststandards im Hin-
blick auf die Qualität festge-
legt werden. Für die konkre-
te Ausgestaltung und Erfül-

lung dieser Vorgaben sind
aber die Verkehrsunterneh-
men ihren Kunden gegen-
über selbst in der Pflicht.
Denn auch im bayerischen
Regionalverkehr gilt das
Prinzip der unternehmeri-
schen Verantwortung.
Die BEG erwartet von den
Verkehrsunternehmen, dass
sie sich von Anfang an und
beständig im Interesse der
Fahrgäste um eine hohe
Qualität bemühen. Das steht
nicht nur in den entsprechen-
den Verkehrsverträgen so –
die Bayerische Eisenbahnge-
sellschaft gibt den Unterneh-
men auch nachhaltige An-
reize: Sie schließt mit ihnen
sogenannte Nettoverträge ab.
Hier gilt: Die Betreiber dür-
fen die Einnahmen aus dem
Ticketverkauf vollständig be-
halten. So liegt es im Inte-
resse der Verkehrsunterneh-
men, ihren Kunden die best-
mögliche Qualität zu bieten,
um die Anzahl der Fahrgäste
und somit auch die Erlöse zu
erhöhen.

Kosten und
Finanzierung

Der Fahrscheinverkauf
deckt aber nur einen Teil der
Kosten. Deshalb errechnen
die Verkehrsunternehmen im
Rahmen ihres Angebots den
benötigten finanziellen Zu-
schuss, um die von der BEG

Im Auftrag der BEG sind unterschiedliche Bahnen im Freistaat unterwegs – hier die
Erfurter Bahn bei Diebach in Unterfranken. Bild: Thomas Hornung
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zung von Gleisen an DB
Netz. Stationsgebühren fal-
len an, sobald ein Zug an

oder die Regionalisierungs-
mittel erhöhen (siehe auch
Kasten nächste Seite).
Ziel der BEG ist es, den
Fahrgästen in ganz Bayern
weiterhin ein hochwertiges
Verkehrsangebot zu bieten.
Da die finanziellen Mittel
begrenzt sind,müssen auchdie
Vorgaben in den Ausschrei-
bungen im Rahmen bleiben.
Damit die Qualität ein Min-
destniveau erreicht, gibt die
BEG in ihren Ausschrei-
bungsverfahren Mindeststan-
dards vor. Eine wichtige Rolle
spielen Kriterien wie Service,
Komfort, Pünktlichkeit und
Fahrgastinformation. Im Rah-
men ihrer Wettbewerbspro-
jekte fordert die Bayerische
Eisenbahngesellschaft häufig
auch Neufahrzeuge.

Eigenverantwortung der
Verkehrsunternehmen

Dabei macht die BEG in
der Regel aber keine Vorga-
ben zu Fahrzeugtyp, Aus-
stattungsdetails oder gar Fahr-
zeughersteller. Die BEG for-
dert hingegen Mindest-
standards z. B. in Sachen Bar-
rierefreiheit, Sitzplatzkapa-
zitäten für Züge im Berufs-
und Ausflugsverkehr, Sitz-
platzabstände oder Klimati-
sierung. Auch legt sie eine
Mindestanzahl an Zugbe-
gleitern fest. Die tatsächliche
Umsetzung liegt aber in
Händen der Verkehrsunter-
nehmen. Diese können jeder-

zeit in unternehmerischer
Entscheidung beispielsweise
die Sitzplatzkapazitäten er-
höhen oder mehr Zugbeglei-
ter einsetzen, um Service und
Sicherheit für ihre Fahrgäste
zu verbessern.

Qualitätsmanagement
mit System

Die Qualität der bayeri-
schenBahnen kontrolliert die
BEG kontinuierlich mit ei-
nem umfangreichen Quali-
tätsmanagementsystem. An
rund 100 Messstellen wird
täglich die Pünktlichkeit der
Züge erfasst. Außerdem
überprüfen Tester Sauberkeit
und Service, die Funktions-
fähigkeit derAusstattung und
die Fahrgastinformation.
Auch die Fahrgäste wer-
den regelmäßig befragt. Tre-
ten Mängel auf, kontaktiert
die BEG die betroffenen
Unternehmen und fordertAb-
hilfe.Werden vertraglich ver-
einbarte Kriterien nicht ein-
gehalten, erhebt die BEG
Vertragsstrafen – sogenannte
Pönalen. Damit die Fahr-
gäste davon profitieren, ver-
wendet die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft einenGroß-
teil dieser Gelder wieder für
qualitätsverbessernde Maß-
nahmen im Bahnland Bayern.

Im Sinne des Fahrgasts

Seit ihrem Bestehen setzt
sich die BEG kontinuierlich

ausgeschriebenen Verkehre
betreiben zu können. Dieser
Zuschuss, den die Unterneh-

Jeder Halt an einer Station oder einem Bahnhof kostet Stationsgebühren. Bild: Vogtlandbahn

men von der BEG erhalten,
nennt sich Bestellerentgelt. Zu
den Kostenfaktoren gehören
Beschaffung, Wartung und
Unterhalt der Fahrzeuge, Bau
und Betrieb der Werkstätten
sowie Aufwendungen für
Energie, Marketing, Vertrieb,
Personal undVerwaltung.

Infrastrukturgebühren

Der größte Kostenblock
neben den Betriebskosten
sind die Entgelte für die Nut-
zung von Trassen und Sta-
tionen – die sogenannten In-
frastrukturgebühren. Trassen-
gebühren zahlt ein Verkehrs-
unternehmen für die Nut-

einer Station hält, und gehen
an DB Station&Service.Auch
die Nutzung der Infrastruktur
zahlt letztlich der Freistaat
über das Bestellerentgelt. Zur
Zeit betragen die Gebühren
etwa 4,70 Euro pro gefahre-
nem Kilometer. 2010 kostete
allein die Benutzung der
Gleise und Stationen über
500 Millionen Euro. Das
sind fast 60 Prozent des Be-
stellerentgelts – Tendenz stei-
gend. Das macht dem Frei-
staat weitere Angebotsver-
besserungen auf Dauer un-
möglich. Hier kann nur der
Bund Abhilfe schaffen. Er
muss entweder die Trassen-
und Stationspreise senken
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Kein Spielraum für Kürzungen
der Regionalisierungsmittel

Infrastrukturgebühren hemmenAngebotsausweitungen im bayerischen SPNV

Durch die Vergabe von Verkehrsleistungen im Wettbe-
werb konnte die Bayerische Eisenbahngesellschaft bis-
her Kürzungen der Regionalisierungsmittel sowie stei-
gende Infrastruktur- und Energiekosten ausgleichen
und sogar dasAngebot verbessern. Ob der Freistaat die-
se Erfolgsgeschichte weiterschreiben kann, hängt ent-
scheidend von der Entwicklung der Höhe der Regio-
nalisierungsmittel und Infrastrukturgebühren ab.
2010 kostete allein die Benutzung der Gleise und
Stationen durch den Nahverkehr in Bayern über 500
Millionen Euro. Diese Gebühren werden über das Bestel-
lerentgelt – knapp 900 Millionen pro Jahr – vom Freistaat
getragen. Schon heute werden somit fast 60 Prozent des
Bestellerentgelts für die Benutzung der Infrastruktur aufge-
wendet. Das starre Preissystem verhindert Angebotsaus-
weitungen, denn jeder Zugkilometer kostet gleich viel – egal
ob die BEG pro Stunde einen Zug oder vier Züge bestellt.
Die BEG drängt daher zusammen mit anderen Aufgaben-
trägern auf ein neues Trassenpreissystem, bei dem Mehr-
bestellungenmit hohen Rabatten honoriert und nur die wirk-
lich entstehenden Mehrkosten berechnet werden.
Besonders problematisch ist die ständige
Steigerung der Infrastrukturgebühren, weil damit
die Regionalisierungsmittel nicht Schritt halten.
Heute zahlt die BEG rund 160Millionen Euro pro
Jahr mehr an Infrastrukturgebühren als noch im
Jahr 2000. Während die Ausgaben für Infrastruk-
turgebühren zwischen 2000 und 2010 demnach
um 45 Prozent gestiegen sind, haben sich die
Regionalisierungsmittel nicht erhöht. Außerdem
kommen durch strukturelle Veränderungen der
Trassenpreise für Regionalnetze und Verän-
derungen im Preissystem für Stationen weitere 24
Millionen Euro pro Jahr als Mehrbelastung auf
Bayern zu. Damit kann der Freistaat weitere
Angebotsverbesserungen auf Dauer nicht mehr
finanzieren. Aktuelle Verkehrsprognosen sagen
jedoch deutliche Fahrgastzuwächse für viele
Regionen Bayerns voraus, so dass weitere
Verbesserungen dringend notwendig sein werden.
Hier kann nur der Bund Abhilfe schaffen, durch
eine Änderung des Trassen- und Stationspreis-
systems oder die angemessene Erhöhung der
Regionalisierungsmittel. Der Bund verabschiede-

te im Jahr 2007 die Revision des Regionalisierungsgesetzes,
das die Verteilung der für den SPNV zur Verfügung stehen-
den Finanzmittel bis 2014 regelt.
Darin war eine Dynamisierung der Mittel um jährlich 1,5
Prozent ab 2009 vorgesehen. Die derzeitige Dynamisie-
rungsrate ist aber nicht ausreichend, weil die Kosten für
Infrastruktur, Personal, Verwaltung oder Energie in den
kommenden Jahren weiter deutlich steigen werden.
Notwendig ist daher eine Dynamisierung der Regionalisie-
rungsmittel um mindestens jährlich etwa 2,5 Prozent. Um
nachhaltige Mobilität für alle Menschen auch in Zukunft zu
sichern, benötigen die Länder ausreichende finanzielle
Mittel und langfristige Planungssicherheit. In Bayern gibt es
deshalb keinerlei Spielraum für eine Absenkung der
Regionalisierungsmittel. Dies hätte sogar Angebotskürzun-
gen im Freistaat zur Folge. Die BEG wird sich weiterhin
gemeinsam mit dem Bayerischen Verkehrsministerium und
anderen Aufgabenträgern beim Bund für ausreichende
Finanzmittel zur Bestellung des Regional- und S-Bahn-
Verkehrs einsetzen.

für die Interessen der Fahr-
gäste und eine hohe Quali-
tät im bayerischen Regional-
verkehr ein: 1997 entstand
auf ihre Initiative das
Bayern-Ticket. Es ist das
erfolgreichste Länderticket
Deutschlands.

Fahrgastinformation

Eine Vorreiterrolle nimmt
die Bayerische Eisenbahn-
gesellschaft auch in Sachen
Fahrgastinformation ein. Im
Auftrag des Freistaats reali-
siert sie einAuskunftssystem

für den gesamten öffentli-
chen Verkehr. Und das nicht
nur mit sogenannten Soll-
Fahrplänen, sondern zuneh-
mend auch mit Echtzeitdaten
– im Internet, an öffentlichen
Telefonen oder über mobile
Endgeräte.Auch Busse, Stra-
ßenbahnen und U-Bahnen
werden berücksichtigt. Ziel
ist es, die Fahrgäste mit dem
Bayern-Fahrplan stets aktu-
ell über ihre Verbindungen
zu informieren, egal, wo sie
sich befinden (siehe Artikel
S. 13).
Auch künftig wird die

BEG dafür Sorge tragen,
dass der Regional- und S-
Bahn-Verkehr die steigenden
Mobilitätsanforderungen
unserer Gesellschaft erfüllt.

Steigende
Mobilitätsanforderungen

Sie wird sich weiterhin –
gemeinsam mit allen Betei-
ligten – für einen modernen
und leistungsfähigen Nah-
verkehr im Bahnland Bayern
stark machen. Ihre strikte
Wettbewerbspolitik dient ei-
nem großen Ziel: die beste-

hende Qualität und das Fahr-
planangebot zu sichern und
auszubauen – sowohl in den
Ballungsräumen als auch im
ländlichen Raum. Trotz der
knappen Haushaltsmittel hält
die BEG an diesen Zielen
fest. Nur im Wettbewerb
kann die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft im Sinne des
Steuerzahlers das beste An-
gebot ermitteln. Die Balan-
ce zwischen einem verant-
wortungsvollen Einsatz von
Steuergeldern undhoherQua-
lität gilt es dabei immer wie-
der aufs Neue zu finden.

Die bayerischen Bahnen zahlen für die Nutzung der Gleise
Trassengebühren an DB Netz. Bild: photoresque
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Ein wichtiges Anliegen ist
mir daher ein qualitativ hoch-
wertiger Schienenpersonen-
verkehr, den wir mit effizien-
tem Einsatz von Steuergel-
dern, mit Qualitätsvereinba-
rungenund–wennnötig–mit
den uns zurVerfügung stehen-
den Druckmitteln umsetzen.
Der Freistaat Bayern ist
Aufgabenträger für den Schie-
nenpersonennahverkehr
(SPNV). In dieser Funktion
bestellt und finanziert er über
die imAuftrag des Verkehrs-
ministeriums agierendeBaye-
rische Eisenbahngesellschaft
(BEG) Verkehrsleistungen,
die von den beauftragtenVer-
kehrsunternehmen eigenver-

antwortlich erbracht werden.
Die Einhaltung hoher Qua-
litätsstandards wird in den
Vergabeverfahren verbind-
lich gefordert und bei der
Auftragserteilung vertraglich
fixiert. Hierzu gehören Pünkt-
lichkeit, Sauberkeit, konkret
vereinbarte Zugbegleiter-
quoten, aber auch eine zuver-
lässige Fahrgastinformation.
In Qualitätsmessungen kon-
trolliert die BEG die Einhal-
tung dieser Qualitätsstan-
dards und verhängt bei Ver-
stößen Vertragsstrafen. Die
hierbei einbehaltenen Beträ-
ge setzen wir wieder für den
SPNV ein, um damit für die
Nahverkehrsnutzer weitere

Qualitätsverbesserungen zu
finanzieren, etwa durch die
Modernisierung von Fahr-
zeugen oder pünktlichkeits-
fördernde Maßnahmen im
Schienennetz.
Trotz dieser Anstrengun-
gen ist die Qualität im baye-

Express und Mainfranken-
bahn. Diese und andere Stö-
rungen, die berechtigterwei-
se immer wieder zu Ärger
und Unverständnis bei den
Fahrgästen führen, werde ich
weiterhin intensiv beobach-
ten und rasche Abhilfe ein-
fordern. Es darf nicht sein,
dass die neu gewonnenen
Bahnkunden durch unzurei-
chende Betriebsqualität wie-
der verloren gehen.

Leistungsfähiges Netz

Grundvoraussetzung für
einen funktionierenden Re-
gional- und S-Bahn-Verkehr
ist ein leistungsfähiges Netz
von Verkehrswegen und Sta-
tionen. Hier ist der Bund ge-
fordert, die entsprechenden
Weichen zu stellen und
Gelder für das Gesamtsys-
tem Bahnverkehr bereitzu-
stellen. Wenn DB Netz nicht
in der Lage ist, die Gleise
auch im Winter ausreichend
zu räumen, wenn die Infra-
struktur auf einigen Strecken
unterdimensioniert und ent-
sprechend überlastet ist, dann
wird der Bund seinen gesetz-
lichen Verpflichtungen nicht
gerecht.
Sanktionsmöglichkeiten
gegenüber DBNetz oder DB
Station&Service bei Quali-
tätsproblemen, die durchMän-
gel an der Infrastruktur ver-
ursacht sind, hat der Frei-
staat Bayern als Aufgaben-
träger bis heute leider nicht.
Das ist besonders ärgerlich,
weil fast 60 Prozent der uns
zur Verfügung stehenden
Finanzmittel als Entgelte für
die Nutzung der Infrastruktur
ausgegeben werden und so-
mit postwendend wieder
beim Bund landen.

Angebot ausgebaut

Unser Ziel ist der bestmög-
liche Regionalverkehr für die
Bürgerinnen und Bürger in
ganz Bayern. Deshalb haben
wir in den Ballungsräumen
und im ländlichen Raum das
Angebot massiv ausgebaut,
obwohl die Regionalisie-
rungsmittel stark gekürztwor-
den sind und unser finanziel-
ler Spielraum durch überpro-
portional steigende Nutzungs-
entgelte für die Infrastruktur
faktisch weiter eingeschränkt
wird. Wir halten daher an
(Fortsetzung nächste Seite)

Eisenbahn – zentrale Säule
der Verkehrspolitik

Von Martin Zeil,
Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

und Aufsichtsratsvorsitzender der Bayerischen Eisenbahngesellschaft

Für die bayerische Verkehrspolitik ist die Eisenbahn eine
zentrale Säule. Mit erheblichenAufwendungen für erwei-
terte Leistungen, Fahrplan- und Qualitätsverbesserungen
haben wir in den letzten Jahren viele neue Kunden für die
Schiene gewinnen können. Diesen Trend wollen wir wei-
terhin nachhaltig unterstützen und gezielt fördern.

Bundesgerichtshof stärkt
Wettbewerb im Eisenbahnverkehr
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat Anfang 2011 mit
einer Grundsatzentscheidung den Wettbewerb im Schie-
nenverkehr gestärkt. Mit ihrem Beschluss haben die
Bundesrichter am 8. Februar entschieden, dass die
Vergabe von Eisenbahnverkehrsleistungen dem Verga-
berecht unterliegt. SPNV-Leistungen sind danach grund-
sätzlich im Wettbewerb zu vergeben. Das heißt:
Aufgabenträger im Schienenpersonennahverkehr, wie z.
B. die Bayerische Eisenbahngesellschaft im Freistaat
Bayern oder auchVerkehrsverbünde, dürfen grundsätzlich
einen Verkehrsauftrag im Schienenverkehr nicht mehr
ohneWettbewerb direkt an ein Unternehmen erteilen.
Ausgangspunkt des Beschlusses war einNachprüfungs-
verfahren zur Vergabe der S-Bahn in Nordrhein-
Westfalen. Die Deutsche Bahn sollte die S-Bahn nach
früheren Verträgen ursprünglich bis 2018 betreiben. DB
Regio und der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) hat-
ten schließlich 2009 nach jahrelangenVerhandlungen ver-
einbart, dass die Deutsche Bahn moderne Züge einsetzt
und dafür die Verkehre bis 2023 weiterfahren darf.
Abellio, ein zur niederländischen Staatsbahn gehörendes
Eisenbahnunternehmen, sah sich benachteiligt, weil der
Großauftrag nicht öffentlich ausgeschrieben worden war.
Der BGH-Beschluss bestärkt die Bayerische Eisenbahn-
gesellschaft in ihrer strikten Wettbewerbspolitik, die sie
seit ihrer Gründung erfolgreich praktiziert. Die BEG will
im Interesse der Fahrgäste Verkehrsaufträge auch künftig
imWettbewerb vergeben.

Staatsminister Martin Zeil.

rischen SPNV noch nicht zu-
friedenstellend. Der Freistaat
kann zwar mitfinanzieren
und kontrollieren, anmahnen
und sanktionieren. Für einen
zuverlässigen, qualitativ hoch-
wertigen und kundenorien-
tierten Schienennahverkehr
sind jedoch die Verkehrs-
unternehmen verantwortlich.
Ich selbst stehe mit Bahn-
vertretern im regelmäßigen
Gespräch, um aktuelle Quali-
tätsdefizite zu benennen und
zeitnahe Lösungen zu ver-
einbaren. Beim halbjährlich
stattfindenden „Runden Tisch
Qualität“ nehmen Vertreter
aller für einen störungsfreien
Betrieb verantwortlichenKon-
zernunternehmen der Deut-
schen Bahn teil. Themen-
schwerpunkte der letzten
Veranstaltung waren etwa
die unzureichenden Vorkeh-
rungen für Winterwetter und
die inakzeptable Häufung
der Stellwerks-, Signal- und
Rechnerausfälle bei der S-
Bahn München, aber auch
die Fahrzeugprobleme bei
Fugger-Express, Donau-Isar-
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wendige Infrastruktur auf-
grund von Verzögerungen
beim zuständigen Bundesun-
ternehmen DBNetz nicht wie
von der BEG erwartet und
gefordert bis zum Betriebs-
start fertig gestellt. Trotz der
Startschwierigkeiten bringt
das neue Angebotskonzept
der BEG auf Basis von Neu-
fahrzeugen schon jetzt erheb-
liche Verbesserungen und
macht die Bahn in weiten
Teilen Oberfrankens zu einer
interessanten Alternative zum
Individualverkehr.
Der Start von DB Regio
(Fortsetzung nächste Seite)

Aktuelle
Inbetriebnahmen

Welche Projekte 2011 an den Start gehen
Auch 2011 profitieren Fahrgäste in ganz Bayern von
Verbesserungen durch mehrere Inbetriebnahmen von
Wettbewerbsprojekten. In jeder Ausschreibung legt die
Bayerische Eisenbahngesellschaft konkrete Fahrplan-
und Qualitätsverbesserungen fest, die die Unternehmen
erfüllen müssen. Einige Betreiber starten allerdings mit
Anlaufschwierigkeiten.

Am 12. Juni übernahm das
Eisenbahnunternehmen agi-
lis im Auftrag des Freistaats
den Regionalverkehr im
Dieselnetz Oberfranken.
Vorausgegangen war eine
Ausschreibung der Bayeri-
schen Eisenbahngesellschaft
mit einem verbesserten Fahr-
plankonzept zwischen Bam-
berg, Coburg, Hof und Wei-
den. Rund ein Drittel mehr
Verbindungen, neue Fahr-
zeuge, beschleunigte Fahr-
zeiten und hohe Qualitätsan-
forderungen sollten den
Bahnverkehr in Nordost-
bayern deutlich attraktiver
machen. Allerdings konnte
agilis wegen kurzfristiger
Engpässe auf dem Arbeits-

DerRegio-Shuttle von agilis fährt seit Juni 2011 imD-Netz
Oberfranken. Bild: agilis

Fortsetzung von Seite 5)
unserer Wettbewerbspolitik
fest, da wir uns nur so auf
Dauer ein qualitativ hoch-
wertiges Eisenbahnangebot
für Bayern leisten können.
Für den Erhalt und den
Ausbau der Bundesschienen-
infrastruktur ist nach dem
Grundgesetz der Bund ver-
antwortlich. Dennoch finan-
ziert der Freistaat über seine
SPNV-Bestellungen den Er-
halt der Gleisanlagen und
Stationen in Höhe von rund
500 Millionen Euro jährlich
ganz maßgeblich mit. Beim
Aus- und Neubau konzen-
trieren sich die direkten Mit-
wirkungsmöglichkeiten des
Freistaats außerhalb der Bal-
lungsräume auf kleinere regio-
nale Projekte. Der Bund stellt
in Fünf-Jahres-Tranchen Mit-
tel für den Ausbau der Ei-
senbahninfrastruktur auf Re-
gionalstrecken zur Verfü-
gung. Über die Verwendung
entscheidet der Freistaat ge-
meinsam mit der DB. Die
aktuelle Mitteltranche läuft
noch bis Ende 2013 und
umfasst rund 120 Millionen
Euro. Wichtige Projekte, die
im Rahmen der aktuellen
Tranche umgesetzt werden,
sind zum Beispiel der Stre-
ckenausbau zwischen Mün-
chen und Garmisch-Parten-
kirchen und die Neigetech-
nik-Ausbauprojekte im All-
gäu sowie zwischen Würz-
burg und Schweinfurt. Dane-
ben werden neue Halte-
punkte in allen Regionen
Bayerns und weitere kleinere
Maßnahmen finanziert.

Großes Engagement
für die S-Bahn-Systeme

Auch wenn es nicht Auf-
gabe des Freistaats ist, bezu-
schussen wir aus den Straf-
geldern, die wir bei schlech-
ter Qualität und Unpünkt-
lichkeit von den Eisenbahn-
verkehrsunternehmen einbe-
halten, seit 2006 auch Pro-
jekte der Infrastrukturbetrei-
ber, die die Pünktlichkeit stei-
gern sollen. Hierbei geht es
um kleinereMaßnahmenwie
etwa zusätzliche Gleise für
eine raschere und flexiblere
Abwicklung, wenn sich Zü-
ge begegnen.
Große finanzielle Anstren-
gungen unternimmt der Frei-
staat gemeinsam mit dem
Bund im Bereich der beiden

S-Bahn-Systeme rund um die
Metropolregionen München
und Nürnberg, um deren
Anbindung an das Umland
für die Zukunft fit zu ma-
chen. Während in Nürnberg
das Ergänzungsnetz in weiten
Teilen schon umgesetzt ist,
müssen in München im Rah-
men des Konzepts der Staats-
regierung zum Bahnknoten
München unter anderem das
Großprojekt Zweite Stamm-
strecke realisiert und die An-
bindung des Münchner Flug-
hafens verbessert werden.

Ausbau- und
Neubauvorhaben

Von sehr großer Bedeu-
tung für dieMobilität und die
wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen im Freistaat sind
außerdem die großen Aus-
und Neubauvorhaben des
Bundes, die im Bundesver-
kehrswegeplan enthalten sind.
Hier dränge ich immer wie-
der mit Nachdruck in Berlin
auf die Umsetzung einer
Vielzahl verkehrlich bedeu-
tender Vorhaben. Dies sind
unter anderem der Ausbau

einschließlich Elektrifizie-
rung zwischen München,
Mühldorf und Freilassing,
der Ausbau auf vier Gleise
zwischen Nürnberg und
Bamberg zur Vervollständi-
gung der Hochgeschwin-
digkeitsverbindung München
– Berlin, die Elektrifizie-
rung von Nürnberg nach
Marktredwitz und weiter
Richtung Cheb (Eger) bzw.
Hof sowie der Ausbau zwi-
schen Augsburg und Neu-
Ulm.

Neue Finanzierungswege

Für die Planung und Um-
setzung der bayerischen Be-
darfsplanmaßnahmen be-
steht schon heute massiver
Druck. Deshalb muss der
Bund endlich die Unterfi-
nanzierung des Schienenaus-
baus und damit die Mangel-
verwaltung im Bedarfsplan
Schiene beenden. Notwendig
ist, das Budget mindestens
von heute gut einer auf zwei
Milliarden Euro pro Jahr auf-
zustocken. Wie dramatisch
Deutschland bei den Investi-
tionen in die Schieneninfra-

struktur zurückbleibt, zeigt
der europäische Vergleich:
Pro Kopf der Bevölkerung
investiert Deutschland nur
53 Euro, bei den Nachbar-
ländern Österreich und
Schweiz sind es 230 bzw.
308 Euro. Die großen EU-
Partner Frankreich, Großbri-
tannien, Italien und Spanien
bringen im Vergleich mit
Deutschland rund die dop-
pelte Summe auf. Um den
Anschluss nicht vollends zu
verpassen, muss der Bund
jetzt mit der Dotierung des
Planungskostenbudgets, wel-
ches auf meinen Vorschlag
hin derzeit eingerichtet wird,
endlich die rechtzeitige Pla-
nung der Vorhaben sicher-
stellen. Außerdem brauchen
wir neue Finanzierungswege
– die Reinvestition der
Gewinne des Bahnkonzerns
in die Infrastruktur und mehr
privates Kapital in Form von
Public-private-Partnership.
Hier geht es beim Bund viel
zu schleppend vorwärts. Ich
werde mich weiterhin mit
Nachdruck für die bayeri-
schen Verkehrsprojekte ein-
setzen.

markt für Lokführer nicht
sofort alle von der BEG
bestelltenVerbesserungen rea-
lisieren.Auch wurde die not-
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(Fortsetzung von Seite 6)
im elektrischen Netz Fran-
ken ist nach der Inbetrieb-
nahme von agilis im Diesel-
netz Oberfranken der nächste
Meilenstein der Bahnoffen-
sive des Freistaats für Nord-
bayern. Die BEG finanziert
auch hier rund ein Drittel
mehr Verbindungen. Fahr-
gäste auf derAchse Nürnberg
– Bamberg – Sonneberg/Jena
kommen ab Mitte Dezember
in den Genuss verbesserter
Verbindungen. Neben kür-
zeren Fahrzeiten, besseren
Anschlüssen und zusätzli-
chen Zügen vor allem am
Abend, hat die BEG im
Rahmen ihrer Ausschrei-
bung auch den Einsatz neuer
Fahrzeuge gefordert.
DBRegiohatmit demFahr-
zeugtyp „Talent 2“ angebo-
ten und die Fahrzeuge beim
Hersteller Bombardier be-
stellt. Der Einsatz der Neu-
fahrzeuge ist abhängig von der
rechtzeitigen Bereitstellung
durch die Fahrzeugindustrie
und die Zulassung durch das
Eisenbahn-Bundesamt. Ak-
tuell ist mit Lieferverzöge-
rungen zu rechnen, so dass

DB Regio vorerst ein Er-
satzkonzept fahren muss und
somit nicht alle von der BEG
geforderten Leistungen zum
Start umsetzen kann.
Zum Fahrplanwechsel im
Dezember startet außerdem
agilis auf der Donautalbahn
zwischen Ingolstadt und Ulm.
Das Verkehrsunternehmen
ist bereits seit Dezember
2010 im elektrischen Netz
Regensburg unterwegs und
bietet den Fahrgästen dort im
Auftrag der BEG zahlreiche
Verbesserungen. Mit der
Donautalbahn läuft nun die
zweite Betriebsstufe des
BEG-Wettbewerbsprojekts
an. Agilis wird im Auftrag
des Freistaats auf der Strecke
Ingolstadt – Ulm das Ange-
bot um 46 Prozent erweitern
und die Reisezeit zwischen
Regensburg und Ulm mit
neuen Expresszügen deutlich
verkürzen.Weitere Verbesse-
rungen sind unter anderem
ein 30-Minuten-Rhythmus
zwischenGünzburg undUlm,
zusätzliche Verbindungen in
der Hauptverkehrszeit und
eine Ausweitung des Abend-
verkehrs bis Mitternacht.

Aktuelle Inbetriebnahmen ...

Zukunft des bayerischen SPNV
Bis 2023 soll der gesamte bayerische Regionalverkehr im
Wettbewerb vergeben sein. Daher bereitet die BEGfortlau-
fend neue Wettbewerbsprojekte vor. In Ostbayern, im
Raum Rosenheim sowie im Werdenfelsnetz hat die
Bayerische Eisenbahngesellschaft die künftigen Betreiber
mittels europaweiterAusschreibungen bereits ermittelt und
den Zuschlag erteilt. Die Bahnunternehmen bereiten sich
nun auf die Inbetriebnahmen Ende 2013 und 2014 vor.
Mitte Juli 2010hat dieBEG
nach einem europaweiten
Ausschreibungsverfahren
den Zuschlag für den Betrieb
derNahverkehrszüge imWer-
denfelsnetz an DB Regio
vergeben. Fahrgäste können
sich auf massive Verbesse-
rungen freuen. Durch das
Wettbewerbsprojekt weitet
die BEG das Bahnangebot
von München nach Mitten-
wald, Kochel und Oberam-
mergau ab Ende 2013 um 30
Prozent aus, sofern einige
hierzu erforderlichen Infra-
strukturausbauten fertig wer-
den. Zu den ausgeschriebe-
nen Regionalverkehren gehö-
rendieLinienMünchen–Gar-
misch-Partenkirchen – Mit-
tenwald, Tutzing – Kochel
und Murnau – Oberammer-

gau. Während heute auf den
Strecken überwiegend ältere
Fahrzeuge im Einsatz sind,
kommen künftig neue klima-
tisierte, niederflurige Trieb-
züge zum Einsatz.

Behindertengerechte
Ausstattung

Die Fahrzeuge sind behin-
dertengerecht ausgestattet
und verfügen über Mehr-
zweckbereiche, etwa zum
Transport von Fahrrädern.
Damit ist auch der touris-
tische Freizeitverkehr im
Werdenfels bestens für die
Zukunft gerüstet. Das von der
BEG vorgegebene Fahrplan-
konzept sieht zwischenMün-
chen und Weilheim einen
ganztägigen Halbstundentakt

vor.Mit drei neuen Express-
zügen zur Hauptverkehrs-
zeit soll die Reise zwischen
München und Garmisch-
Partenkirchen nur noch 70
Minuten dauern.
Außerdem wird Kochel
stündlich umsteigefrei mit
der Landeshauptstadt ver-
bunden und auch ins Außer-
fern gibt es künftig zahlrei-
che Direktverbindungen von
und nach München. Auf der
Strecke Garmisch-Parten-
kirchen – Reutte i. Tirol wird
das Angebot werktags auf
einen Stundentakt verdichtet.
Auch in Richtung Seefeld
i. Tirol wird es zusätzliche
Reisemöglichkeiten geben.

Bahnfahren wird
schneller, moderner
und attraktiver

Ebenfalls im Dezember
2013 ist die Inbetriebnahme
des E-Netzes Rosenheim
geplant. Das wirtschaftlichs-
te Angebot bei dieser Aus-
schreibung reichte das Ver-
kehrsunternehmenVeolia ein,
das unter demMarkennamen
Meridian das Netz rund um
Rosenheim befahren wird.
Dank des Konzepts und der
Bestellung der BEGwird das
Bahnfahren ab Ende 2013
schneller, moderner und
attraktiver. Auf den Strecken
von München nach Salzburg
und Kufstein weitet die BEG
das Angebot um 31 Prozent
aus, auf der Mangfalltalbahn
zwischen Rosenheim und
Holzkirchen werden 7 Pro-
zent mehr Züge fahren. Was
also können die Bahnkunden
ab 2014 erwarten? Zwischen
München und Salzburg sol-
len stündlich schnelle Ex-
presszüge fahren, mit einer
Höchstgeschwindigkeit von
160 km/h, einer Nonstop-

Fahrt zwischen Rosenheim
und München Ost und damit
einer um bis zu 10 Minuten
kürzeren Fahrzeit. Die Ex-
presszüge halten im Chiem-
gau weiterhin an allen
Stationen zwischen Freilas-
sing und Rosenheim. Auch
bestellt die BEG stündlich
direkte Verbindungen zwi-
schen München und Kuf-
stein mit Halt an allen Unter-
wegsbahnhöfen außerhalb
der S-Bahn. Damit können
die Fahrgäste aus den Inntal-
Gemeinden stündlich um-
steigefrei direkt nach Mün-
chen fahren, ein Umsteigen
in Rosenheim wird nur noch
in Ausnahmefällen erforder-
lich sein. Die Expresslinie
Salzburg – München wie
auch die Regionalzuglinie
Kufstein – München sollen
gerade den Pendlern im Ver-
gleich zum aktuellen Fahr-
plan zusätzliche Fahrtmög-
lichkeiten bieten, zum Bei-
spiel durch einen 30-Minu-
ten-Rhythmus im Berufsver-
kehr. Die Regionalzüge auf
der Mangfalltalbahn von
Rosenheim nach Holzkir-
chen sollen wie gewohnt
grundsätzlich im Stundentakt
und in den Hauptverkehrs-
zeiten etwas erweitert im 30-
Minuten-Rhythmus verkeh-
ren. Einige Züge fahren ganz
neu im Berufsverkehr von
Rosenheim über Holzkir-
chen hinaus bis München
Hbf. Damit wird es regel-
mäßige umsteigefreie Ver-
bindungen aus dem Mang-
falltal nach München geben.

Stündlicher Taktverkehr

Verbesserungen ab Ende
2013 und 2014 sind auch in
Niederbayern und der Ober-
pfalz zu erwarten. Den Auf-
trag für den Betrieb der Nah-
verkehrszüge in den Netzen
Wald-, Naabtal- und Ober-
(Fortsetzung nächste Seite)

„Bahnland Bayern Online News“
Die „Bahnland Bayern Online News“ richten sich in
erster Linie an Partner der BEG. Der E-Mail-News-
letter informiert Verkehrsunternehmen, Kommunen,
Mandatsträger und Verbände per Mail über Neuig-
keiten aus dem Bahnland Bayern wie etwa Wettbe-
werbsprojekte, Inbetriebnahmen oder die Qualität
auf Bayerns Schienen. Anmelden können sich
Interessierte unter www.bahnland-bayern.de/beg/
bahnland-bayern-news.

http://www.bahnland-bayern.de/beg/bahnland-bayern-news
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„Bahnland Bayern TV“
Hintergründe und Aktuelles aus dem Bahnland
Bayern gibt es nicht nur gedruckt – sondern auch im
Bewegtbild. Unter www.bahnland-bayern.tv veröf-
fentlicht die BEGregelmäßig aktuelle Beiträge zu ver-
schiedenen Themen rund um den bayerischen
Nahverkehr. Ganz neu ist der Film „Die BEG im
Portrait“, der anschaulich über die Arbeit der BEG
und die Zuständigkeiten im Bahnland Bayern infor-
miert. Reinschauen lohnt sich!

Das Bahnland im Bewegtbild: Auf www.bahnland-
bayern.tv informiert die BEGüberAktuelles aus dem
bayerischen Nahverkehr. Bild: BEG

(Fortsetzung von Seite 7)
pfalzbahn erteilte die BEG
im August 2011 an die Re-
gental Bahnbetriebs-GmbH.
Im Dezember 2010 hatte die
Bayerische Eisenbahngesell-
schaft die Regionalbahnen
der Waldbahn im Raum Deg-
gendorf/Zwiesel, der Naab-
talbahn entlang der Achse
Regensburg – Marktredwitz
– Schirnding und der Ober-
pfalzbahn im Raum Cham
europaweit ausgeschrieben.
In Abhängigkeit vom weite-
ren Infrastrukturausbau will
der Freistaat dasAngebot um
8 bis 16 Prozent ausweiten.
Von denMehrleistungen pro-
fitieren besonders die Fahr-
gäste nach Regensburg so-
wie zwischen Deggendorf
und Plattling. Aber auch im
ländlichen Raum Ostbayerns
sorgt der Freistaat mit dem
Wettbewerbsprojekt für ei-
nen leistungsfähigen Bahn-
verkehr. Bereits heute kom-
men Reisende derWaldbahn,
außer auf der Strecke Zwie-
sel – Grafenau, in den Ge-
nuss eines stündlichen Takt-
verkehrs. Besonders im nach-
fragestarken Abschnitt Deg-
gendorf – Plattling verdich-
tet die BEG ab Ende 2013
dasAngebot vonmontags bis
freitags in den Hauptver-
kehrszeiten. Damit haben
Fahrgäste in Plattling zusätz-
licheAnschlüsse in Richtung
München und Regensburg.
Falls DB Netz, als Bundes-
unternehmen zuständig für
die Infrastruktur, die Strecke
Zwiesel – Grafenau ausbaut,
will die BEG zudem auf die-
ser Strecke einen täglichen
Stundentakt bei der Regen-
talbahn bestellen. Hierzu
muss DB Netz insbesondere
Bahnübergänge technisch si-

chern oder auflassen, wozu
dieMitwirkung der Kommu-
nen erforderlich ist.

Verbessertes Angebot
in den Oberpfälzer
Teilnetzen

Mit der Betriebsaufnahme
auf den beiden Oberpfälzer
Teilnetzen Ende 2014 baut
der Freistaat insbesondere
das Angebot zwischen Re-
gensburg und Schwandorf
erheblich aus. Das Fahrplan-
konzept der BEG sieht künf-
tig täglich einen ganztägi-
gen durchgehenden Stun-
dentakt von Regensburg bis
Weiden und werktags von
Weiden bisMarktredwitzmit
Halt an allen Stationen vor.
Die Regionalzüge der Re-
gentalbahn werden um etwa
30 Minuten versetzt fahren
zu den weiterhin verkehren-
den Neigetechnik-Express-
zügen der DB Regio Re-
gensburg – Weiden – Hof
beziehungsweise Regens-
burg – Amberg – Nürnberg
und zum alex München –
Regensburg – Hof/Prag.

Zusätzliche Züge

In der Summe ergibt sich
für den Abschnitt Regens-
burg –Schwandorf damit erst-
mals ganztägig ein Halbstun-
den-Rhythmus mit neuen
Anschlüssen in Regensburg
zum Beispiel in Richtung
Straubing/Plattling/Passau.
Fahrgäste aus dem Naab- und
Waldnaabtal nördlich von
Schwandorf profitieren von
neuen stündlichen statt bis-
lang zweistündlichen Di-
rektverbindungen nach Re-
gensburg und zusätzlichen
Zügen in der Hauptver-

kehrszeit und amAbend. Zu-
dem werden die Reisezeiten
verkürzt. Zwischen Furth
im Wald und Schwandorf
schließt die Regentalbahn
gemäß den Ausschreibungs-
vorgaben der BEG einige
Taktlücken. Falls DB Netz
die Strecke Cham – Bad
Kötzting ausbaut, will der
Freistaat auf der Gesamt-
strecke Cham – Bad Kötz-
ting – Lam einen täglichen
Stundentakt bei der Regen-
talbahn bestellen. Hierzu
muss die DB Netz ebenfalls
Bahnübergänge technisch si-
chern oder auflassen, auch
hier ist die Mitwirkung der
Kommunen erforderlich.

Projekte in Planung

Fahrplanausweitungen,
Neufahrzeuge, eine bessere
Qualität. All diese Erfolge
hat die BEG nur durch die
Vergabe von Verkehrsleis-
tungen im Wettbewerb reali-
sieren können. Auf diese
Weise setzt der Freistaat
Steuergelder sinnvoll ein und
verbessert gleichzeitig Quali-
tät und Leistung. Entschei-

dend für jede Auftragsver-
gabe ist letztlich der Mehr-
wert für die Fahrgäste.
Ziel ist es auch künftig, das
Nahverkehrsangebot und die
Qualität im gesamten Frei-
staat kontinuierlich weiterzu-
entwickeln und zu verbes-
sern. Deshalb bereitet die
BEG derzeit weitere Wettbe-
werbsprojekte vor, derenStart-
schuss zeitnah fallen soll.
Auf der Agenda steht die
Neuvergabe der Bayerischen
Oberlandbahn auf den Stre-
cken München – Bayrisch-
zell/Lenggries/Tegernsee.
Ferner steht die Ausschrei-
bung der Verkehre auf den
LinienNürnberg –Treuchtlin-
gen –Augsburg/München so-
wie auf der Neubaustrecke
Nürnberg – Ingolstadt an.
Ebenso will die BEG die
Verkehre des Kissinger Sterns
zwischen Schweinfurt und
Gemünden sowie zwischen
Schweinfurt und Meiningen
erneut in den europaweiten
Wettbewerbgeben.DerMain-
Spessart-Express zwischen
Würzburg, Aschaffenburg
und Frankfurt soll erstmals
ausgeschrieben werden.

Abhängig vom Infrastrukturausbauwill die BEGabEnde
2014 dasAngebot der Oberpfalzbahn verbessern.

Bild: RegentalbahnAG
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Der Bahnhof –
das Gesicht meiner Stadt

In ihren Ausschreibungen fordert die BEG barrierefreie Fahrzeuge. Bild: DB AG

zeugen in Ausschreibungen
treibt die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft die Barriere-
freiheit im Bahnland Bayern
voran. Eine positive Entwick-
lung, denn die Fahrzeuge
bieten neben einem erleich-
terten Einstieg und einer
optimierten Inneneinrichtung
auch Toiletten, die eigens für
Rollstuhlfahrer und blinde
Fahrgäste angepasst sind.

Bahnsteighöhen

Eine weitere Vorausset-
zung für ein barrierefreies
Bahnland Bayern ist die pas-

Ansatz nicht aufrechterhal-
ten werden. Daher hat die
Bayerische Eisenbahngesell-
schaft in Zusammenarbeit
mit DBStation&Service 2006
ein Konzept zu den Ziel-
bahnsteighöhen in Bayern

Der Bahnhof ist ein zentraler Anlaufpunkt in jeder Stadt
und Gemeinde. Deshalb ist jede Stadtverwaltung auch
bestrebt, dass ihr Bahnhof besonders präsentabel ist. Die
BEG setzt sich ebenfalls für die Sauberkeit und Instand-
haltung aller bayerischen Bahnhöfe ein, auch wenn die
Verantwortung hierfür eigentlich beim Bund, genauer
gesagt bei der DB-Tochter Station&Service, liegt. Ein wei-
teres langfristiges Anliegen der BEG fällt vielleicht nicht
sofort ins Auge: Der barrierefreie Ausbau aller Stationen
in Bayern, um so allen Fahrgästen die uneingeschränkte
Möglichkeit zu bieten, das Bahnangebot im Freistaat nut-
zen zu können.
Die Umsetzung dieses
Ziels beinhaltet neben ange-
passten Bahnsteighöhen an
allen Bahnhöfen auch einen
problemlosen Zugang zum
Gleis selbst, der mobilitäts-
eingeschränkten Mitbürgern
oftmals durch unbezwingba-
re Treppen versperrt ist.

Barrierefreiheit
als großes Ziel

Waren 2002 nur etwa 17
Prozent der bayerischen Bahn-
höfe barrierefrei ausgebaut,
ist es der DBAG in den letz-
ten Jahren gelungen, denAn-
teil der völlig barrierefrei ge-
stalteten Stationen in Bayern
auf über 30 Prozent zu he-
ben. 80 Prozent können stu-
fenfrei oder mit maximal
zwei Stufen oder über Ram-
pen mit einer Neigung von
mehr als sechs Prozent er-
reicht werden. Dies ist für
viele Rollstuhlfahrer aber
nicht ausreichend. Sie sind
auf eine richtlinienkonforme
Barrierefreiheit und damit ei-
nen entsprechenden Ausbau
der Stationen angewiesen.
Trotz der Zuständigkeit des
Bundes setzen sich Freistaat
und BEG dafür ein, dass
der barrierefreie Ausbau in
Bayern weiter vorangetrie-
ben wird.

Pilotprojekt Strullendorf

Besonders bei kleineren
Bahnhöfen mit wenigen Fahr-
gästen lässt sich ein barriere-
freierAusbau jedoch nicht so
einfach realisieren. Trotzdem
sollen auch die dortigen An-
wohner nicht unbeachtet blei-
ben. Mit dem Pilotprojekt in
Strullendorf, einer Gemeinde
im Landkreis Bamberg, tes-
tet die BEG beispielsweise

die Akzeptanz einer Rampe,
die zwar anstatt der für
Barrierefreiheit erforderlichen
sechs Prozent eine Steigung
von zwölf Prozent aufweist,
aber dennoch für viele mobi-

Unter www.bahnland-
bayern.de/Service bie-
tet die BEGSkizzen von
allen Bahnstationen in
Bayern sowie mehrere
Karten zur Zugänglich-
keit mit Rollstuhl oder
Kinderwagen an. Auch
bekommen mobilitäts-
eingeschränkte Reisen-
de einen Überblick dar-
über, wo Spontanfahr-
ten mit Niederflurfahr-
zeugen möglich sind.

sende Bahnsteighöhe. Wer
kennt das nicht: Man steigt
an einem Bahnhof ein und
muss eine kleine Stufe nach
oben gehen, am Ausstiegs-
bahnhof dann geht es plötz-
lich eine große Stufe nach
unten. Viele Fahrgäste fragen
sich, warum das so ist. Vor
über 10 Jahren wurde für den
Regionalverkehr in Bayern
die Bahnsteighöhe auf 55 cm
festgelegt. Da im Hinblick
auf den Fernverkehr jedoch
viele wichtige Bahnhöfe,
auch solche, die sich im Zu-
lauf auf die großen Fernver-
kehrsknoten befinden, mit
einer Höhe von 76 cm über
Schienenoberkante gebaut
worden waren, konnte dieser

entwickelt. So variieren die
Zielhöhen in Bayern zwi-
schen Bahnsteig und Schie-
nenoberkante zwischen 55,
76 und 96 cm. Zwei Anfor-
derungen sind bei der Wahl
der Bahnsteighöhe immer in
Betracht zu ziehen: Zum
einen müssen alle relevanten
Züge an der Bahnsteigkante
halten, bzw., falls erforder-
lich, der Güterverkehr mit
seinen teilweise überbreiten
Ladungen an der Kante vor-
beifahren können.

Möglichst kleine Stufe

Zum anderen soll im Inte-
resse der Barrierefreiheit der
Einstieg vom Bahnsteig in

litätseingeschränkte Fahrgäste
einen erleichterten Zugang
zum Bahnsteig bedeutet. Die
Zufriedenheit der Anwohner
wurde in einer Umfrageaktion
getestet und kann sich als
kleiner Erfolg verbuchen las-
sen. Die BEG fordert deshalb
von DB Station&Service die
Umsetzung entsprechender
Rampen, damit auch kleinere
bayerische Bahnhöfe von
dieser weniger aufwändigen
und kostengünstigeren Kom-
promisslösung profitieren.

Optimierte
Innenausstattung

Auch mit ihren Forderun-
gen nach barrierefreien Fahr-
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den Zug und umgekehrt mit
einer möglichst kleinen Stufe
versehen sein. Tritt ein Höhen-
unterschied von nur einer
Stufe auf, so kann diese oft
vergleichsweise einfach mit
einer mobilen Rampe über-
brückt werden. Denn für die
Mitnahme von Kinderwagen
und Fahrrädern stellt die
Rampe kein besonderes Hin-
dernis dar. Ist der Einstieg
stufenfrei, können Fahrgäste
komfortabel und damit schnel-
ler ein- und aussteigen. Das
dient auch der Pünktlichkeit
der Züge. Verfügt das Fahr-
zeug über einen ausfahrbaren
Schiebetritt auf Einstiegs-
höhe, dann ist der Optimal-
zustand erreicht. Ohne Spalt

und ohne Stufe können so die
Fahrgäste ein- und ausstei-
gen. Auch mobilitätseinge-
schränkte Reisende können
dann grundsätzlich ohne
fremde Hilfe an allen Türen
zusteigen. Ziel ist es also, alle
Bahnsteige so umzubauen,
dass ein möglichst barriere-
freier Zugang an allen Sta-
tionen in Bayern möglich
sein wird.

Durchgängige
Zielbahnsteighöhe

Die heute neu zum Einsatz
kommenden Fahrzeuge müs-
sen sich sowohl an der Ziel-
bahnsteighöhe als auch am
Status quo der vorhandenen

Die BEG engagiert sich für ein barrierefreies Bahnland
Bayern. Bild: Fotolia

Bahnsteighöhen orientieren.
So kann es sein, dass Neu-
fahrzeuge auch an neuen
Bahnsteigen noch keinen
ebenerdigen Zustieg ermög-
lichen, weil sie gleichzeitig
Stationen mit deutlich niedri-
geren Bahnsteighöhen bedie-
nen müssen. Erst wenn die
Zielbahnsteighöhe auf einer
Strecke möglichst durchgän-
gig gebaut worden ist, kann
mit dem passenden Fahr-
zeug auch ein barriere-
freier Zustieg erreicht wer-
den.
Ein barrierefreier Zugang
zu allen Zügen an allen
Bahnhöfen im Freistaat ist
und bleibt das große Ziel im
Bahnland Bayern. Der Aus-
bau aller Streckennetze auf
einheitliche Bahnsteighöhen
benötigt allerdings Zeit und
erfordert enorme Investitio-
nen des Bundes. Durch das
pragmatische Konzept der
Zielbahnsteighöhen kommt
Bayern dem Ideal der Bar-
rierefreiheit einen großen
Schritt näher.

Instandhaltung und
Sauberkeit

Unzureichend gepflegte
Stationen sind ein häufiges
Problem, mit dem sich Bür-
germeister betroffener Ge-
meinden an die BEG wen-
den. Zwar gehört das nicht
zu den Aufgaben der Baye-

rischen Eisenbahngesell-
schaft, sie engagiert sich aber
trotzdem für saubere Statio-
nen und Bahnhöfe. Deshalb
hat die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft in Zusam-
menarbeit mit DB Station&
Service das sogenannte Graf-
fitimobil ins Leben gerufen,
das die DB-Tochter für die
Reinigung und Instandhal-
tung von Stationen einsetzt.
Schon seit April 2010 ist ein
solches Reinigungsfahrzeug
im Raum München unter-
wegs und der Erfolg kann
sich sehen lassen. Daher hat
sich die BEG entschlossen,
ein weiteres Graffitimobil für
den Raum Nordbayern zu 90
Prozent mitzufinanzieren.
Die Gelder stammen aus
Pönalemitteln, also aus Straf-
geldern, welche die Baye-
rische Eisenbahngesellschaft
aufgrund von Qualitätspro-
blemen und Verstößen gegen
vertragliche Regelungen von
den Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen einbehält. Um den
Stationen ganzheitlich wie-
der ein sauberes Erschei-
nungsbild zu geben, werden
auch benachbarte Wände,
Unterführungen sowie um-
liegende Gebäude mitgerei-
nigt. Durch diese General-
reinigung sowie eine perma-
nente Nachsorge und Koope-
ration mit der Bundespolizei
sollen die Flächen langfristig
graffitifrei bleiben.

Dieses mobile Reinigungsfahrzeug wird zu 90 Prozent von der BEG finanziert und befreit seit Mitte des Jahres die
Stationen von unschönen Graffiti. Bild: BEG
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DieBEGmachtMindestvorgaben in SachenQualität.Verantwortlich gegenüberdenFahr-
gästen sind die Verkehrsunternehmen selbst. Bild: BOB

aus. Fallen Züge komplett
aus, erhält das entsprechende
Verkehrsunternehmen von
der BEG dafür überhaupt
keinen finanziellen Aus-
gleich. Die Pünktlichkeit an
den einzelnen Messstationen
ist unterschiedlich und ab-
hängig von verschiedenen
Faktoren: Beispielsweise sind
besonders stark ausgelastete
Hauptstrecken wie Nürnberg
–Würzburg oder München –
Landshut wegen der dichten
Zugfolgen verstärkt betriebli-
chen Wechselwirkungen aus-

BEG mahnten und mahnen
daher bei den Eisenbahnver-
kehrsunternehmen beständig
an, bessere Wintervorkeh-
rungen zu treffen.

Unterschiedliche Tests
sorgen für ein umfas-
sendes Gesamtbild

Die BEG unterscheidet
zwei Qualitätsmesssysteme:
das im bayernweiten Ver-
kehrsdurchführungsvertrag
mit DB Regio verankerte
Instrumentarium sowie ein
Messsystem für die imWett-
bewerb vergebenen Netze.
Mit beiden Systemen über-
prüft die BEG kontinuierlich
die Qualität der bayerischen
Bahnen. Ein Teil des Quali-

Qualität im
Bahnland Bayern

Die Qualität im Schienen-
verkehr und ihre Mängel ste-
hen mehr denn je im Fokus
der öffentlichen Aufmerk-
samkeit. Im Interesse der
Fahrgäste engagiert sich der
Freistaat in diesem Bereich
von Anfang an. Im Sinne
einer umweltverträglichen
Verkehrspolitik, in der noch
mehr Bürger vom Auto auf
die Bahn umsteigen sollen,
legt die BEG in ihren Ver-
kehrsverträgen auch Mindest-
standards im Hinblick auf die
Qualität fest.

Prinzip der
unternehmerischen
Verantwortung

Für die konkrete Ausge-
staltung und Erfüllung dieser
Vorgaben sind die Verkehrs-
unternehmen ihren Kunden
gegenüber unmittelbar selbst
in der Pflicht. Denn im
bayerischen SPNV gilt das
Prinzip der unternehmeri-
schen Verantwortung. Die
BEG erwartet von den Ver-
kehrsunternehmen, dass sie
sich beständig im Interesse
der Fahrgäste um eine hohe
Qualität bemühen. Schließ-
lich dürfen die Betreiber 100
Prozent der Fahrgeldeinnah-
men behalten. Mehr Fahr-
gäste bedeuten für die Unter-
nehmen also auch mehr Ein-
nahmen.

Qualitätsmanagement
mit System

Mit den vertraglich festge-
setzten Qualitätskriterien ver-
folgt die BEG das Ziel, den
Fahrgästen in ganz Bayern
ein hochwertiges und leis-
tungsstarkes Verkehrsange-
bot zur Verfügung zu stellen.
Dies ist nur möglich, wenn

die Qualität der Verkehrsleis-
tungen regelmäßig überprüft
wird. Daher hat die BEG in
den letzten Jahren ein um-

Pünktlich, sauber, kundenorientiert – so sollte der Schie-
nenpersonennahverkehr in Bayern aussehen. Erfüllen
Bahnen diese Standards nicht, dannwird es für sie doppelt
teuer: Neben Erlösrückgängen durch ausbleibende Kun-
den müssen sie auch Strafzahlungen leisten. Die Bayeri-
sche Eisenbahngesellschaft hat für nicht vertragskonfor-
me Leistungen für das Jahr 2010 Strafgelder in Höhe von
rund 24MillionenEuro erhoben –mehrals je zuvor.Grund-
lage dieser sogenannten Pönalen sind Pünktlichkeitsmes-
sungen, offene und verdeckte Tests sowie Fahrgastbefra-
gungen der BEG.

fangreiches Qualitätsmana-
gement- und Qualitätskon-
trollsystemaufgebaut. Es kon-
trolliert den laufenden Be-
trieb der Eisenbahnverkehrs-
unternehmen, identifiziert
Schwachstellen und initiiert
zielgenaue Verbesserungs-
maßnahmen.

Pünktlichkeit

Wichtigstes Qualitätsmerk-
mal für die Fahrgäste ist
zweifellos die Pünktlichkeit.
So wird täglich an rund 100
Messstellen in Bayern die
Pünktlichkeit gemessen. Da-
bei werden nahezu alle Züge
erfasst. Sind Züge unpünkt-
lich, bezahlt die BEG nicht
das volle Bestellerentgelt

gesetzt. Oft sind auch Lang-
samfahrstellen oder umfang-
reiche Bauarbeiten Ursachen
für unpünktliche Züge.

Präzise
Betriebsplanungen

Die BEG erwartet von den
Verkehrsunternehmen, dass
sie durch vorhergehende prä-
zise Betriebsplanungen die
Verspätungen auf ein Mini-
mum reduzieren. Besonders
die mangelhafte Vorberei-
tung auf denWinter, die auch
2010/2011 wieder für zahl-
reicheVerspätungen und Zug-
ausfälle verantwortlich war,
kann die BEG nicht akzep-
tieren. Bayerns Verkehrsmi-
nister Martin Zeil und die

tätsmesssystems sind Tests
durch unabhängige Prüfer.
Im Verkehrsdurchführungs-
vertrag zwischen DB Regio
und der BEG werden dabei
rund 5.000 Waggons und
Triebwagen sowie über 1.000
Bahnsteige jährlich genau
geprüft. Kriterien sind dabei
die Sauberkeit, etwa von
Sitzplatz und Boden der
Züge, die Funktionsfähigkeit
(Türen, Toiletten etc.), die
Fahrgastinformation mittels
Durchsagen und auf Displays
sowie Beschädigungen durch
Graffiti.
Auf Wettbewerbsstrecken
treten Tester zudem verdeckt
auf, indem sie sich als nor-
male Kunden ausgeben. Sie
prüfen die Zugbegleiter auf
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tet, dass DB Regio die
neuen Geräte und die damit
verbundenen Möglichkeiten
nutzt, die Fahrgastinforma-
tion im Zug deutlich zu ver-
bessern. Auch die Ausstat-
tung der Züge wird durch
den Einsatz von Pönalemit-
teln optimiert, etwa durch
die Nachrüstung von Video-
überwachung oder die Mo-
dernisierung von Altfahr-
zeugen. Ein Teil der Straf-
zahlungen wird zudem für
die Verbesserung der Pünkt-
lichkeit eingesetzt, etwa um
Schwachstellen im Schienen-
netz gezielt zu beseitigen.

Qualität noch
nicht zufriedenstellend

Trotz dieser Anstrengun-
gen ist die Qualität im baye-
rischen SPNV noch nicht
zufriedenstellend und ent-
spricht oftmals nicht den
Maßstäben, die die BEG in
den Verkehrsverträgen vor-
gibt. DasAngebot im bayeri-
schen Nahverkehr ist zwar
insgesamt auf einem hohen
Niveau, allerdings gibt es
noch viel zu tun. Einerseits
sind vor allem die Verkehrs-
unternehmen gefordert, für
einen qualitativ hochwerti-
gen, kundenfreundlichen und
pünktlichen Betrieb zu sor-
gen. Fahrgäste erwarten vor
allem eines: dass sie als
Kunden gesehen werden und
nicht nur als Beförderungs-
fälle. Grundvoraussetzung für
ein attraktives Verkehrsange-
bot ist andererseits ein leis-
tungsfähiges Schienennetz.
Hier ist der Bund gefordert,
die richtigen Weichen zu
stellen.

betroffenenUnternehmen und
fordert Abhilfe. Werden Qua-
litätsvereinbarungen nicht
eingehalten und vertraglich
fixierte Qualitätsziele nicht
erreicht, erhebt die BEG
Strafzahlungen, sogenannte
Pönalen.

Pönälen für
qualitätsverbessernde
Maßnahmen

Damit die Fahrgäste von
den Pönalen profitieren, ver-
wendet die BEG einen Groß-
teil davon wieder für qua-
litätsverbessernde Maßnah-
men. Beispielsweise wird
häufig von Reisenden die
Information im Störfall kriti-
siert.
Die BEG ist als Auftrag-
geber der bayerischen Bah-
nen mit der Situation ebenso
nicht zufrieden und unter-
stützt deshalb die Bahnun-
ternehmen bei ihren Be-
mühungen, die Reisenden
besser zu informieren. Aus
Pönalemitteln hat die BEG
daher verschiedene Maßnah-
men zur Verbesserung der
Fahrgastinformation mitfi-
nanziert. So erhält das Zug-
personal von DB Regio spe-
zielle Handys, die einen
schnellen Zugriff aufs Inter-
net und damit Fahrplanaus-
künfte auf Basis von Echt-
zeitdaten ermöglichen.
Außerdem sorgen die
neuen Geräte für einen bes-
seren Informationsfluss zu
den Leitstellen. In den Leit-
stellen wurde ein Team zu-
sammengestellt, das speziell
die Information bei Baustel-
len und Störungen verbes-
sern soll. Die BEG erwar-

einen weiterenAnreiz für die
Verkehrsunternehmen schaf-
fen, die eigene Leistung wei-
ter zu verbessern. Die Ergeb-
nisse der Messungen fließen
in ein Anreizsystem ein, bei
demdieUnternehmen je nach
Leistung mit einem Bonus
belohnt odermit einemMalus
– einem Abzug vom Bestel-
lerentgelt – gemahnt werden.
Pro Netz finden 200 offene
und 200 verdeckte Tests statt,
außerdem werden 1.000 Fahr-
gäste befragt.
Das erste Ranking führten
die Berchtesgadener Land
Bahn, die Erfurter Bahn und
agilis Süd an. Schlusslicht
war der Donau-Isar-Express.
Das jeweils aktuelle Ranking
findet sich unter www.bahn-
land-bayern.de/beg/qualita-
etsranking.

Maßnahmen zur
Qualitätsverbesserung

Zeigen sich durch die Mes-
sungen oder Befragungen
der BEGMängel hinsichtlich
der festgelegten Qualitäts-
standards, kontaktiert sie die

Kompetenz und Servicebe-
reitschaft. Auch werden Rei-
sende im Rahmen dieses
Qualitätsmesssystems regel-
mäßig befragt. Sind diese mit
der Qualität unzufrieden, hat
dies Abzüge beim Bestel-
lerentgelt zur Folge. Die Er-
gebnissederTests sindGrund-
lage für qualitätsverbessern-
de Maßnahmen. So können
die Bahnunternehmen bei
Problemen gegensteuern und
beispielsweise ihr Personal
gezielt schulen.

Qualitätsranking

Mit einem Ranking der
bayerischen Bahnen infor-
miert die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft seit Mitte
2011 einmal im Quartal über
die Qualität im bayerischen
SPNV. Die Rangliste um-
fasst die bisher insgesamt 13
Wettbewerbsnetze in Bayern
und beurteilt die Betreiber
nach Qualitätskriterien wie
Sauberkeit, Information und
Serviceorientierung. Neben
einer erhöhten Transparenz
will die BEG damit auch

Unabhängige Prüfer testen im Auftrag der BEG die
Qualität der bayerischen Bahnen. Bild: Target Group

http://www.bahnland-bayern.de/beg/qualitaetsranking


Ist mein Zug pünktlich? Der Bayern-Fahrplan informiert Fahrgäste zunehmend auch
mit Echtzeitdaten unterschiedlicher Bahn- und Busunternehmen im Freistaat. Bild: BEG
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Bayern-Fahrplan und DEFAS BAYERN:

Landesweite Fahrplanauskunft
für Bus und Bahn in Echtzeit

Der Freistaat Bayern nimmt bei der Realisierung eines ver-
kehrsträgerübergreifenden und unternehmensunabhängi-
gen Fahrgastinformationsdienstes eine Vorreiterrolle ein.
Die BEG hat den Auftrag, mit dem Projekt DEFAS BAY-
ERN eine zukunftsfähige Fahrgastinformation und An-
schlusssicherung imÖffentlichen Verkehr zu realisieren.

Eine hochwertige Fahr-
gastinformation ist wesentli-
cher Bestandteil eines att-
raktiven Verkehrsangebotes.

Eine große Herausforde-
rung, denn ein solch flächen-
deckendes System auf Basis
von Echtzeitdaten ist deutsch-

bayernweiten Datenpool er-
möglicht DEFAS BAYERN
einen Datenaustausch zwi-
schen verschiedenen lokalen
Datenpools. So können die
einzelnen Verkehrsunterneh-
men und Verbünde ihre Da-
ten untereinander austau-
schen und für die eigene
Fahrgastinformation nutzen.
Bei den Daten, die von ver-
schiedenen Verkehrsunter-
nehmen im „Bayernweiten
Datenpool ÖV“ zusammen-
laufen, stellt die BEG sicher,
dass sie diskriminierungsfrei
allen in Bayern arbeitenden
Verkehrsunternehmen zur
Verfügung stehen und aus-
schließlich nichtkommerziell
zum Zweck der Fahrgastin-
formation und Anschlusssi-
cherung verwendet werden.

Bayernweiter Datenpool

Vom „Bayernweiten Da-
tenpoolÖV“werden alle Soll-
und Echtzeitdaten sowie
Meldungen des Öffentlichen
Verkehrs in Bayern über den
sogenannten „Echtzeitdaten-
Router ÖV“ in die bayern-
weite Fahrtauskunft einge-
speist. Diese beliefert damit

unter anderem Handydiens-
te, öffentliche Telefone mit
Internetanschluss und Fahrt-
auskunftsportale im Internet,
beispielsweise den Bayern-
Fahrplan unter www.bayern-
fahrplan.de.

www.bayern-fahrplan.de

Der Bayern-Fahrplan ist
die Online-Reiseauskunft des
Freistaats und hat den Fahr-
gästen in Bayern schon in der
Vergangenheit alle Soll-
Fahrpläne zur Verfügung ge-
stellt. Mit dem Start von
DEFAS BAYERN werden
jetzt zusätzlich Echtzeitdaten
eingespeist. Derzeit können
im Bayern-Fahrplan aber
noch nicht für alle Fahrten im
öffentlichen Verkehr Echt-
zeitdaten angezeigt werden,
da die Daten in DEFAS
BAYERN nur teilweise vor-
handen sind.

Laufende
Verbesserungen

Deshalb wird der Bayern-
Fahrplan laufend weiterent-
wickelt und optimiert. Aktu-
ell werden für die Fahrgäste
in der Verbindungsauskunft
ausschließlich Echtzeitdaten
von DB Regio und DB
Fernverkehr sichtbar. Im Ab-
fahrtsmonitor und über die
Kartenansicht stehen jedoch
bereits einige mehr zur Ver-
(Fortsetzung nächste Seite)

Unternehmen und Kommunen
müssen Daten liefern

Eine flächendeckende Fahrgastinformation wird erst
dann realisiert sein, wenn alle Verkehrsunternehmen und
Kommunen in Bayern an DEFAS BAYERN mitarbeiten.
Denn ein System kann immer nur so gut sein wie die Da-
ten, auf denen es basiert. Hier sind Verkehrsunternehmen,
Verkehrsverbünde undAufgabenträger für die Busse – die
Landkreise und kreisfreien Städte – gefragt. Erst wenn alle
Verkehrsunternehmen im Freistaat Bayern ihre Soll- und
Echtzeitdaten erheben und an den bayernweiten Datenpool
liefern, wird eine flächendeckende Fahrgastinformation in
Echtzeit für ganz Bayern möglich sein. Eine besondere
Herausforderung stellt die Qualitätssicherung der Daten
dar, die die Bayerische Eisenbahngesellschaft gemeinsam
mit den Datenlieferanten durchführen will.

Kontinuierlich arbeiten Ver-
kehrsunternehmen, Verkehrs-
verbünde und Aufgabenträ-
ger in ganz Deutschland da-
ran, die Information im
Öffentlichen Verkehr (ÖV)
zu verbessern. Auch die
zunehmende Anzahl der in
Bayern tätigen Verkehrsun-
ternehmen veranlasste den
Freistaat im Jahr 2005 dazu,
ein eigenes „Durchgängiges
elektronisches Fahrgastin-
formations- und Anschluss-
sicherungssystem“, kurz
DEFAS, für Bayern ins Le-
ben zu rufen.

Landesweite Information

Ziel ist es, die Fahrgäste
bayernweit umfassend und
unternehmensübergreifend
über ihre Fahrten und An-
schlüsse zu informieren. Und
das nicht nurmit statistischen
Fahrplandaten (sog. Soll-Fahr-
plänen), sondern mit aktuel-
len Zeiten – im Internet, an
öffentlichen Telefonen und
über mobile Endgeräte.

landweit bisher einmalig.
Durch standardisierte Da-
tenschnittstellen und einen
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steht es auch in den Ver-
kehrsverträgen. Richtig ist
aber, dass auch wir bei eini-
gen Projekten die Entwick-
lung der Nachfrage unter-
schätzt haben.
GZ:Wie sehen denn nun

Ihre Lösungsansätze aus,
um diese Problematik kurz-
fristig in den Griff zu krie-
gen?
Czeschka: Wir erwarten

erst einmal, dass die Unter-
nehmen ihrer Verantwortung
nachkommen. Wenn alle dis-
positiven Maßnahmen aus-
geschöpft sind, sind wir be-
reit, auch über Verstärker-
leistungen zu verhandeln.
Um mehr Platzkapazitäten
zu schaffen, sind auf den
betroffenen Strecken bereits

DerWettbewerb im
Schienenpersonennahverkehr

funktioniert
GZ-Interview mit Fritz Czeschka,

Geschäftsführer der Bayerischen Eisenbahngesellschaft
Das Bayerische ÖPNV-Gesetz verpflichtet die Bayerische
Eisenbahngesellschaft (BEG), ein Fahrplankonzept für
den Schienenverkehr als Grundangebot des öffentlichen
Personennahverkehrs zu erarbeiten. Zusammen mit den
Aufgabenträgern für die Busse soll ein attraktives
Gesamtangebot im Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV) entwickelt werden. Fritz Czeschka ist Geschäfts-
führer der Bayerischen Eisenbahngesellschaft mbH und
steht somit diesem Prozess voran.
GZ: Auf welche Erfolge,

die dieBEGseit ihrerGrün-
dung 1996 erreicht hat,
sind Sie als Geschäftsfüh-
rer besonders stolz?
Czeschka:Die BEG blickt

mit dem Jahr 2011 auf ihr
15-jähriges Bestehen zurück.
Wir haben uns in dieser Zeit
zur maßgeblichen Institution
des SPNV in Bayern ent-
wickelt. Unsere Bilanz kann
sich sehen lassen. Das Fahr-
planangebot haben wir um
40% verbessert, die Zahl der
Fahrgäste ist außerhalb der
S-Bahn München um 63 %
gestiegen. Die Vergabe im
Wettbewerb hat sich bewährt
– wir haben heute mehrere
leistungsfähige Verkehrsun-
ternehmen in Bayern. Und
nicht zuletzt erleben wir in
den meisten Wettbewerbs-
projekten enormen Zuspruch,
zum Teil verzeichnen wir
nochmals zweistellige Zu-
wachsraten der Fahrgast-
zahlen.
GZ: Was ist Ihrer Mei-

nung nach also das Er-
folgsrezept der BEG?
Czeschka: Der erste Er-

folg war sicher der flächen-
deckende Taktfahrplan. Ein
solches System gab es vor
1996 in dieser Größenord-
nung deutschlandweit noch
nicht. Doch die BEG wollte
den gesamten bayerischen
SPNV attraktiver machen,
und so entstand der Bayern-
Takt – der Stundentakt für
fast ganz Bayern. Ein weite-
rer Schritt war daraufhin die
Ausschreibung der ersten
Wettbewerbsprojekte. Vor der
Bahnreform gab es im baye-
rischen SPNV keinenWettbe-
werb. Da wir aber die Qua-

lität steigern und das Fahr-
planangebot ausweiten woll-
ten, entschieden wir uns für
die Wettbewerbsvergabe. Für
uns ist heute offensichtlich:
Der Wettbewerb im Schienen-
personennahverkehr funktio-
niert. Wir haben bis heute 21
Verfahren erfolgreich abge-
schlossen. Und erst kürzlich
hat sich mit der Vergabe an
Veolia in Rosenheim und die
Regentalbahn in Ostbayern
wieder gezeigt: Auch in gro-
ßen Verkehrsnetzen haben
alle Anbieter ihre Chance!
GZ: Nun kann man ja

aber die Lage im bayeri-
schen SPNV nicht als
durchweg rosig schildern.
Woher kommen denn bei-
spielsweise die viel dis-
kutierten Probleme bei
Fugger-Express, Donau-
Isar-Express oder der S-
Bahn Nürnberg?
Czeschka: Ja, leider schei-

nen die Fahrzeugprobleme
bei DB Regio kein Ende neh-
men zu wollen. Ich weiß nicht,
ob ich die Leistung der DB
mehr bewundern soll, trotz
der fehlenden Fahrzeuge
noch immer ein passables
Angebot zu fahren, oder ob
ich mich wundern soll über
das klägliche Bild, das die
Global Player der Fahrzeug-
industrie zusammen mit der
DB und dem Eisenbahn-
Bundesamt bei den Fahrzeu-
gen bieten. Oft wird argu-
mentiert, das sei eine Folge
des Wettbewerbs und der
damit verbundenen kurzen
Fristen. Dass dies nicht zu-
trifft, sehen Sie an dem von
Ihnen genannten Beispiel der
S-Bahn Nürnberg. Neue
Fahrzeuge waren bereits

2003 im großen Verkehrs-
vertrag mit DB Regio verein-
bart. Die Fahrzeuge laufen
heute noch nicht. Neben feh-

Fritz Czeschka, Geschäftsführer der BEG.

lenden Fahrzeugen stehen
immer wieder Mängel im
Bezug auf die Leistungen der
Verkehrsunternehmen, wie
etwa Pünktlichkeit, Zugbil-
dung, Platzangebot, Sitzplatz-
abstände und Funktionsfä-
higkeit von Toiletten, Türen
und Klimatisierung in der
Kritik.
GZ:Wem genau ist denn

nun aber die Schuld an die-
sen vielfältigen Problemen
zuzuweisen?
Czeschka: Aus unserer

Sicht ist es besonders ärger-
lich, dass in der Öffentlich-
keit immer wieder der Ein-
druck erweckt wird, Schuld
an diesen Mängeln seien die
von uns so bestellten Leis-
tungen. Hier ist eindeutig fest-

zustellen, dass für alle Män-
gel in der konkreten Betriebs-
durchführung und Fahrzeug-
gestaltung allein die Ver-
kehrsunternehmen verant-
wortlich sind. Selbst das
Thema Kapazitäten liegt zu-
nächst bei den Verkehrs-
unternehmen. In keinem Fall
haben wir zu geringe Kapa-
zitäten vorgegeben. Wir ha-
ben Zählungen zur Verfü-
gung gestellt und die Verant-
wortung für die Kapazitäten
immer den Verkehrsunter-
nehmen übertragen – so
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rechtfertigte Gewinne aus
einem Monopolmarkt, denen
keine entsprechenden Mehr-
aufwendungen gegenüber-
stehen, und die nun auch
noch an den Bund abgege-

zusätzliche Fahrzeuge im
Einsatz. Und wir werden
weiter über Verbesserungen
sprechen, um besonders kri-
tische Züge auf Dauer zu ent-
lasten. Von den Bahnen er-
warten wir für dieses Nach-
tragsmanagement einen reel-
len Preis, denn letztlich ste-
hen wir in der Verantwor-
tung gegenüber dem Steuer-
zahler.
GZ: Gibt es noch weitere

Probleme, außerhalb der
Verantwortlichkeit der Ver-
kehrsunternehmen, mit de-
nenderbayerische SPNVin
Zukunft zu kämpfen hat?
Czeschka: Für mich ist es

unbefriedigend, dass heute
jede zusätzliche Zugfahrt mit
den vollen Trassenpreisen
abgerechnet wird. Das ver-
hindert die Bestellung eines
angemessenen Verkehrsan-
gebots. Deshalb fordern wir
von derDB, dass das Trassen-
preissystem im Sinne einer
rationalen Verkehrspolitik
umgestellt wird: Es soll Mehr-
bestellungen nicht verhin-
dern, sondern fördern! Dazu
sollten dieAufgabenträger für
zusätzlich bestellte Fahrten
hohe Rabatte erhalten. Es
gäbe nur Gewinner: Die
Fahrgäste hätten ein besse-
res Angebot, die Verkehrsun-
ternehmen könnten mehr
Arbeitsplätze schaffen, DB
Netz höhere Einnahmen er-
zielen, und die teuren Schie-
nenstrecken wären besser
ausgelastet. Letztendlich wol-
len wir den bestmöglichen
SPNV für die Bürgerinnen
und Bürger in ganz Bayern.
Deshalb haben wir auch im

wir weitere Verbesserungen
im Bayern-Takt nicht mehr
im geplanten Umfang umset-
zen. Schlimmstenfalls müssen
wir Leistungen sogar abbe-
stellen.
GZ: Glauben Sie aber

trotzdem, dass das Wettbe-
werbssystem weiter in sei-
ner aktuellen Form beste-
hen kann?
Czeschka: Die BEG baut

zu Recht auf die großen posi-
tiven Kräfte desWettbewerbs:
Von den aktuell ausschrei-
bungsfähigen Zugleistungen
in Bayern haben wir bereits
rund zwei Drittel im Wettbe-
werb vergeben.
Seit 2003 hat die BEG von

allen Bestellern in Deutsch-
land die mit Abstand meisten
Zugleistungen in den Wett-
bewerb gegeben. Wir nutzen
den Wettbewerb konsequent,
um den SPNV zu einer att-
raktiven Alternative zum In-
dividualverkehr zu machen.
Das zeigt: Bayern ist nicht

nur Bahnland Nr. 1, Bayern
ist auch Wettbewerbsland
Nr. 1!
GZ: Nun haben Sie ja

eben schon selbst den Slo-
gan Bahnland Bayern ver-
wendet.Was genau soll die-
ses Motto der BEG zum
Ausdruck bringen?
Czeschka: Die Marke

Bahnland Bayern wurde von
der BEG im Frühjahr 2010
neu geschaffen, um den
SPNV in Bayern in der
Öffentlichkeit noch besser zu
positionieren. Sie steht re-
präsentativ für das attrakti-
ve Bahnangebot in Bayern.
Zudem bildet die Marke ein
Dach über dem bayerischen
SPNV, das alle Verkehrs-
unternehmen vereint und
Bayern als ein starkes Bahn-
land positioniert, in dem ver-
schiedenste Akteure mitwir-
ken. Diese durch den Wett-
bewerb entstandene Vielfalt
ist es, die Bayern zum Bahn-
land macht.

Publikationen undWerbeartikel der BEG
kostenlos im „Bahnland Bayern Shop“
Die BEG gibt eine Vielzahl unterschiedli-
cher Publikationen heraus. Die wohl be-
kannteste ist der zweimal jährlich erschei-
nende Faltplan „Ausflugstipps im Bahnland
Bayern“. Hier werden aus allen Regionen
Bayerns lohnendeAusflugsziele vorgestellt,
die gut mit dem Zug zu erreichen sind. Die
„Ausflugstipps“ liegen in den bayerischen
Regionalzügen, Bahnhöfen und Touristin-
formationen aus oder sind direkt über die
BEGzuerhalten.Danebenpubliziert dieBEG
neuerdings auch das „Bahnland BayernMa-
gazin“ für Endkunden.
Für Fachpublikum aus Politik, Presse und

der Verkehrsbranche, aber auch für interes-
sierte Endkunden, gibt die BEG vierteljähr-
lich ihren Newsletter „Bahnland Bayern
News“ heraus sowie Faltblätter mit detail-
lierten Informationen zu Ausschreibungen,
Verbesserungen zum Fahrplanwechsel
oder zur Bedienung neuer Haltepunkte.
Größere Mengen aller BEG-Publikationen
sowie „Bahnland Bayern Werbeartikel“,
zum Beispiel zur Auslage in Landrats-
ämtern oder Rathäusern, können ganz
bequem im „Bahnland Bayern Shop“
unter www.bahnland-bayern.de/shop be-
stellt werden.

Alle Publikationen und Werbemittel der BEG können unter www.bahnland-bay-
ern.de/shop kostenlos bestellt werden.

ländlichen Raum das Ange-
bot ausgeweitet, obwohl die
Regionalisierungsmittel in
der Vergangenheit stark ge-
kürzt worden sind und heute
nicht höher sind als vor zehn
Jahren.
GZ: Wer streicht denn

hier dann im Gegenzug
den Gewinn ein?
Czeschka: Zum größten

Teil kassiert DB Netz unge-

ben werden müssen. Das
bedeutet, dass uns auf indi-
rektemWeg die Regionalisie-
rungsmittel gekürzt werden.
GZ: Was heißt das kon-

kret für die Zukunft?
Czeschka:DerBundmuss

entweder die Regionalisie-
rungsmittel erhöhen oder die
DB die Infrastrukturgebüh-
ren für Mehrbestellungen
senken. Anderenfalls können

http://begshop.hhserver.net/
http://www.bahnland-bayern.de/
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